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„A amenazas externas y internas“ – „Gegen äußere und innere Bedrohungen“1 lautet der 
Leitsatz der Streitkräfte der Vereinigten Staaten von Mexiko. Seit ihrer Entstehung aus den 
siegreichen Kampfverbänden der Mexikanischen Revolution haben die Streitkräfte nach 
diesem Wahlspruch gehandelt und Mexiko – la patria – stets gegen Bedrohungen vertei-
digt. Nach der langen, blutigen Revolution gelang es in Mexiko einer Partei über Jahrzehn-
te hinweg, la patria zu verkörpern: Die Institutionelle Revolutionäre Partei (Partido Revo-
lucionario Institucional, PRI)
2
 errichtete eine in Lateinamerika einzigartige „zivile Auto-
kratie“ (Thiery/Merkel 2010: 212), die alle Bereiche des Staates, zivil wie militärisch, um-
fasste. Der PRI nutzte dabei den revolutionären Mythos lange Zeit als Legitimation seiner 
autoritären Herrschaft. Gleiches galt für die Streitkräfte: Als „Verteidiger der Revolution“ 
handelten sie gegen Unruhen im Inneren und wurden dabei zu keinem Zeitpunkt selbst zu 
einer Bedrohung für das Regime. Ohne eine konkrete Bedrohung von außen und unter dem 
„de facto Schutzschirm der USA“ (Díez/Nicholls 2006: 21) richtete sich ihr Fokus auf die 
Niederschlagung von Aufständen und Streiks, den Einsatz gegen diverse guerrilla-
Bewegungen sowie seit den 1990er Jahren verstärkt auf den Kampf gegen Drogenschmug-
gel und Organisierte Kriminalität. Im Gegensatz zu den in der Region verbreiteten Militär-
putschen waren Mexikos zivil-militärische Beziehungen dabei während des 20. Jahrhun-
derts von herausragender Stabilität geprägt; zu keinem Zeitpunkt versuchte das Militär, 
selbst die Macht zu erlangen. Im Austausch für diese Loyalität garantierten die Zivilen 
dem Militär weitreichende Autonomie über seine internen Angelegenheiten wie auch bei 
seiner Rolle in der Inneren Sicherheit. 
Mit dem von Präsident Felipe Calderón ausgerufenen „Krieg gegen die Drogen“ wenige 
Tage nach seiner Amtseinführung im Jahr 2006 und dem damit verbundenen Einsatz von 
50.000 Soldaten gegen die mächtigen Drogenkartelle hat sich das vorher nur selten einge-
setzte Militär zu einem dauerhaften Machtfaktor in der Inneren Sicherheit etabliert. Die 
stete Eskalation des Konfliktes und die Schwäche der zivilen Strafverfolgungsbehörden 
haben dabei zu einer kontinuierlichen Ausweitung der Rolle des Militärs auch in der Poli-
tik geführt. Inzwischen haben Militärs in weiten Teilen des Landes klassische Aufgaben 
                                                 
1
 Aus der Visión 2030 der Streitkräfte aus dem Jahr 2012 (SEDENA 2012a). 
2
 PRI wird bis heute sehr häufig fälschlicherweise als „Partei der Institutionalisierten Revolution“ übersetzt. 
Im Folgenden wird „der PRI“ verwendet, da das Substantiv partido im Spanischen maskulin ist.  
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der Polizei übernommen und sich durch die Verhaftung von Drogenbossen und der angeb-
lich geringeren Anfälligkeit für die weitverbreitete Korruption zur ultima ratio der Politik 
etabliert: Das Misstrauen gegenüber den zivilen Behörden führte zum Ersetzen ganzer Po-
lizeikommandanturen mit Soldaten und in mehr als der Hälfte der 32 Bundesstaaten sind 
Militärs mit den höchsten Posten der Sicherheit betraut worden. Dieser stetig steigende 
Einfluss des Militärs hat entscheidend dazu beigetragen, dass eine Reform des Militärs 
ausgeblieben ist und Analysten vor einer „Militarisierung“ von Politik und Gesellschaft 
warnten. Zuletzt kritisierten auch die unmittelbaren Nachbarn USA und Guatemala 
Calderóns militärisch geprägte Strategie (Esquivel 2012; Proceso 2012c) und der ehemali-
ge UNO-Generalsekretär Kofi Annan erklärte Mexikos „Krieg gegen die Drogen“ im Ok-
tober 2012 angesichts der steigenden Opferzahlen für gescheitert (Proceso 2012p). Vonsei-
ten der international anerkannten Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch 
(HRW) hieß es in ihrem letzten Bericht, dass der Militäreinsatz „statt einer Verringerung 
der Gewalt einen dramatischen Anstieg an Tötungen, Folter und anderen schrecklichen 
Missbräuchen durch die Sicherheitskräfte“ bewirke sowie zu einem „Klima der Gesetzlo-
sigkeit“ in vielen Teilen des Landes geführt habe (HRW 2011b; Übersetzung P.H.). 
Die vorliegende Analyse soll zu einem umfassenden Verständnis der zivil-militärischen 
Beziehungen in Mexiko beitragen und dabei besonders die Rolle des mexikanischen Mili-
tärs während des „Krieges gegen die Drogen“ seit 2006 untersuchen. Vorrangiges Ziel ist 
die Feststellung von Pfadabhängigkeiten in den zivil-militärischen Beziehungen und die 
Untersuchung der Strategien, die die zivilen Autoritäten während des Untersuchungszeit-
raums zur Etablierung ziviler Kontrolle angewandt haben. Dabei wird davon ausgegangen, 
dass den Zivilen zwar ein breites Set an Strategien zur Forcierung ziviler Kontrolle zur 
Verfügung steht, jedoch aufgrund unterschiedlich günstiger Kontextfaktoren die Anwen-
dung dieser Strategien begrenzt ist. Die Analyse soll dabei Aussagen darüber ermöglichen, 
wie sich diese Faktoren auf die Strategien der zivilen Autoritäten ausgeübt haben. Darüber 
hinaus wird untersucht, inwieweit durch die angewandten Strategien eine Veränderung bei 








Die beiden zentralen Fragen, die im Rahmen der vorliegenden Arbeit beantwortet werden 
sollen, lauten:  
(1)  Wie hat sich der Grad der zivilen Kontrolle in Mexiko seit 2006 verändert? 
(2) Welche Kontextfaktoren sind dabei entscheidend für eine Veränderung gewesen? 
Für den theoretischen Teil der Arbeit leiten sich daraus die folgenden beiden Fragen ab: 
i)  Wie kann zivile Kontrolle messbar gemacht werden?  
ii)  Welche Kontextfaktoren beeinflussen den Grad ziviler Kontrolle? 
Um diese Fragen beantworten zu können, wird zunächst die bisherige Forschung zur Etab-
lierung ziviler Kontrolle mit besonderem Fokus auf die Lateinamerikaforschung unter-
sucht. Darauf aufbauend wird ein Konzept bestimmt, welches für die Beantwortung geeig-
net ist, und in der Folge auf das Fallbeispiel angewandt. Der empirische Teil der Analyse 
legt seinen Fokus dementsprechend auf die Fragen:  
iii)  Wie gestalteten sich die zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko bisher? 
iv)  Welche Faktoren sind erklärungskräftig für eventuelle Veränderungen in der zivilen Kon-
trolle seit 2006? 
Ziel der Analyse ist es, durch die Beantwortung dieser Fragen zu einem möglichst voll-
ständigen Bild der zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko und zu fundierten Aussagen 
über die zivile Kontrolle zu gelangen, wie sie sich im Jahr 2012 darstellt.  
 
1.2 Aufbau der Arbeit 
 
Die Analyse bietet in einem ersten Teil zunächst ein theoretisches Rahmenwerk zur Erfas-
sung von ziviler Kontrolle. Nach einer Abhandlung über die bisherige Forschung zu zivil-
militärischen Beziehungen in jungen Demokratien und Konzepten zur Erfassung wird ein 
umfassender Ansatz mit fünf Teilbereichen ziviler Kontrolle vorgestellt, bei dem der Grad 
der Kontrolle als Kontinuum zwischen vollständiger ziviler Dominanz und uneinge-
schränkter Militärherrschaft verstanden wird. Das Konzept bietet dabei eine Möglichkeit 
zur Feststellung von „Defekten“ in den einzelnen Teilbereichen. Im Anschluss werden in 
Kapitel 3 diejenigen Kontextfaktoren bestimmt, die für die Analyse verwendet und deren 
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Auswirkung auf die zivile Kontrolle untersucht werden und ein vollständiges Forschungs-
design vorgestellt, anhand dessen der empirische Teil der Arbeit bearbeitet wird. 
In einem zweiten Teil der Arbeit soll schließlich auf das Fallbeispiel Mexiko eingegangen 
werden und dafür in Kapitel 4 zunächst die zivil-militärischen Beziehungen bis 2006 ana-
lysiert werden, um Pfadabhängigkeiten und Tendenzen während der Zeit des autoritären 
Regimes und seit der Transition zur Demokratie feststellen zu können. Ausgehend von der 
„Demokratiekrise“ des Jahres 2006 (Thiery 2010: 97) und dem kurz darauf folgenden Mili-
täreinsatz gegen das Organisierte Verbrechen soll in Kapitel 5 nachgezeichnet werden, wie 
sich die zivil-militärischen Beziehungen seit 2006 verändert haben. Eine Beschreibung des 
„Drogenkonfliktes“ bzw. der durch den Militäreinsatz verstärkten Sicherheitskrise bietet 
den notwendigen Hintergrund für die weitere Analyse. 
In Kapitel 6 wird der Einfluss der einzelnen Variablen, die auf die zivile Kontrolle und die 
Strategien der Zivilen zu ihrer Etablierung einwirken, untersucht: Als makrostrukturelle 
Variable sollen Aspekte des regionalen Kontextes, als institutionelle Variable die Konkur-
renz zwischen verschiedenen Akteuren im Sicherheitssektor und als ideelle Variable das 
Rollenverständnis des Militärs untersucht werden. Die in diesem Zusammenhang einge-
setzten Kontrollstrategien werden in Kapitel 7 erörtert und bewertet. Es folgt eine Analyse 
der Auswirkungen der eingesetzten Kontrollstrategien auf die Teilbereiche der zivilen 
Kontrolle. Die Studie schließt mit einem Fazit zur Erklärungskraft der drei Faktoren und 
mit den gewonnenen Erkenntnissen über den Grad der zivilen Kontrolle in ihren Teilberei-
chen im Jahr 2012.  
 
1.3 Gegenstand der Analyse 
 
Gegenstand der Untersuchung sind die zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko wäh-
rend der Präsidentschaft von Felipe Calderón Hinojosa von 2006 bis 2012. Der besondere 
Fokus liegt dabei auf den Kontextbedingungen zur Etablierung ziviler Kontrolle sowie auf 
den daraus resultierenden Kontrollstrategien der Zivilen. Bereits kurz nach seinem Amts-
antritt befahl Calderón eine ausgedehnte Militäroffensive gegen die einflussreichen krimi-
nellen Vereinigungen im Land und rief einen „Krieg gegen die Drogen“ aus, dessen obers-
te Ziele die Unterbrechung von Schmuggelrouten in die USA und die Zerstörung kriminel-
ler Netzwerke war. Das Militär ist seitdem einerseits mit täglich bis zu 50.000 Soldaten im 
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Einsatz, andererseits durch das militärisch geführte Verteidigungsministerium (Secretaría 
de la Defensa Nacional; SEDENA)
3
 und das Marineministerium (Secretaría de Marina; 
SEMAR) entscheidend in der Sicherheitspolitik beteiligt. Entsprechend umfasst der Unter-
suchungszeitraum einerseits die Amtszeit von Präsident Felipe Calderón, andererseits den 
zeitgleich beginnenden „Krieg gegen die Drogen“ von Militär und Polizei gegen die be-
waffneten Schutzorganisationen der Drogenmafias. Aufseiten des Militärs werden dabei 
sowohl der Einfluss der SEDENA und der SEMAR wie auch einzelner Offiziere auf die 
zivile Politik untersucht. Um dabei eine Änderung im Grad der zivilen Kontrolle feststellen 
zu können, wird gemessen, in welchem Maße den Zivilen die effektive Kontrolle über die 
Entscheidungsfindung bei bestimmten Teilbereichen garantiert ist und zu welchem Grad 





Sowohl die zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko als auch die Auswirkungen des 
„Krieges gegen die Drogen“ stellen bisher eher wenig erforschte Felder dar. Nach der so-
genannten „dritten Demokratisierungswelle“ (Huntington 1991) seit den 1970er Jahren, in 
deren Folge viele der ehemaligen Militärdiktaturen Lateinamerikas zur zivilen Herrschaft 
zurückfanden, konzentrierte sich die Forschung vor allem auf die Rückkehr zur Demokra-
tie und ihre Konsolidierung (Diamond/Plattner 1993; Linz/Stepan 1996). Seit Mitte der 
1990er Jahre steht vor allem die Qualität der Demokratie im Vordergrund (O’Donnell u. a. 
2004; Levine/Molina 2011).  
Das Feld der zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko ist aufgrund der besonderen Situa-
tion als „zivile Autokratie“, wegen der Abwesenheit von Militärputschen und seiner späten 
Transition zur Demokratie im Jahr 2000 wenig untersucht worden. Die Forschung zum 
Militär innerhalb der Region etablierte sich zwar bereits in den 1980er Jahren (vgl. exemp-
larisch Stepan 1988), wurde jedoch lange Zeit eher als Nischenwissenschaft angesehen. 
Der anerkannte Lateinamerika-Forscher David Pion-Berlin, der sich vor allem mit den zi-
vil-militärischen Beziehungen der Region beschäftigt, hielt 2001 fest:  
                                                 
3
 Das spanische Substantiv secretaría ist feminin; im Folgenden wird daher „die SEDENA“ verwendet. Glei-
ches gilt für „SEMAR“. 
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“Das Feld der zivil-militärischen Beziehungen Lateinamerikas […] hat darunter gelitten, dass es 
lange Zeit in schädlicher Isolation von der Vergleichenden Regierungslehre, der Politikwissenschaft 
und generell der Sozialwissenschaften stand. Über die Jahre hat das Feld einige anspruchsvolle ana-
lytische Arbeiten hervorgebracht, diese jedoch nicht immer ausführlich mit den theoretischen Trends 
und Traditionen der Forschung verknüpft“ (Pion-Berlin 2001: 2; Übersetzung P.H.). 
Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt der Experte für zivil-militärische Beziehungen 
Thomas Bruneau: 
„Führende Wissenschaftler betonen zwar die Wichtigkeit der zivil-militärischen Beziehungen in der 
Transition zur funktionalen Demokratie. Unglücklicherweise gehen ihre Arbeiten darüber hinaus je-
doch nicht ins Detail der damit verbundenen Probleme, Akteure und Institutionen“ (Bruneau 2006: 
2; Übersetzung P.H.). 
Seit der Jahrtausendwende hat die Forschung zu den Streitkräften in der Region zwar zu-
genommen und auch maßgeblich zur Theoriebildung der zivil-militärischen Beziehungen 
im Allgemeinen beigetragen (vgl. etwa Trinkunas 2005), jedoch blieb Mexiko weiterhin 
eher unterforscht, was mit der Abwesenheit von Militärputschen während des 20. Jahrhun-
derts erklärt werden kann. Während in Südamerika Militärdiktaturen entstanden und in 
Mittelamerika das Militär in Bürgerkriegen eingesetzt wurde, traten die mexikanischen 
Streitkräfte kaum in Erscheinung. Dies wurde im Allgemeinen auf einen zivil-militärischen 
„Pakt“ in Mexiko zurückgeführt (M. Serrano 1995; Camp 2005). Erst im Zuge der Demo-
kratisierung ab 1997 wurden vermehrt Überlegungen zur Rolle der Streitkräfte angestellt 
(Villareal 2001; Arzt 2001; Camp 2004a, 2004b; Ledesma Arronte 2000; Díez/Nicholls 
2006), wobei von Roderic Ai Camp, einem führenden Experten des Feldes, angemerkt 
wurde, dass Mexiko in der Forschung „an sich und im Kontext der Theoriebildung zu den 
zivil-militärischen Beziehungen in Lateinamerika im Wesentlichen ignoriert wird“ (Camp 
2005: xvii; Übersetzung P.H.). Mit dem Ende der 71-jährigen Herrschaft des PRI im Jahr 
2000 kamen schließlich Zweifel am Fortbestand der fest etablierten zivilen Kontrolle in 
Mexiko auf, die einige Analysten als speziell auf den PRI ausgerichtete Treue der Armee 
einstuften. Nach Sergio Villareal (2001) führe das Verschwinden der Staatspartei von den 
Machtpositionen dementsprechend zu einer „Kontrolllücke“, da mit dem Ende des zivil-
militärischen Paktes auch das besondere Verhältnis zwischen Streitkräften und ziviler Füh-
rung zu enden drohe und sich noch keine neuen Kontrollmechanismen etabliert hätten (Vil-
lareal 2001). Zur gleichen Zeit wurde die Vermutung geäußert, dass das Militär aufgrund 
seiner ungebrochenen Vorrechte als ein Hindernis bei der Etablierung der zivilen Kontrolle 
wirken würde und es aufgrund der Beendigung des Paktes mit dem PRI zur offenen An-
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fechtung (contestation) des neuen Regimes kommen könnte (Villareal 2001; Camp 2004a). 
Erst in jüngster Zeit konzentrierten sich Studien vermehrt auf den Einsatz des mexikani-
schen Militärs in der Drogenbekämpfung und die Auswirkungen auf den Staat (vgl. 
Grayson 2010; Olson u. a. 2010; Weeks 2011), jedoch wurde nicht systematisch unter-
sucht, welche Teilbereiche der zivil-militärischen Beziehungen davon beeinflusst wurden 
und wie sich das Verhältnis der Streitkräfte zur zivilen Führung seit dem Jahr 2006 dar-
stellt. 
Das Ziel der vorliegenden Analyse ist es, diese Forschungslücke zu schließen und sowohl 
theoretisch fundierte als auch zugleich empirisch valide Aussagen darüber zu treffen, wie 
sich die stark auf das Militär ausgerichtete Drogenbekämpfungsstrategie auf die zivil-
militärischen Beziehungen und die zivile Kontrolle ausgewirkt hat. 
 
1.5 Methodisches Vorgehen und Problemstellungen 
 
Für die theoretische Einbettung der Arbeit werden zunächst die wichtigsten Grundannah-
men der zivil-militärischen Beziehungen mit besonderem Fokus auf die Forschung zu La-
teinamerika vorgestellt. Um die Pfadabhängigkeiten der zivil-militärischen Beziehungen 
und ihre Auswirkungen auf die zivile Kontrolle feststellen zu können, werden in der Folge 
die Entstehung der Streitkräfte sowie die zivil-militärischen Beziehungen zur PRI-Zeit und 
während der ersten Regierung der Partei der Nationalen Aktion (Partido Acción Nacional; 
PAN) nach dem Machtwechsel im Jahr 2000 nachvollzogen. Die „Kriegserklärung“ an das 
Organisierte Verbrechen wenige Tage nach dem Amtsantritt von Felipe Calderón 2006 
wird als critical juncture zum Ausgangspunkt der Analyse: Es wird angenommen, dass an 
diesem Punkt eine Entwicklung zu einer stetigen militärischen Eskalation eingeleitet und 
durch diverse Maßnahmen und Rhetorik unumkehrbar gemacht wurde.
4
 In der Folge wer-
den die Kontextbedingungen zur Etablierung ziviler Kontrolle für den Fall Mexiko analy-
siert und Aussagen über das resultierende Set an Strategien getroffen, die in den folgenden 
Kapiteln geprüft und eruiert werden. 
 
Aufgrund der „verschwiegenen Natur“ des Militärs im Allgemeinen und der mexikani-
schen Streitkräfte im Besonderen ist die Datenlage des Feldes schwierig. Die mexikani-
                                                 
4
 Mahoney (2000) definiert critical junctures wie folgt: „Diese Momente (junctures) sind „kritisch”, da es 
nach der Wahl einer bestimmten Option kontinuierlich schwerer wird, zum Ausgangspunkt zurückzukehren, 
an dem noch verschiedene Optionen möglich waren” (Mahoney 2000: 513; Übersetzung P.H.).  
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schen Streitkräfte wurden als das „am meisten verschlossene und verschwiegenste Militär 
in Lateinamerika“ (Freeman/Sierra Guzmán 2005) bezeichnet, eine „hermetische Grund-
haltung“ (Astorga 2007) wurde beklagt und Kate Doyle (2004) erklärte in ihrer Studie über 
das mexikanische Militär sogar, es sei „berüchtigt für seine Geheimhaltung, Undurchläs-
sigkeit und seine feindliche Einstellung gegenüber öffentlicher Prüfung“ (Doyle 2004: 2; 
Übersetzung P.H.). Auch Raúl Benitez Manaut, einer der führenden Forscher zum mexika-
nischen Militär erklärte, der Grundsatz der Streitkräfte sei es, „keinen Kontakt mit der 
Presse oder der akademischen Welt“ einzugehen (Benitez Manaut, zit. nach Doyle 2004); 
zu einem ähnlichen Ergebnis kommt der Militärforscher Roderic Ai Camp, der beim mexi-
kanischen Militär ein „starkes Verlangen, nicht untersucht zu werden und rätselhaft zu 
bleiben“ diagnostiziert und den besonderen Umstand betont, dass dies auch nach der Tran-
sition fortgedauert hat (Camp 2005: xx–xxii). Laut Camp waren Offiziere oftmals erst nach 
Monaten zu Interviews bereit waren und erklärten dann, dass sie nur auf Anordnung des 
Präsidenten zur Verfügung stünden (Camp 2005: ebd.). 
 
Nach dem mexikanischen Informationsfreiheitsgesetz von 2002 ist zwar ein großer Teil 
der Politik transparent geworden, jedoch nicht das Militär als Institution. Die Öffentlich-
keitsarbeit der Streitkräfte ist folglich „mehr responsiv als proaktiv“ (Díez/Nicholls 2006: 
12). Dies betrifft bereits die Internetseiten des Verteidigungsministeriums SEDENA: In-
formationen zu den vier sogenannten „DN-Plänen“, die die Befugnisse des Militärs in ver-
schiedenen Einsatzgebieten wie Innere Sicherheit, Äußere Sicherheit und Katastrophenhil-
fe festlegen, sind nicht oder – wie im Fall der Katastrophenhilfe – nur sehr spärlich vor-
handen. Es können zwar Daten von der SEDENA angefordert werden, oft genug erklärt 
diese jedoch nach mehreren Monaten die „Nichtexistenz“ von Dokumenten oder dass diese 
nicht auffindbar seien (vgl. hierzu ausführlich Kapitel 7.1). Hinzu kommt die Tatsache, 
dass Mexiko eines der gefährlichsten Länder für Journalisten ist und die Presse angesichts 
von Morden und Morddrohungen sowie Anschlägen auf Redaktionsgebäude häufig zur 
Selbstzensur tendiert. Veröffentlichungen des Verteidigungsministeriums etwa werden oft 
unkommentiert und im Wortlaut übernommen.  
Aufgrund dessen stellen Dokumente von US-Behörden wie der Drogenvollzugsbehörde 
DEA, dem Verteidigungsministerium sowie einiger Forschungsinstitute wie dem Trans-
Border Institute die wichtigsten Quellen für die Analyse dar. Hinzu kommen Dokumente 
der Nationalen Kommission für Menschenrechte (Comisión Nacional de los Derechos 
Humanos; CNDH) sowie internationaler Menschenrechtsorganisationen wie Human 
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Rights Watch (HRW) und Amnesty International (AI). Dokumente der US-Botschaft in 
Mexiko, die in den vergangenen Jahren auf der Enthüllungsplattform WikiLeaks veröffent-
licht wurden, geben zusätzlich Einblick in die Zusammenarbeit zwischen den USA und 
dem mexikanischen Militär. 
Zudem werden ausgewählte Artikel der mexikanischen Tageszeitungen REFORMA, El 
Universal und La Jornada sowie der Wochenzeitung Proceso analysiert, die traditionell 
unabhängig und ausgewogen berichten. Ergänzt wird dies durch Berichte aus international 
anerkannten Tageszeitungen wie The New York Times (USA), The Los Angeles Times 
(USA) und The Guardian (GB). 
Aufgrund der Tatsache, dass die Suche auf der Seite des Verteidigungsministeriums stets 
denselben Link generiert (www.sedena.gob.mx), ist in vielen Werken zum mexikanischen 
Militär die Nachvollziehbarkeit der Quellen erschwert. Um die Nachvollziehbarkeit der 
vom Militär bereitgestellten Daten zu gewährleisten, sind die in der Analyse verwendeten 
Dokumente deshalb auf einer CD-ROM beigefügt.  
 
1.6 Relevanz und Forschungsinteresse 
 
Das Forschungsinteresse liegt primär in der systematischen Analyse des Grades ziviler 
Kontrolle, der bisher aufgrund unterschiedlicher Ansätze uneinheitlich bewertet wurde. 
Innerhalb des Forschungsfeldes ist dabei unbestritten, dass in Mexiko stets zivile Kontrolle 
vorherrschte, diese entspräche jedoch nicht „demokratischer Kontrolle“. Im Rahmen dieser 
Arbeit wird dabei ein Konzept ziviler Kontrolle erörtert, dass sich weniger umfassend als 
„demokratische Kontrolle“ gestaltet und deswegen für die Analyse besser geeignet ist.5 
Nach Raúl Benitez Manaut (2010), einem der führenden Forscher zu den zivil-
militärischen Beziehungen, zeigten sich in Mexiko im 20. Jahrhundert „die stabilsten zivil-
militärischen Beziehungen in Lateinamerika“, wobei diese Beziehungen „nicht auf demo-
kratischen Instrumentarien“ basierten (Manaut 2010: 163). Auch Freeman und Sierra 
Guzman bescheinigten Mexiko eine „zivile, wenn auch nicht notwendigerweise demokrati-
sche Kontrolle“ (Freeman/Sierra Guzmán 2005: 268). Während einige Forscher ebenfalls 
von umfassender ziviler Kontrolle ausgingen (Smith 2005: 103; Mares 2001: 225), erkann-
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 Zur Unterscheidung der Konzepte vgl. exemplarisch Kohn 1997. 
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ten andere eine mehr „subjektive“ als „objektive“ Form der Kontrolle6 (M. Serrano 1995: 
428; Díez 2008: 121) oder entdeckten eine „gefährliche Kontrolllücke“ (Villareal 2001) 
nach dem Ende der PRI-Herrschaft. Zuletzt wurden die zivil-militärischen Beziehungen als 
„prekär“ bezeichnet (Weeks 2011: 22) und es gab es zunehmend Befürchtungen von Men-
schenrechtsorganisationen, der mexikanischen sowie der internationalen Presse über eine 
„Militarisierung des Drogenkonfliktes“ seit der Amtsübernahme von Calderón (vgl. 
exemplarisch NY Times 2011b: A6).  
Anhand eines umfassenden Konzeptes und einer integrativen Theorie zur Bestimmung 
ziviler Kontrolle soll diese These einer wissenschaftlichen Prüfung unterzogen werden und 
Aussagen darüber getroffen werden, ob sich die zivil-militärische Balance in diesem Kon-
text tatsächlich in Richtung der Streitkräfte verschoben hat und vor allem in welchen Be-
reichen dies deutlich wird. 
 
1.6.1 Theoretische Relevanz 
 
Für viele Staaten der „dritten Demokratisierungswelle“ ist die Durchsetzung und Aufrecht-
erhaltung von ziviler Kontrolle nach wie vor mit Problemen behaftet, da das Militär sich 
oftmals vor oder während der Transition Vorrechte sichern konnte. Ebenjene Durchsetzung 
ziviler Kontrolle gehört dabei zu den wichtigsten Aufgaben für junge Demokratien, wird 
jedoch oft durch den Einsatz des Militärs im Inneren und die daraus resultierende Vermi-
schung von Polizei- und Militäraufgaben erschwert (Lutterbeck 2004). Die Streitkräfte 
sind gerade in Lateinamerika nach allgemeinem Konsens der Forschung zwar nicht mehr 
durch die Androhung oder tatsächliche Durchführung von Putschen als Gefahr für die zivi-
len Machthaber zu betrachten, sondern vielmehr „beiseitegetreten“, um fernab von der 
Ausübung der Regierung ihren Einfluss zu bewahren (Smith 2005). Die Theoriebildung zu 
den zivil-militärischen Beziehungen ist dementsprechend gefordert, den Einfluss des Mili-
tärs auch ohne konkrete oder implizite Putschdrohung zu analysieren und von einem postu-
lierten „Trugschluss des Putschismus“ (Croissant u. a. 2010) abweichend festzustellen, 
inwiefern das Militär in verschiedenen Teilbereichen der zivil-militärischen Beziehungen 
dominiert oder versucht, seinen Einfluss auszudehnen. Da die „klassische“ Bedrohung des 
Kalten Krieges nicht mehr als Rechtfertigung für die ehemals dominante Rolle des Militärs 
in der Landesverteidigung und bei der Inneren Sicherheit herangezogen werden kann, sind 
                                                 
6
 Zu den Begriffen „subjektive“ und „objektive“ Kontrolle nach Samuel Huntington vgl. Kap. 2.1.  
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die Streitkräfte Lateinamerikas aufgrund neuartiger Bedrohungen für das weite Feld der 
„Nationalen Sicherheit" wie etwa Terrorismus und Organisierte Kriminalität gezwungen, 
weiterhin ihren Einfluss geltend zu machen. David Pion-Berlin (2009) erklärte dazu: 
„Die Streitkräfte sind in hohem Maße in die Defensive geraten. Da der Kalte Krieg vorbei ist, die 
linksgerichteten Aufstände mit Ausnahme von Kolumbien besiegt sind und zwischenstaatliche Krie-
ge eine Rarität darstellen, müssen sie nunmehr nicht nur die Bewilligung ihres Budgets, sondern 
auch ihre bloße Existenz rechtfertigen“ (Pion-Berlin 2009: 582; Übersetzung P.H.). 
Die vorliegende Analyse soll dazu beitragen, ein entsprechendes Modell zur Messung zivi-
ler Kontrolle in verschiedenen Teilbereichen zu testen und zu verdeutlichen, inwieweit sich 
militärischer Einfluss niederschlägt und zivile Autoritäten versuchen, diesen Einfluss zu 
kontrollieren und zurückzudrängen. Zudem sollen Aussagen darüber erlaubt werden, in-
wieweit das verwendete theoretische Modell auch die Besonderheiten des Fallbeispiels 
Mexiko erklären kann. 
 
1.6.2 Praktische Relevanz 
 
Mexiko ist aufgrund der traditionell „zurückhaltenden“ Rolle des Militärs während der 
Herrschaft des PRI und als einziger Staat Lateinamerikas ohne Militärputsch im 20. Jahr-
hundert ein geeignetes Fallbeispiel, um den Einfluss des Militärs in einem von Zivilen do-
minierten Staat zu untersuchen und zu erklären. Im Vergleich zu den Streitkräften in ehe-
maligen Militärdiktaturen wie Argentinien, Brasilien, Chile und Uruguay ist das mexikani-
sche Militär wie erwähnt noch stark unterforscht. Zudem ergibt sich seit dem Übergang zur 
kompetitiven Demokratie und dem zugleich verstärkten Einsatz des Militärs gegen den 
Drogenschmuggel und die Organisierte Kriminalität eine Situation, in der der Staat zur 
Aufrechterhaltung der Inneren Sicherheit mehr und mehr auf die Streitkräfte vertraut. Die 
Eskalation des Konfliktes mit den Drogenmafias während der zweiten Regierung des PAN 
von 2006 bis 2012 bietet dabei reichhaltige Möglichkeiten zur Analyse der zivil-
militärischen Beziehungen. Relevant sind für das Fallbeispiel demnach die folgenden As-
pekte: (1) wie sich der Regimewechsel von der autoritären Herrschaft unter der Staatspartei 
PRI auf die zivil-militärischen Beziehungen ausgewirkt hat; (2) wie sich die Kontrolle über 
das mexikanische Militär angesichts der in Lateinamerika häufigen Menschenrechtsverlet-
zungen bei Militäreinsätzen gestaltet; (3) ob es einen Wandel in der Rolle des Militärs ge-
geben hat und (4) wie der umfassende innerstaatliche Konflikt mit dem Organisierten Ver-
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brechen sich seit 2006 auf das Selbstverständnis des mexikanischen Militärs und zugleich 
auf die zivile Kontrolle ausgewirkt hat. 
Die Kontrolle über ein im Inneren eingesetztes Militär ist dabei von besonderem Interesse 
angesichts der „zivil-militärischen Problematik“: Wie es der Politikwissenschaftler und 
Sicherheitsexperte Peter Feaver (1996) auf den Punkt bringt: Zum einen muss das Militär 
stark genug sein, um „die Kriege der Gesellschaft“ bestehen zu können, zum anderen 
„ebenso wie es das Staatswesen von seinen Feinden beschützen muss, muss es seine Eins-
ätze dergestalt durchführen, dass es nicht die Gesellschaft zerstört, zu deren Schutz es ei-
gentlich geschaffen wurde“. Wenn dies nicht der Fall ist bzw. das Militär sich als „inadä-
quat“ herausstellt, kann dies „schlimmer sein als überhaupt kein Militär“ (Feaver 1996: 
151f.; Übersetzung P.H.). Moyano Rasmussen (1999) bezeichnete die Frage, ob Militär in 
innerstaatlichen Konflikten eingesetzt werden sollte, sogar als „Schlüsselfrage“ der Ära 
nach dem Kalten Krieg (Moyano Rasmussen 1999).  
Der in Mexiko stattfindende „Krieg gegen die Drogen“ wird dabei in der Forschung inzwi-
schen als „Hauptproblem“ (main issue) der mexikanischen Politik seit 2006 bewertet, „die 
Situation scheint [in vielen Regionen; P.H.] außer Kontrolle, dem Anschein nach ist sie das 
Produkt eines gescheiterten Staates“ (BTI 2012a: 4f.). In einer Studie zu gefährdeten Staa-
ten im Jahr 2008 stellte das Joint Operating Environment der US-Streitkräfte Mexiko zwi-
schenzeitlich auf eine Stufe mit Pakistan, da diese beiden Staaten möglicherweise kurz vor 
einem schnellen Kollaps stünden, während der oberste Drogenbeauftragte der USA 
McCaffrey zu dem Ergebnis kam, Mexiko kämpfe „um sein Überleben gegen den narco-
Terrorismus“ (US Joint Forces Command 2008; McCaffrey 2009). Zur selben Zeit stieg 
die Befürwortung eines Militärregimes in Mexiko signifikant an – sofern dieses denn in 
der Lage sei, die Probleme des Landes zu lösen (vgl. hierzu auch Kapitel 6.1).  
Mexikos „Krieg gegen die Drogen“ ist dabei eingebettet in eine Strategie der „Militarisie-
rung“7 der Drogenkonflikte in Lateinamerika, die von den USA und den jeweiligen natio-
nalen Militärs begünstigt wird. Der Einfluss des transnationalen Drogenhandels ist in be-
sonderem Maße konfliktgenerierend: Auch in Honduras (v.a. nach dem Putsch im Jahr 
2009), Guatemala, Brasilien, Bolivien, El Salvador und Kolumbien sind die Streitkräfte 
unterstützend oder hauptsächlich gegen das Organisierte Verbrechen im Einsatz und wer-
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 Der Begriff „Militarisierung“ wird in der Forschung uneinheitlich verwendet; im Rahmen der vorliegenden 
Analyse wird darunter in Anlehnung an Isacson (2005) „das gesteigerte Engagement der Streitkräfte in As-
pekten der Regierungstätigkeit außerhalb der Äußeren Sicherheit“ verstanden (Isacson 2005: 17; Überset-
zung P.H.). 
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den den zivilen Behörden oftmals vorgezogen (vgl. HIIK 2012: 51, 2013). Die Entwick-
lung der Drogenpolitik hin zu einem von den USA unterstützten „Krieg“ stärkt dabei das 
Militär und macht die Performanz demokratischer Regime zu einem nicht geringen Anteil 
vom Gehorsam und Wohlwollen der Militärs abhängig. Anhand des Modells und seiner 
systematischen Überprüfung lassen sich folglich auch Aussagen über die Entwicklung der 
zivil-militärischen Beziehungen angesichts innerstaatlicher Konfliktsituationen in Latein-
amerika treffen. Wie die Analyse zeigen wird, brachte die Präsidentenwahl im Jahr 2006 
eine nur schwache Legitimation für Felipe Calderón, was den Rückgriff auf das Militär 
und eine offensive Strategie gegen die Kriminalität bestärkte. Durch die daraufhin folgende 
Sicherheitskrise mit hohen zivilen Opferzahlen könnte dabei ein erster Schritt zur Rück-
kehr des Autoritarismus eingeleitet werden. Der „Krieg gegen die Drogen“ und die Per-
formanz von Staat und Militär bestimmen somit auch über den Charakter der zukünftigen 
mexikanischen Demokratie und wirft zugleich die Frage auf, ob die demokratische Staats-
form in Mexiko bereits, wie Guiseppe di Palma es nannte, the only game in town (vgl. 




Teil I: Theorie 
 
Um Aussagen über den Grad der zivilen Kontrolle zu ermöglichen und Veränderungen 
feststellen zu können, wird zunächst ein dynamisches Modell der zivilen Kontrolle erarbei-
tet. Im Anschluss daran werden diejenigen Einflussfaktoren operationalisierbar gemacht, 
die bestimmend für eine Veränderung sind. Für den theoretischen Rahmen der Analyse soll 
deshalb folgende Frage erörtert werden: 
Wie muss ein Konzept der zivil-militärischen Beziehungen gestaltet sein, das Veränderungen bei der 
zivilen Kontrolle „messbar“ macht?  
Zu diesem Zweck erfolgt in einem ersten Schritt eine überblicksartige Einführung in die 
Theorien der zivil-militärischen Beziehungen, um die wichtigsten Begrifflichkeiten und 
Forschungsdesigns zu erläutern (Kap. 2.1). Im Anschluss erfolgt eine kurze Erläuterung 
des gewählten Demokratiekonzepts. Ein auf Teilregimen basierendes Demokratieverständ-
nis verdeutlicht hierbei die möglichen Einflusssphären des Militärs und „Defekte“, die un-
kontrollierte militärische Autonomie bewirken kann (Kap. 2.2). Daraufhin werden bisheri-
ge Konzepte ziviler Kontrolle auf ihre Verwendbarkeit geprüft und problematisiert (Kap. 
2.3). Auf diesen Prämissen aufbauend wird eine umfassende Theorie ziviler Kontrolle vor-
gestellt, die zivile Kontrolle als multidimensionales Konzept operationalisierbar macht 
(Kap. 2.4). In Kapitel 3 werden schließlich drei als wesentlich betrachtete Faktoren vorge-




2 Zivile Kontrolle 
 
In diesem Kapitel wird ein Konzept erarbeitet und vorgestellt, welches zivile Kontrolle 
theoretisch fundiert und operationalisierbar macht. Zu diesem Zweck werden in einem ers-
ten Schritt die bisherige Forschung und daraus resultierende Problemstellungen zusam-
mengefasst, bevor in Kapitel 2.2 der Zusammenhang zwischen Demokratie und ziviler 
Kontrolle ausgeführt wird. Darauf aufbauend wird in Kapitel 3 eine profunde Theorie der 
zivilen Kontrolle vorgestellt.  
 
2.1 Zivil-militärische Beziehungen im lateinamerikanischen Kontext 
„Das Militär wurde, in diesem Sinne, zur ersten ‚nationalen’ Institution im spanischen Teil Latein-
amerikas, sichtbares Symbol von la patria […]“ (Loveman 1999: 15; Übersetzung P.H.). 
Unter dem Begriff zivil-militärische Beziehungen wird generell ein Set von Beziehungen 
zwischen der zivilen politischen Führung eines Staates und den höchsten Militärs dessel-
ben verstanden. Dieses Set von Beziehungen kann sowohl förderlich als auch negativ für 
die zivilen Autoritäten sein, wobei diese zumeist ein doppeltes Ziel (twin goal) verfolgen: 
zum einen die Etablierung eines ausreichend starken Heeres, um ihren Schutz zu gewähr-
leisten, zum anderen die Entwicklung von Mechanismen, um Gefährdungen durch das ei-
gene Militär auszuschließen (Pion-Berlin 2001; ähnlich zuvor bereits Feaver 1996: 149). 
Die Etablierung und Aufrechterhaltung des Gewaltmonopols gilt dabei auch und gerade in 
jungen Demokratien als eine der Kernfunktionen des Staates, weshalb beinahe jeder mo-
derne Staat über Streitkräfte verfügt.
8
 Jedoch gestaltet sich dabei das Verhältnis von Zivi-
len und Militärs in einzelnen Regionen und Epochen grundlegend verschieden und ist auch 
heute ein wichtiger Indikator für die Integrationsfähigkeit und damit auch die Legitimation 
eines politischen Systems.  
Während der klassische europäische Nationalstaat bereits frühzeitig das Militär zu kontrol-
lieren wusste, waren die Republiken in Lateinamerika nach der Unabhängigkeit von den 
Kolonialmächten zunächst aufgrund von Bürgerkriegen und wechselnden Militärherr-
schern von ziviler Suprematie weit entfernt. Das 19. Jahrhundert war in der Region vor 
allem vom Unabhängigkeitskampf der spanischen Kolonien geprägt, in dessen Verlauf vor 
allem Simón Bolívar als „Befreier“ (libertador) von der Kolonialherrschaft auftrat. Etwa 
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 Ausnahmen bilden in Lateinamerika Costa Rica und Panama sowie Haiti. 
16 
80 Prozent der Truppen sowie ihre Anführer entstammten dabei den Kolonien selbst; spä-
ter wurden diese Armeen zu wichtigen Institutionen beim state building und in ihrer Rolle 
als Verteidiger des Vaterlandes, la patria (Loveman 1999). Der weitere Verlauf des 19. 
Jahrhunderts wurde durch innerstaatliche Machtkämpfe und stets wechselnde Militärherr-
scher (caudillos) bestimmt; allein in Mexiko gab es zwischen 1821 und 1860 mehr als 50 
verschiedene Machthaber (Fitch 1998: 10). Im 20. Jahrhundert setzten sich die Militärput-
sche in der Region fort – insgesamt 167 Mal verzeichneten die Staaten Lateinamerikas 
einen von Militärs initiierten Machtwechsel (Smith 2005, zit. nach Croissant/Kühn 2011: 
177). Im besonderen Maße prägend für das Bild Lateinamerikas als „Kontinent der Mili-
tärdiktaturen“ waren dabei die Putsche und anschließende Militärherrschaft in Argentinien, 
Brasilien, Chile und Uruguay. Mit der „Dritten Welle der Demokratisierung“ (Huntington 
1991), die Ende der 1970er Jahr Lateinamerika erreichte, fiel die Suprematie allmählich 
wieder den Zivilen zu; bis zum Jahr 2012 etablierte sich kein neuerliches Militärregime in 
der Region. Für viele Staaten gestaltete sich eine effektive Kontrolle über ihr Militär je-
doch oftmals als ein schwer zu realisierendes Ziel, wobei nach Pion-Berlin einerseits Fort-
schritte feststellbar seien, andererseits oftmals „drei Schritte nach vorne und zwei zurück“ 
gemacht würden (Pion-Berlin 2001). Während der Transition und Konsolidierungsphase 
der jungen Demokratien gelang es den Streitkräften dabei oftmals, sich Vorrechte zu si-
chern, die bei der Ausweitung ziviler Kontrolle eine Herausforderung für den Staat darstel-
len (Stepan 1988; Thiery/Merkel 2010).  
Die unsteten zivil-militärischen Beziehungen in Lateinamerika sind nach Croissant/Kühn 
durch drei zentrale Faktoren bestimmt worden: Zum einen habe (1) eine „frühe Weichen-
stellung auf einen dominanten internen Fokus“ sowie eine Entwicklung zu einer „von den 
eigenen Gesellschaften größtenteils autonome[n], hierarchische[n] und kohäsive[n] Institu-
tion“ stattgefunden. Zusätzlich sei (2) der Einfluss der USA auf das lateinamerikanische 
Militär in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts als „herausragend“ zu bewerten: Zu-
nächst in der Unterstützung von rechtsgerichteten Militärregimen, die eine US-freundliche 
Politik betrieben, später durch die Förderung demokratischer Reformen. Vor allem die 
letztgenannte Entwicklung sei in der Bewahrung von ziviler Suprematie nach dem Ende 
der Militärdiktaturen entscheidend gewesen, da dies die Kosten der Militärs erhöht habe, 
sich offen gegen Reformen zu stellen oder gegen die zivile Führung zu rebellieren. Als ein 
weiterer Faktor zeige sich (3) das Fehlen einer glaubhaften regionalen oder internationalen 
Bedrohung für die nationale Sicherheit: Die Existenzberechtigung der Streitkräfte beruhe 
vor allem auf der Perzeption einer Bedrohung im Innern (vgl. Croissant/Kühn 2011: 189f.). 
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Nach Brian Loveman (1999) sieht sich das Militär in Lateinamerika zudem stets einer his-
torischen, „konstitutionellen“ Mission verpflichtet, bei dem die Verfassung als „säkulares 
Sakrament“ angesehen wird:  
„Typischerweise haben die Streitkräfte einen verfassungsrechtlichen Status ähnlich dem des Kon-
gresses, des Präsidenten und der Judikative. Diese konstitutionelle Mission verstärkt ihre empfunde-
ne historische Rolle und legitimiert Aktionen zum Schutz, zur Verteidigung und zur Bewahrung von 
la patria“ (Loveman 1999: 232; Übersetzung P.H.). 
Wie im weiteren Verlauf der Analyse gezeigt wird, sind diese Faktoren bis heute von ent-
scheidender Bedeutung sowohl für das Rollenverständnis des Militärs als auch für die Stra-
tegien der Zivilen zur Kontrolle ihrer Streitkräfte.  
Infolge der Dritten Welle der Demokratisierung seit den 1970er Jahren gelang es schließ-
lich den Zivilen in immer mehr jungen Demokratien auf dem Kontinent, das Militär von 
den Schlüsselpositionen der Herrschaft auszuschließen, auch wenn sich dieses dabei in 
vielen ehemaligen Militärdiktaturen Vorrechte sichern konnte. Neben diesen institutionali-
sierten Vorrechten (prerogatives), die in der Transition gesichert wurden, bedienten sich 
viele Militärs der informellen Anfechtung (contestation) ziviler Suprematie (Stepan 1988: 
Kap. 6 und 7). Diese Vorrechte sowie die Anfechtung ziviler Suprematie sind weiterhin 
bestimmende Faktoren der zivil-militärischen Beziehungen in Lateinamerika: Auch wenn 
die Zeiten der stets drohenden Machtübernahme durch die Armee vorbei zu sein scheinen 
(Smith 2005), bleibt zu untersuchen, ob ein Ende der Putsche auch ein Ende der Einfluss-
nahme bedeutet. Nach Pion-Berlin ist dabei „die Frage ‘Putsch oder kein Putsch’ nicht die 
entscheidende für diese Epoche“ (Pion-Berlin 2001: 2; Übersetzung P.H.).  
 
2.2 Demokratie und zivil-militärische Beziehungen 
„Unglücklicherweise […] ist das Militär wohl der am wenigsten untersuchte Faktor in neuen Demo-
kratiebewegungen.“ (Stepan 1988: xi; Übersetzung P.H.) 
Die vorliegende Analyse beschäftigt sich mit einer Theorie des Militärs in emerging de-
mocracies oder jungen Demokratien der Dritten Welle (Huntington 1991). Im Besonderen 
stellt sich die Frage nach den „Erfolgsbedingungen, Strategien und Ergebnissen von Pro-
zessen der Institutionalisierung ziviler Kontrolle, die für die Konsolidierung junger Demo-
kratien besondere Bedeutung haben“ (Croissant/Kühn 2011: 169). Innerhalb dieser oftmals 
„defekten Demokratien“ (Merkel 2010) – so der allgemeine Konsens der Forschung – spie-
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len das Militär und die Etablierung ziviler Kontrolle sowohl in der Transition als auch spä-
ter in der Konsolidierungsphase eine signifikante Rolle. Pion-Berlin hob 2001 die Abhän-
gigkeit der Demokratie von ziviler Kontrolle hervor sowie die Notwendigkeit „die Streit-
kräfte zu Dienern und Instrumenten der Politik zu machen und nicht umgekehrt“ (Pion-
Berlin 2001: 1; Übersetzung P.H.). Gerade in Lateinamerika blieb das Militär dabei oft-
mals auch nach der Transition ein wichtiger Akteur in der Politik. Zudem sind auch nach 
der Beendigung der Transition noch diverse Aufgaben für die „Gesamtqualität“ (overall 
quality of democracy) zu erfüllen, bevor eine Demokratie als „konsolidiert“ angesehen 
werden kann (Linz/Stepan 1996: 5). Zu diesen Aufgaben zählt vornehmlich die Etablie-
rung ziviler Kontrolle über die Streitkräfte.  
Für die Analyse wird dementsprechend ein Demokratiekonzept benötigt, das auf die De-
mokratien der Dritten Welle angewendet werden kann. Grundlegend ist hierbei die An-
nahme, dass sich ein mangelhafter Grad ziviler Kontrolle negativ auf die Konsolidierung 
junger Demokratien auswirken und somit ein gesteigerter Einfluss des Militärs auf einzel-
ne Teilregime der Politik Rückwirkungen auf die Qualität der Demokratie generieren kann. 
Einen möglichen Zugriff, um die Qualität einer (neuen) Demokratie evaluieren zu können, 
bietet das Demokratiekonzept von Merkel u. a. (2003), welches in Teilregime aufgeteilt ist 
und anhand dessen Defekte in der Performanz des Staates festgestellt werden können. Den 
Autoren zufolge ermöglicht ihr Modell dabei  
„[…] die neuen Regime systematisch voneinander sowie von liberalen Demokratien zu trennen und 
ihre internen Unterschiede typologisch ebenso differenziert erfassen zu können, wie dies im Falle 
autoritärer und totalitärer Regime bereits versucht wurde“ (Merkel u. a. 2003: 13).  
Des Weiteren soll das Modell „Entstehen und Entwicklungsdynamiken dieser Umbruch-
systeme erklären“ und zudem die empirische Untersuchung „defekter“ Demokratien er-
möglichen sowie allgemeine Aussagen über ihre zukünftigen Entwicklungsaussichten er-
möglichen (ebd.). In einem multidimensionalen Konzept der embedded democracy unter-
scheiden die Autoren dabei zwischen fünf Teilregimen: zum einen das zentrale Wahlre-
gime (A), welches freie und faire Wahlen und das Prinzip der Volkssouveränität garantie-
ren soll; das Teilregime Politische Teilhaberechte (B), das vor allem Versammlungs- und 
Informationsfreiheit garantieren soll; Bürgerliche Freiheitsrechte (C) als individuelle 
Schutzrechte gegenüber dem Staat; Horizontale Gewaltenkontrolle (D), die eine gegensei-
tige Kontrolle der Staatsgewalten einschließt sowie Effektive Regierungsgewalt (E), die nur 
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dann gewährleistet ist, wenn eine Einflussnahme von Akteuren ohne demokratische Legi-
timation ausgeschlossen werden kann (Merkel u. a. 2003: 50–55; siehe Abb. 1).  
Als Akteur ohne demokratische Legitimation ist dabei das Militär von herausragender Be-
deutung: Aufgrund seiner Organisationsfähigkeit sowie seiner Verfügungsgewalt über 
Kriegswaffen stellt ein unzureichend kontrolliertes Militär einen potentiell „gefährlichen“ 
Akteur im Teilbereich der Effektiven Regierungsgewalt dar (Croissant u. a. 2010: 953).
9
 Da 
das Militär zudem in vielen der emerging democracies vor der Demokratisierung entweder 
selbst die Regierung ausgeübt bzw. signifikanten Einfluss auf die Politik hatte, verfügt es 
oftmals noch über eine starke Vetospielerposition.
10
 Die Etablierung ziviler Kontrolle wird 
somit auch und vor allem demokratietheoretisch relevant: In der Konsolidierung neuer 
Demokratien stellt sie eine grundlegende Funktionsbedingung zur Legitimation des Sys-
tems dar und kann einerseits Defekte generieren, andererseits bis zum Zusammenbruch der 
demokratischen Ordnung führen.  
Abbildung 1: Teilbereiche der embedded democracy nach Merkel u. a. (2003): 50. 
 
Für Aussagen über mögliche Defekte einer Demokratie in diesem Teilbereich ist somit die 
Bestimmung des Grades ziviler Kontrolle zentral, da nicht erst die extremste Form der Ein-
flussnahme durch das Militär in Form eines Putsches, sondern bereits zuvor ein differen-
ziertes Set an möglichem Einfluss vorhanden sein kann. Folglich wird für die Analyse ein 
Konzept ziviler Kontrolle benötigt, welches ebendiese Defekte in den verschiedenen Teil-
bereichen zivil-militärischer Beziehungen aufzeigen kann. 
 
  
                                                 
9
 Schwache zivile Kontrolle betrifft je nach Ausprägung auch die anderen Teilregime der embedded de-
mocracy (vgl. Croissant u. a. 2010: 960-963). 
10
 Als Vetospieler bezeichnet George Tsebelis (2002) alle jene individuellen oder kollektiven Akteure, deren 
Zustimmung Bedingung für einen Politikwechsel ist (vgl. Tsebelis 2002: 37). 
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2.3 Problemstellungen und bisherige Konzepte ziviler Kontrolle 
  
Die Frage „Wer bewacht die Wächter und wie?“ (Bruneau/Tollefson 2006) beschreibt so-
wohl die grundlegende Problemstellung als auch zugleich das primäre Forschungsinteresse 
der Beziehungen zwischen Staat und Militär. Die Forschung sah sich dabei bisher vor al-
lem mit drei Herausforderungen konfrontiert: Ein umfassender theoretischer Ansatz sollte 
(1) universell anwendbar und nicht auf etablierte Demokratien beschränkt sein, anderer-
seits gilt es, (2) die Mechanismen und Strategien zur Durchsetzung ziviler Kontrolle zu 
konzeptualisieren, da die Zivilen je nach Kontext zwischen unterschiedlichen Strategien 
wählen können bzw. müssen. Zudem sind (3) die gerade für junge Demokratien entschei-
denden Grauzonen zwischen den beiden Polen völliger ziviler Kontrolle und Dominanz 
des Militärs operationalisierbar zu machen, um den Fokus von der extremsten Form der 
Einflussnahme, dem Militärputsch, auf bereits zuvor existierende „Defekte“ in den Bezie-
hungen richten zu können (Croissant u. a. 2010). 
Zu den Wegbereitern der Theoriebildung gehört dabei Samuel Huntingtons (1957) Kon-
zept von objektiver und subjektiver ziviler Kontrolle. Zivile Autoritäten können demnach 
zwischen zwei Großstrategien wählen: Einerseits können sie eine strikte Trennung von 
zivilen und militärischen Bereichen befördern, die mit einer Professionalisierung des Mili-
tärs bzw. seiner Entpolitisierung in einer „unabhängigen militärischen Sphäre“ einhergeht; 
andererseits kann eine enge Einbindung der Streitkräfte in die zivile Sphäre sowie in die 
vorherrschende Ideologie vorgenommen werden (Huntington 1957: 80–85). Dieses Kon-
zept wird zwar bis heute häufig rezipiert, jedoch ebenso häufig aufgrund seiner inneren 
Widersprüche kritisiert (vgl. Kohn 1997: 143; Durell-Young 2006: 18; Croissant/Kühn 
2011: 35). Für die Lateinamerikaforschung wurde das Konzept zudem von Ernesto López 
(2001) als unpassend verworfen: Da Huntington ausschließlich von etablierten Demokra-
tien ausgeht und die Unterordnung des Militärs bereits als gegeben voraussetzt, sei der 
Ansatz für die jungen Demokratien des Subkontinents nicht anwendbar (López 2001).  
Im lateinamerikanischen Kontext sind folglich andere Aspekte als in etablierten Demokra-
tien zu berücksichtigen. Alfred Stepan (1988) erklärt zwei grundlegende Konzepte als ent-
scheidend für die Etablierung ziviler Kontrolle in der Region: Das Militär konnte sich in 
vielen der neuen Demokratien während der Transition zum einen institutionelle Vorrechte 
(prerogatives) sichern und hat danach Versuche der zivilen Autoritäten zur Ausweitung 
ziviler Kontrolle angefochten (contestation) (Stepan 1988). Diese Konzepte erlauben es, in 
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den einzelnen Teilbereichen zwischen „tradierten“ und neuen Feldern eines zivil-
militärischen Konflikts zu unterscheiden, für die jeweils unterschiedliche Kontrollstrate-
gien angewandt werden.  
Eine umfassende Konzeptualisierung dieser Kontrollstrategien nimmt Harold Trinkunas 
(2005) in seinem Werk über zivile Kontrolle in Venezuela vor. Insgesamt vier unterschied-
lich „robuste“ Ansätze seien dabei zu unterscheiden: Am schwächsten ist die Beschwichti-
gungsstrategie, bei der die zivile Führung die Vorrechte der Militärs im Tausch für ihr 
„Stillhalten“ unangetastet lässt. Des Weiteren kann die etwas robustere Strategie der Be-
aufsichtigung die Zivilen frühzeitig vor Bedrohungen durch das Offizierskorps warnen. 
Die Strategie des Teile und Herrsche soll durch Gegenmachtbildung eine geschlossene 
Opposition des Militärs verhindern, während die robusteste Strategie der Sanktionierung 
ein sofortige Bestrafung von Verhalten erlaubt, dass den zivilen Vorgaben widerspricht 
(Trinkunas 2005: Kap. 1; Übersetzungen P.H.). Die Robustheit der zivilen Strategien ist 
demzufolge letztlich entscheidend dafür, ob sich eine junge Demokratie gegenüber ihrem 
Militär durchsetzen kann. Jedoch versäumt es Trinkunas, seinen Ansatz in ein breiteres 
theoretisches Rahmenwerk einzubetten, das erklären kann, unter welchen Voraussetzungen 
zivile Akteure welche Strategien anwenden (vgl. Croissant u. a. 2011: 90). 
Nach Richard H. Kohn (1997) müssen zudem alle Aufgaben, die die Staatsspitze an das 
Militär delegiert, jederzeit von Zivilen definiert und überwacht werden können: „Die Zivi-
len legen alle Regeln fest und können diese jederzeit ändern.“ (Kohn 1997: 142; Überset-
zung P.H.). Jede Abweichung von dieser umfassenden Regel hat dementsprechend Aus-
wirkungen auf die Qualität eines Teilsystems der zivilen Kontrolle und damit auch auf die 
Qualität der Demokratie. Kohn postuliert zudem, dass zivile Kontrolle als Kontinuum zwi-
schen den beiden Extremen eines vom Militär beherrschten Staates und einem Staat ohne 
Streitkräfte operationalisierbar gemacht werden müsse. Um zivile Kontrolle verständlich 
und messbar zu machen und ihre Effektivität zu bewerten, sei es notwendig, den  
„relativen Einfluss von Militärs und Zivilen bei den Entscheidungen zu Krieg, innerer Si-
cherheit, äußerer Verteidigung und Militärpolitik abzuwägen“ (Kohn 1997: 143; Überset-
zung P.H.). 
Douglas Bland (1999) zufolge liegt außerdem die methodische Schwäche bisheriger An-
sätze auch und vor allem in der Konzentration auf das Phänomen des Militärputsches. Für 
die Forschung schien zu gelten:  
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„Bisherige Theorien und Studien zivil-militärischer Beziehungen tendieren dazu, sich auf die Ver-
meidung und Lösung von Putschen zu konzentrieren, ein zugegebenermaßen gefährliches, aber sel-
tenes Phänomen in den meisten Staaten. ‚Kein Putsch? Kein Problem, und deshalb ist eine weiterge-
hende Diskussion nicht notwendig.'“ (Bland 1999: 8; Übersetzung P.H.). 
 
Für eine genauere Spezifizierung ist des Weiteren nach Otto Hintze grundsätzlich zu fra-
gen: „Welche Stellen der Organisation des Staates sind von der Armee besetzt?“ (zit. nach 
Bruneau 2006: 3; Übersetzung und Hervorhebung P.H.). Sofern die demokratisch legiti-
mierten Zivilen darauf antworten können, dass ihre Streitkräfte lediglich einen weiteren 
Teil der Staatsbürokratie darstellen und analog zu anderen Bereichen von ihnen kontrolliert 
werden, ergibt sich ein Zustand ziviler Kontrolle wie in konsolidierten Demokratien. Eine 
Differenzierung zwischen mehreren Teilbereichen der Staatsorganisation ist demzufolge 
grundlegend für das Erkennen von Defekten.  
 
Für die theoretische Einbettung der Analyse wird somit ein umfassendes, multidimensiona-
les Konzept der zivilen Kontrolle benötigt, welches es erlaubt, Veränderungen in den zivil-
militärischen Beziehungen über bestimmte Zeiträume sichtbar zu machen. Zudem muss ein 
Konzept der zivilen Kontrolle in der Lage sein, einerseits die Grauzonen zwischen unange-
fochtener ziviler Suprematie und einer Militärherrschaft zu verdeutlichen, andererseits die 
unterschiedlichen Mechanismen und Strategien der Zivilen zur Durchsetzung von Kontrol-
le über das Militär zu konzeptualisieren und in einen historischen und sozialen Kontext 
einzubetten. Der in der Folge vorgestellte Ansatz nimmt diesen Anspruch auf.  
 
2.4 Fünf Teilbereiche ziviler Kontrolle 
 
Analog zu den Feststellungen von Bland und Desch entwickelten Croissant u. a. (2010) ein 
Konzept ziviler Kontrolle, das die ausgeführten Problemstellungen berücksichtigt und zivi-
le Kontrolle zum einen als Kontinuum, zum anderen als multidimensionales System opera-
tionalisierbar macht. Aufbauend auf dem in Kap. 2.2 vorgestellten Konzept der embedded 
democracy soll damit der „Trugschluss des Putschismus“ (The Fallacy of Coup-ism) besei-
tigt werden, der über lange Zeit die Erforschung zivil-militärischer Beziehungen einge-
schränkt habe. Wie die Autoren deutlich machen, ist dabei die Abwesenheit von Putschen 
ebenso wenig ausreichend für umfassende zivile Kontrolle wie das Vorhandensein von 
Wahlen ausreichend für eine vollwertige Demokratie ist. Nach Peter Feaver liegt die Ge-
fahr gerade darin, dass der weniger offensichtliche Einfluss des Militärs unterhalb der 
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Schwelle des Putsches übersehen werden könnte (Feaver 1996). Der zentrale Referenz-
punkt des Forschungsfeldes muss demzufolge nicht lauten, „ob das Militär politischen Ein-
fluss nimmt, sondern wie und wie viel.“ (vgl. Croissant u. a. 2010: 954; ähnlich zuvor 
Desch 1999; Pion-Berlin 2001).  
In Anlehnung daran definieren die Autoren ein breites Konzept ziviler Kontrolle, das so-
wohl auf Demokratien wie auch auf nicht-demokratische Regime angewandt werden kann. 
Zivile Kontrolle ist demnach 
„[…]eine Verteilung von Entscheidungsmacht, bei der ausschließlich die Zivilen die Autorität besit-
zen, über staatliche Politik und ihre Implementierung zu entscheiden.“ (Croissant u. a. 2010: 955; 
Übersetzung P.H.).  
Theoretische Voraussetzung ist dabei die an anderer Stelle ausgeführte Differenzierung 
zwischen ziviler Kontrolle als Zustand sowie als Prozess. Nach Croissant/Kühn (2011) ist 
zivile Kontrolle dann erreicht bzw. als Zustand zu begreifen, wenn alle politisch verbindli-
chen Entscheidungen ausschließlich von Zivilen getroffen werden und ihnen die Formulie-
rung und Implementierung obliegt. Zudem können sie einmal getroffene Entscheidungen 
prinzipiell jederzeit rückgängig machen. Hingegen ist zivile Kontrolle als Prozess als ein 
noch zu erreichender Zielzustand zu betrachten, bei dem die Voraussetzungen (noch) nicht 
erfüllt sind und Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten für das Militär noch nicht geschaf-
fen bzw. noch nicht institutionalisiert sind (vgl. Croissant/Kühn 2011: 21). 
Mit anderen Worten schließt die genannte Definition somit jeglichen Einfluss des Militärs 
auf Bereiche außerhalb ihrer von den zivilen Machthabern eingegrenzten Kompetenz aus 
und erlaubt umgekehrt jederzeit die Intervention der Zivilen in die militärische Sphäre. In 
einem weiteren Schritt definieren die Autoren unterschiedliche Bereiche der Entschei-
dungsmacht, die bei umfassender Kontrolle im alleinigen Kompetenzbereich von zivilen 
Autoritäten liegen, im idealtypischen Militärregime dagegen ausschließlich von Militärs 
kontrolliert werden. Die Entscheidungsmacht in jedem Sektor bildet sich somit als ein 
Kontinuum zwischen Zivilen und Militärs ab.  
Das aus fünf Teilregimen bestehende System kann dabei als mögliches Subsystem im 
Teilbereich (E) der embedded democracy verstanden werden, da wie ausgeführt ein unzu-
reichend kontrolliertes Militär die effektive Regierungsgewalt einschränkt. In Anlehnung 
an Pion-Berlin (1992) lässt sich dabei in allen Teilbereichen die Unterscheidung treffen 
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zwischen „Dominanz der zivilen Autoritäten“, „geteilter Autorität“ und „Dominanz des 
Militärs“ (Pion-Berlin 1992).  
 
Abbildung 2: Teilbereiche der zivilen Kontrolle von Croissant/Kühn (2011): 20. 
 
 
Im Mittelpunkt steht dabei der Bereich Politische Rekrutierung (A), welcher analog zum 
Wahlregime der embedded democracy grundlegend für das Gesamtsystem ist. Derjenige 
Akteur, der die Kontrolle über dieses Teilregime ausübt, hat demnach Verfügungsgewalt 
darüber „wer herrscht und wer darüber entscheidet, wer herrscht“, also die Regeln, Krite-
rien und Prozesse für die Rekrutierung, Selektion und Legitimation von politischen Amts-
trägern festlegt (Croissant u. a. 2010: 957; Übersetzung P.H.). Bei der politischen Rekru-
tierung sind zwei unterschiedliche Dimensionen zu unterscheiden, wobei (1) die Regeln 
des Wettbewerbs für den Zugang zu relevanten öffentlichen Posten durch das Militär ein-
geschränkt sind, wenn es den Wettbewerb beeinflussen kann (etwa durch Wahlmanipulati-
on) oder selbst reservierte Posten im Kabinett besitzt. Andererseits ist (2) die Dimension 
der Partizipation eingeschränkt, wenn aktive Militärs für öffentliche Posten wählbar sind 
oder entscheidenden Einfluss auf die Bildung und Auflösung von Regierungen haben. Als 
jüngstes Beispiel für einen solchen „Defekt“ im Teilbereich (A) in einem lateinamerikani-
schen Staat dient die Verdrängung des gewählten Präsidenten von Honduras im Jahr 2009 
durch das Militär (vgl. Croissant u. a. 2010: 957).  
Das Teilregime der Public Policy (B) umfasst alle Bereiche staatlicher Politik mit Aus-
nahme der Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Dabei sind der zivile sowie der militäri-
sche Einfluss auf (1) die Politische Entscheidungsfindung in Feldern wie der Fiskal- und 
der Wirtschaftspolitik, der Außenpolitik sowie öffentlicher Wohlfahrt zu ermessen, sowie 
(2) auf die Implementation von politischen Entscheidungen in Ministerien oder anderen 
Verwaltungsbehörden. In einigen Staaten Lateinamerikas etwa war das Militär durchaus in 
25 
der Lage, die Aufarbeitung von während der Militärherrschaft begangenen Menschen-
rechtsverletzungen zu verhindern (vgl. Croissant u. a. 2010: 958) oder hatte beträchtlichen 
Einfluss auf die Wirtschaftspolitik. Im Speziellen ist der Einfluss des Militärs auf das staat-
liche Budget von Bedeutung und die Frage, inwiefern es im Vergleich zu anderen Instituti-
onen bei der Distribution staatlicher Mittel bevorzugt wird. 
Im Bereich Innere Sicherheit (C) sind Entscheidungen zu Politikfeldern berücksichtigt, die 
mit der Aufrechterhaltung sowie der Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung verbun-
den sind. Darunter fallen sowohl Aufstandsbekämpfung als auch Terrorismusabwehr, In-
landsspionage und Aufgaben des Gesetzesvollzugs sowie der Grenzsicherung. In Notfallsi-
tuationen ist es dabei durchaus möglich, dass das Militär im Inneren eingesetzt wird, auch 
in etablierten Demokratien wie beispielsweise den USA geschieht dies bisweilen.
11
 Für 
eine umfassende zivile Kontrolle in diesem Bereich ist jedoch Voraussetzung, dass alle 
Operationen der inneren Sicherheit von Zivilen befehligt und nach ihren Vorschriften aus-
geführt werden. Genauer müssen die Zivilen (1) das Recht und die Möglichkeit haben, 
über Reichweite, Dauer und Häufigkeit solcher Operationen entscheiden zu können, sowie 
(2) über die Implementierung durch das Militär verfügen können (Croissant u. a. 2010: 
958; Übersetzung P.H.). Besonderes Augenmerk muss darauf gelegt werden, ob die ver-
antwortlichen zivilen Behörden unabhängig vom Militär agieren und ob das Militär bei der 
Ausführung seiner Operationen effektiv überwacht wird. 
Die eigentliche Kernfunktion des Militärs, die Verteidigung des Staates gegen externe 
Feinde, ist abgebildet im Teilbereich Äußere Sicherheit (D). Genauer ist die Entschei-
dungsgewalt über alle Aufgaben zur Absicherung und Verteidigung der territorialen Integ-
rität gegen Bedrohungen von außerhalb gemeint, was die Ausarbeitung einer Verteidi-
gungsdoktrin, den Einsatz von Truppen außerhalb der eigenen Grenzen bis zur Vorberei-
tung und Durchführung eines Krieges einschließt (vgl. Croissant u. a. 2010: 958). Wie für 
die anderen Teilbereiche gilt auch für Äußere Sicherheit, dass alle Entscheidungen von 
Zivilen getroffen und überwacht werden müssen. Ein zivil geführtes Verteidigungsministe-
rium ist dabei Grundvoraussetzung für zivile Kontrolle, jedoch ist gerade in neuen Demo-
kratien mit hohem Grad an inneren Unruhen der Einfluss der Militärs in diesem Teilbe-
reich oftmals sogar erwünscht. Letztendlich entscheidend für die Feststellung einer domi-
                                                 
11
 Beispiel hierfür wären die Ausschreitungen in Los Angeles im April/Mai 1992 (LA Riots oder Rodney King 
Riots), bei denen die Nationalgarde mit Aufgaben des Gesetzesvollzugs betraut wurde (siehe hierzu Moyano 
Rasmussen 1999). Das Militär unterstützte dabei die Polizei von Los Angeles, stand dabei jedoch zu jeder 
Zeit unter zivilem Oberbefehl. 
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nanten Rolle ist laut der Autoren (1) ob Zivile oder Militärs die Entscheidungsgewalt über 
alle Aspekte der Verteidigung besitzen und (2) ob es effektive Institutionen und Mecha-
nismen zur Überwachung des Militärs bei der Umsetzung der zivilen Vorgaben gibt. 
Das fünfte Teilregime (E) umfasst die Militärorganisation, wobei diese Kategorie oftmals 
den höchsten Grad von Autonomie seitens des Militärs aufweist. Zwei unterschiedliche 
Dimensionen sind dabei zu untersuchen: die Entscheidungsmacht über (1) die materiellen 
Aspekte (hardware), die Truppenstärke, Struktur, Beschaffung und Herstellung von Aus-
rüstung sowie Aspekte der institutionellen, finanziellen und technologischen Ressourcen 
des Militärs betreffen, sowie (2) die ideellen Aspekte (software), die zum einen Doktrin 
und Ausbildung, zum anderen Rekrutierung, Beförderung sowie Abberufung betreffen 
(vgl. Croissant u. a. 2010: 959). Für beide Dimensionen ist zivile Kontrolle dann gewähr-
leistet, wenn die Zivilen frei darüber entscheiden können, wie viel Autonomie sie dem Mi-
litär zugestehen und ansonsten die volle Entscheidungsmacht besitzen. In Lateinamerika 
wurde dabei in den ehemaligen Militärdiktaturen oftmals die Gelegenheit genutzt, das dis-
kreditierte Militär durch harte Einschnitte in Truppengröße und Budget weiter zu schwä-
chen. Dies war z.B. in Argentinien unter Präsident Raúl Alfonsín (1983-1989) der Fall, der 
nach der Niederlage der Militärs im Falkland-Krieg 1982 und der daraufhin folgenden de-




In neuen Demokratien gestaltet sich die Etablierung ziviler Kontrolle als Herausforderung, 
da oftmals Vorrechte des Militärs aus der Zeit der autoritären Herrschaft tradiert sind und 
die Demokratie selbst noch keine nachhaltige Konsolidierung erfahren hat. In Lateiname-
rika haben sich in den ehemaligen Militärdiktaturen wie auch in den zivilen autoritären 
Staaten dabei über die Transition hinweg Pfadabhängigkeiten bewahrt, wobei oftmals ein 
hoher Grad an institutioneller Autonomie und Vorrechten seitens der Streitkräfte tradiert 
wurde. Das Forschungsfeld war dabei lange Zeit vor allem auf das Phänomen der Militär-
putsche konzentriert, was das Verständnis von ziviler Kontrolle als vielseitiges Konzept 
behindert hat. Darüber hinaus bilden bisherige Ansätze zur Messung ziviler Kontrolle nicht 
die Mehrdimensionalität des Feldes ab. 
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Um die unterschiedlichen Arenen ziviler Kontrolle zu konzeptualisieren, wird mit der An-
wendung des Konzeptes von Croissant u. a. (2010) eine Unterteilung der zivilen Kontrolle 
in fünf Bereiche unternommen, das in Anlehnung an das Modell der embedded democracy 
von Merkel u. a. (2003) eine multidimensionale Analyse erlaubt. Dabei kann in jedem 
Teilbereich zwischen Dominanz der Zivilen, geteilter Souveränität und Dominanz des Mi-
litärs unterschieden werden. Dieses Konzept ist als interdependentes System anzusehen, 
was bedeutet, das bereits bei Defekten in einem Teilregime die zivile Kontrolle in einem 
Staat grundsätzlich als eingeschränkt gewertet wird. Für die Analyse macht das multidi-
mensionale Konzept zweierlei möglich: Zum einen können fundierte Aussagen darüber 
getroffen werden, wie sich der Grad der zivilen Kontrolle in ihren unterschiedlichen Berei-
chen zu einem gegebenen Zeitpunkt darstellt, zum zweiten kann eine Veränderung in den 
einzelnen Teilregimen in einem beliebigen Zeitraum veranschaulicht werden. 
Um die Strategiewahl der Zivilen erklären und Aussagen über daraus resultierende Verän-
derungen bei den zivil-militärischen Beziehungen treffen zu können, werden in einem wei-
teren Schritt diejenigen Kontextfaktoren vorgestellt, die die Ressourcen zivilen Handelns 




3 Kontextfaktoren zur Etablierung ziviler Kontrolle 
 
Nachdem zivile Kontrolle durch das vorgestellte Konzept in einzelnen Teilbereichen 
messbar gemacht wurde, soll in der Folge ein theoretisches Rahmenwerk erstellt werden, 
um Veränderungen im Grad der zivilen Kontrolle erklären zu können. 
 
3.1 Mechanismen und Strategien ziviler Kontrolle 
 
Ausgehend von dem in Kap. 2 vorgestellten multidimensionalen Konzept der zivilen Kon-
trolle bieten Croissant u. a. (2011) ein theoretisches Rahmenwerk zur Untersuchung der 
zivil-militärischen Beziehungen in jungen Demokratien. Der Feststellung von Bacevich 
(1998) folgend, nach der Strategien und Entscheidungen der Zivilen zur Etablierung von 
Kontrolle über das Militär nicht in einem historischen oder sozialen Vakuum stattfinden 
(Bacevich 1998: 452), verbinden die Autoren Erkenntnisse des historischen Institutiona-
lismus mit Ansätzen des strategischen Handelns, um so zu einer integrativen Theorie der 
zivilen Kontrolle zu gelangen. Das Militär besitzt demnach in den meisten Demokratien 
der Dritten Welle Macht, Privilegien und Vorrechte (power, privileges and prerogatives), 
die formal oder informell institutionalisiert sind (Croissant u. a. 2011: 81). Sind (zivile) 
Akteure an einer Veränderung in einem oder mehreren der fünf Teilbereiche interessiert, 
müssen etablierte stabilisierende Mechanismen zuerst „durchbrochen“ werden. Jene Ak-
teure, die diese Mechanismen durchbrechen wollen, werden als change agents bezeichnet. 
Dabei ist der wichtigste Faktor institutioneller Einbindung im Konzept der Pfadabhängig-
keit widergespiegelt: Nachdem Entscheidungen im Kontext einer Institution getroffen 
worden sind, ist jeglicher Umkehrprozess mit hohen Kosten verbunden. Pfadabhängigkei-
ten in zivil-militärischen Beziehungen können seit der Etablierung des Staates oder des 
nicht-demokratischen Systems tradiert sein und werden oftmals in der Transitions- und 
Konsolidierungsphase zu „ernsthaften Hindernissen“ von institutionellem Wandel und von 
Demokratisierung (Croissant u. a. 2011: 81). Entscheidend ist hierbei nicht nur der Aspekt, 
dass Akteure von positiven Rückwirkungen (positive feedback effects) der Institutionen 
profitieren können, sondern auch, dass auf Seiten der Agency (in diesem Fall des Militärs) 
tatsächlicher Widerstand gegen Veränderungsversuche auftreten kann. 
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Den Akteuren steht dabei jeweils ein Set von Handlungsoptionen zur Verfügung. In An-
lehnung an Mahoney (2000) unterscheiden die Autoren für die Zivilen drei Mechanismen
12
 
zur „Durchbrechung“ von Pfadabhängigkeiten in den zivil-militärischen Beziehungen, 
sowie drei korrespondierende Mechanismen zur Verhinderung von institutionellem Wan-
del: Macht, Legitimierung und Kompensation.  
 
Für das Militär gestaltet sich dabei Macht als zentraler Mechanismus zur Verhinderung 
von Reformversuchen. Einerseits durch Einschüchterung, anderseits im Rahmen seiner 
institutionellen Möglichkeiten können bestehende, vom Militär als vorteilhaft rezipierte 
Pfadabhängigkeiten gegen Veränderungsversuche verteidigt werden. Mechanismen der 




Auf der Seite der Zivilen steht change agents dasselbe Set von Mechanismen zur Verfü-
gung, wobei sich die Möglichkeiten zur „Durchbrechung“ von Pfadabhängigkeiten wesent-
lich vielschichtiger gestalten. Auch ist die Robustheit des Ansatzes bei den Zivilen von 
Interesse, da davon ausgegangen wird, dass je nach Kontext unterschiedlich robuste Stra-
tegien angewandt werden, weshalb die Strategiewahl der Zivilen breite Ausführung erfährt.  
 
Abbildung 3: Mechanismen und Strategien der Veränderung zivil-militärischer Beziehungen  
(nach Croissant u. a. 2011: 85; Übersetzung P.H.14) 
 
 
Der Mechanismus der Macht stellt dabei die robusteste Handlungsoption dar und ist wiede-
rum unterteilt in drei Strategien: Sanktionierung, Gegenmachtbildung sowie Überwachung.  
                                                 
12
 Der Begriff Mechanismus wird hierbei als Überkategorie für ein Set an Strategien verwendet.  
13
 Die Autoren gehen hierbei davon aus, dass sich (1) eine Legitimierung in Phasen der Demokratisierung für 
das Militär schwierig gestalten wird sowie (2) der Mechanismus der Kompensation nur selten Anwendung 
finden wird, da das Militär sich einerseits auf seine überlegene Zwangsstrategie verlassen kann, andererseits 
nur wenige Möglichkeiten der Kompensation gegenüber den Zivilen besitzt (vgl. Croissant u. a. 2011: 83f).  
14
 Für die adäquate Übersetzung der Begriffe ist oftmals kein exakt entsprechender deutscher Terminus vor-
handen, weshalb z.B. ascriptive selection mit „Politisch motivierte Auswahl“ sinngemäß übersetzt und an-
schließend ausgeführt wird. Die Übersetzung erfolgt deshalb nach logischen Gesichtspunkten; für die origi-
nären englischen Begriffe und ihre Erläuterungen vgl. Croissant u. a. (2011): 85-89. 
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Die Strategie der Sanktionierung belohnt Unterordnung und bestraft Zuwiderhandlung 
einzelner Offiziere oder Faktionen; dies geschieht vor allem durch Entlassungen oder Ge-
richtsverfahren gegen Militärs, die zivilen Anweisungen zuwidergehandelt haben. Zudem 
kann das soziale Prestige des Militärs von den Zivilen bewusst beschädigt werden, indem 
die Streitkräfte für negative politische Entwicklungen oder militärische Niederlagen ver-
antwortlich gemacht werden. Dies war etwa in Argentinien nach dem verlorenen Krieg 
gegen Großbritannien um die Falklands/Malvinas der Fall. Durch Gegenmachtbildung hin-
gegen werden konkurrierende Institutionen oder Faktionen im Sicherheitssektor aufgebaut 
oder gestärkt. Dies beinhaltet den Aufbau oder die Bevorzugung einer Präsidentengarde, 
paramilitärischer Verbände oder Sondereinheiten unter dem Kommando des Innenministe-
riums. Beispiele hierfür sind die Geheimpolizei Securitate im vorrevolutionären Rumänien 
oder die iranischen Revolutionsgarden. Die Strategie der Überwachung hingegen soll die 
Kosten für verweigerte Konformität seitens des Militärs erhöhen, indem die Aussicht auf 
Bestrafung steigt. Zu diesem Zweck werden Kontrollinstitutionen (etwa für die Einhaltung 
von Menschenrechten) sowie Überwachungssysteme innerhalb des Militärs geschaffen. 
Bestehende Informationsasymmetrien gegenüber dem Militär können damit verringert und 
verantwortliches Handeln erzwungen werden. Die Etablierung eines zivilen Ombudsman-
nes, der gegenüber dem Parlament von Missständen im Militär berichtet, ist ein möglicher 
Schritt innerhalb dieser Strategie (vgl. Croissant u. a. 2011: 86–87).  
 
Mit dem Mechanismus der Legitimierung versuchen die Zivilen hingegen, die normative 
Ausrichtung der Streitkräfte langfristig zu verändern und Akzeptanz für Neuausrichtungen 
zu erzielen. Dazu gehört zum einen die Politisch motivierte Auswahl von Führungsperso-
nal. Beförderungen können demnach auf Kriterien wie der ideologischen Ausrichtung ein-
zelner Offiziere sowie ihrer regionalen, ethnischen oder Klassenzugehörigkeit basieren, 
was eine enge Anbindung an die zivilen Entscheidungsträger bewirken soll (Croissant u. a. 
2011: 87). Eine wichtige Rolle kann zudem die Altersstruktur spielen; so werden jüngere 
Offiziere oftmals als reformbereiter, ältere hingegen als konservativer angesehen und dem-
entsprechend von Zivilen ausgewählt. Zum anderen kann Politische Sozialisierung als 
langfristige Strategie angewandt werden: Durch eine bestimmte Form der Schulung in den 
Ausbildungszentren der Streitkräfte sowie internationale Fortbildungsprogramme sollen 
die ideellen Werte und das Selbstverständnis des Militärs beeinflusst werden.  
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Der am wenigsten robuste Ansatz für die Erzwingung von institutionellem Wandel ist der 
Mechanismus der Kompensation. Zivile Autoritäten erhoffen sich dabei eine Ausweitung 
der zivilen Kontrolle im Austausch für Privilegien und materielle Anreize. Die Autoren 
unterscheiden dabei drei Strategien der Kompensation: Beschwichtigung, Duldung und 
Anerkennung. Hierbei wirkt Beschwichtigung beispielsweise durch Erhöhung des Wehr-
etats oder durch das Zulassen wirtschaftlicher Aktivitäten des Militärs. In Indonesien etwa 
finanzierte sich das Militär oftmals mehr aus eigenen Wirtschaftsaktivitäten als aus dem 
Militärbudget, wobei diese Vorrechte auch nach der Transition von den Zivilen nicht 
„durchbrochen“ wurden (Croissant u. a. 2011: 87). Strategien der Duldung betreffen eben-
falls Vorrechte des Militärs wie etwa einen hohen Grad an institutioneller Autonomie oder 
das Gewähren einer „freien Hand“ bei der inneren Sicherheit (etwa in den Kurdengebieten 
der Türkei, vgl. Croissant u. a. 2011: 88). Ein Beispiel aus dem lateinamerikanischen Kon-
text ist dabei die über lange Zeit bestehende Straflosigkeit für Militärs nach Menschen-
rechtsverletzungen, die während der autoritären Herrschaft verübt wurden (so mussten sich 
führende chilenische Militärs aufgrund einer Amnestie erst mehrere Jahre nach der Transi-
tion vor Gericht verantworten). Schließlich können die Zivilen durch eine Strategie der 
Anerkennung die Akzeptanz des Militärs in der Gesellschaft fördern, um somit dessen 
„Stillhalten“ zu begünstigen: Öffentliche Akte der Wertschätzung wie etwa die positive 
Hervorhebung in Reden werden hier ebenso angewandt wie die Übertragung von neuen 
Rollen und Missionen. In dieser Hinsicht ist etwa die Beteiligung der Streitkräfte an UN-
Friedensmissionen zu erwähnen, die in Thailand und Bangladesch einen positiven Effekt 
auf die zivile Kontrolle hatte (vgl. Croissant u. a. 2011: 88). 
 
Die vorgestellten Mechanismen und ihre Einzelstrategien sind dabei insgesamt als breit 
angelegtes Konzept anzusehen, bei dem nicht jede von den Zivilen angewandte Strategie 
abgebildet werden kann. Jedoch gehen die Autoren in Anlehnung an Almond u. a. (2009) 
von der funktional-strukturalistischen Logik des Vergleichs aus, bei der die vorgestellten 
Konzepte „die Komplexität der Realität reduzieren und die empirische Analyse strukturie-
ren, indem sie verschiedene konkrete Handlungsoptionen in breitere analytische Konzepte 





3.2 Akteure und Ressourcen zivilen Handelns 
 
Wie im vorherigen Abschnitt erläutert, können zivile Akteure aus einem Set von Strategien 
wählen, um die Pfadabhängigkeit in den zivil-militärischen Beziehungen zu durchbrechen. 
Jedoch können diese Strategien nicht beliebig angewandt werden, da die Machtposition 
gegenüber den Militärs und wichtiger Unterstützergruppen berücksichtigt werden muss. 
Die Robustheit der Strategien ist dabei von den Ressourcen abhängig, die den zivilen 
change agents zur Verfügung stehen. Im Folgenden soll die Strategiewahl der Zivilen mit 
den Ressourcen zivilen Handelns verknüpft werden, um Voraussagen über die Strategie-
wahl treffen zu können.  
Wie die Autoren feststellen, müssen Zivile nicht zwingend als change agents fungieren. Es 
gibt im Gegenteil diverse Gründe, keine Änderung im Status quo der Beziehungen mit dem 
Militär vorzunehmen, wenn zivile Akteure von diesem Zustand profitieren können. Dies 
schließt die Möglichkeit mit ein, dass Änderungen nur in bestimmten der fünf Teilbereiche 
gewünscht werden, in anderen hingegen als weniger wichtig erachtet werden. Andererseits 
können zivile Autoritäten zwar Wandel befürworten, jedoch zu schwach sein, um ihn zu 
initialisieren. Solche zivilen Akteure, die Aversionen gegen einen Wandel erkennen lassen 
oder kein Interesse an einer Veränderung haben, werden dementsprechend als status quo 
agents bezeichnet. Umgekehrt müssen Militärs nicht per Definition institutionellem Wan-
del gegenüber abgeneigt sein, auch wenn es zahlreiche empirische Hinweise dafür gibt, 
dass dies häufig der Fall ist (Croissant u. a. 2011: 83f.).  
Der Theorie zufolge konzentrieren sich change agents dabei primär auf einen Wandel in 
den Teilbereichen Politische Rekrutierung (A) und Public Policy (B), da in diesen Teilbe-
reichen die zentralen Entscheidungskompetenzen staatlicher Politik liegen. Für die übri-
gen, „peripheren“ Teilbereiche ist die Etablierung ziviler Kontrolle dagegen von fallspezi-
fischen Faktoren wie inneren und äußeren Bedrohungen abhängig und oftmals von zweit-
rangiger Bedeutung (vgl. Croissant u. a. 2011: 84). 
 
Die Strategiewahl der Zivilen ist dabei wie erwähnt von den Ressourcen abhängig, die 
ihnen zur Verfügung stehen. Robustere Strategien erfordern mehr Ressourcen und können 
deswegen nur unter für die Zivilen günstigen Voraussetzungen angewandt werden. Außer-
dem ist die Anwendung robuster Strategien mit tiefen Eingriffen in die militärische Sphäre 
verknüpft, während schwache Strategien die Autonomie der Militärs kaum berühren. Zu 
den Ressourcen gehört dabei neben konkreten finanziellen Anreizen die Akzeptanz demo-
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kratischer „Spielregeln“. Es wird dabei davon ausgegangen, dass die Strategien der change 
agents umso robuster ausfallen, je höher die Akzeptanz für die Demokratie bei den Eliten 
selbst und in der Bevölkerung ist. Die Geschlossenheit der Zivilen auf der einen wie dem 
Militär auf der anderen Seite bietet zudem jeweils für beide Akteure Ressourcen, um Wan-
del zu begünstigen oder zu verhindern: Je geschlossener beide Seiten sich darstellen, umso 
mehr Ressourcen bieten sich ihnen für ihre jeweiligen Strategien. Der Mechanismus der 
Macht benötigt dabei die meisten Ressourcen, da change agents durch Sanktionierung, 
Überwachung und Gegenmachtbildung tief in die Autonomie des Militärs eingreifen und 
zugleich auf Opposition oder sonstige Reaktionen des Militärs vorbereitet sein müssen. Je 
geschlossener die Zivilen dabei agieren, desto aussichtsreicher ist ein „Durchbrechen“ der 
Vorrechte. Einen relativ ressourcenaufwändigen, doch geringeren Eingriff stellen Strate-
gien der Legitimierung dar, da sowohl die politisch motivierte Auswahl von Offizieren als 
auch die politische Sozialisation des Militärs eines gesteigerten Einflusses der zivilen Au-
toritäten bedarf. Strategien der Kompensation hingegen kommen vor allem dann zum Ein-
satz, wenn den Zivilen wenige Ressourcen zur Verfügung stehen und sie durch Beschwich-
tigung, Duldung und Anerkennung „opportunistisches oder gar parasitäres Verhalten be-
lohnen, wobei es keine Sicherheit dafür gibt, dass das Militär jemals die neuen Regeln ak-
zeptieren wird“ (Croissant u. a. 2011: 89; Übersetzung P.H.).  
Die Ressourcen zivilen Handelns sind von historischen und situationellen Kontextfaktoren 
abhängig, deren Einfluss auf die zivil-militärischen Beziehungen von unterschiedlichem 
Ausmaß sein können und die im Folgenden vorgestellt werden. 
 
3.3 Makrostrukturelle Faktoren 
 
Diejenigen Faktoren, die aus der regionalen oder politischen Einbettung eines Staates oder 
aus seiner sozioökonomischen Entwicklung hervorgehen, werden als makrostrukturelle 
Faktoren bezeichnet. Nach Croissant u. a. (2011) stellen makrostrukturelle Faktoren dann 
Ressourcen zivilen Handelns dar, wenn demokratische Verfahrensweisen breiten Rückhalt 
in der Bevölkerung und der politischen Elite finden. Folglich können die Strategien zur 
Etablierung ziviler Kontrolle umso robuster ausfallen, je mehr diese Faktoren den Zivilen 
in die Hände spielen. Ist die Akzeptanz für die Demokratie hingegen eher gering und der 
Staat von inneren Unruhen bedroht, werden diese Faktoren mit höherer Wahrscheinlichkeit 
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zur Anwendung von schwächeren Kontrollstrategien wie Legitimierung und Kompensation 
führen (vgl. Croissant u. a. 2011: 92). 
Bedrohungen für den Staat von innen und außen sind dabei von besonderem Interesse und 
werden in strukturalistischen Ansätzen zivil-militärischer Beziehungen erforscht. Aller-
dings wurde hierbei oftmals die Perzeption einer Bedrohung in den Vordergrund gestellt. 
So argumentierte Michael Desch (1999), dass eine Bedrohung (bzw. eine als solche wahr-
genommene Situation) von außen sich positiv auf die zivile Kontrolle auswirken werde, 
eine als solche empfundene Bedrohung im Inneren dagegen eher negativ wirke (Desch 
1999: Kap. 2). Kritisiert wurde an diesem Konzept allerdings, dass Desch „schon bei sei-
nen zentralen Annahmen auf ein konstruktivistisches Argument zurück[greift]“ und damit 
„das rein strukturalistische Argumentationsgefüge“ verlässt (Croissant/Kühn 2011: 40).  
Aufgrund der Schwierigkeit, eine „Bedrohung“ frei von konstruktivistischen Einflüssen zu 
„messen“, muss eine Untersuchung des Einflusses makrostruktureller Faktoren auf die 
zivil-militärischen Beziehungen allerdings auch konstruktivistische Ansätze einbinden. 
Durch eine Bedrohung bzw. durch ihre Wahrnehmung werden Militärbudgets gerechtfer-
tigt, Missionen an das Militär übertragen und regionale Partnerschaften mit anderen Staa-
ten eingegangen. Eine dauerhafte Bedrohung, sei sie real oder lediglich diskursiv konstru-
iert, kann somit als strukturelle Variable gelten, wenn durch sie Strukturen geschaffen 
werden und die Zivilen daraus Ressourcen beziehen. Insofern werden einerseits die 
Perzeption einer Bedrohung (von innen wie von außen) für den Staat, anderseits die kon-
kreten Aufgaben, die der Staat daraufhin dem Militär überträgt, untersucht. Unabdingbar 
ist dabei auch die Untersuchung von weiteren externen Einflüssen auf die Strategie eines 
Staates in Bezug auf sein Militär, etwa die Einbindung in eine Verteidigungsgemeinschaft.  
Für die Staaten Lateinamerikas wird eine Bedrohung von außen als gering eingestuft, je-
doch der Einfluss externer Akteure als eine wichtige Variable für die Entwicklung der 
Demokratie und der zivil-militärischen Beziehungen angesehen worden (Diamond/Plattner 
1996: 45–65). Zudem waren sie oftmals von inneren Unruhen wie Aufständen oder guer-
rilla-Bewegungen betroffen. Diese erste Variable erlaubt die Beleuchtung des regionalen 
Kontextes und der Ressourcen, die sich daraus für die Zivilen und Kontrollstrategien ge-
genüber ihrem Militär ergeben (vgl. hierzu ausführlich Kap. 6). Eine Analyse der internen 
Bedrohungen und der Zustimmung zur vorherrschenden Staatsform ist zudem bedeutsame 
Aussagen für die Chancen zur Anwendung robuster Strategien zu: Ist das Regime von in-
nen bedroht oder die Bevölkerung der Meinung, dass eigentlich das Militär herrschen soll-
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te, werden zivile Kontrollstrategien umso schwächer ausfallen. Ist die Akzeptanz für die 
Demokratie hingegen hoch und gibt es wenige Konflikte innerhalb der Gesellschaft, wer-
den dementsprechend robustere Strategien angewandt werden.  
 
3.4 Institutionelle Faktoren 
 
Die Untersuchung institutioneller Faktoren soll im Rahmen dieser Analyse Aufschluss 
darüber bringen, welche Ressourcen sich für Militärs und zivile Autoritäten aus dem Zu-
sammenspiel verschiedener Behörden sowie eventuell vorherrschender Konkurrenzsituati-
onen bei Akteuren der inneren Sicherheit ergeben. Institutionen werden dabei in der bishe-
rigen Forschung wie auch in der vorliegenden Arbeit als ein zentraler Untersuchungsge-
genstand erachtet, da sie nach Pion-Berlin „das Fundament und die Bausteine ziviler Kon-
trolle“ darstellen (Pion-Berlin 2006: ix; Übersetzung P.H.). In ihrem Ansatz gehen Crois-
sant u. a. (2011) davon aus, dass institutionelle Faktoren dann als Ressourcen zivilen und 
militärischen Handelns genutzt werden können, wenn bei den Akteuren ein hoher Grad an 
Geschlossenheit vorherrscht. Je höher der Grad an institutioneller Geschlossenheit bei den 
Zivilen und je fragmentierter sich das Militär darstellt, desto robustere Strategien erwarten 
die Autoren daher in Bezug auf die zivile Kontrolle (Croissant u. a. 2011: 92). Umgekehrt 
macht die Konzentration des Militärs in einer einzigen Institution bei gleichzeitiger man-
gelnder Kohäsion der zivilen Akteure die Anwendung schwächerer Strategien wahrschein-
licher. 
Die Autoren gehen zudem davon aus, dass relativ ressourcenaufwändige Strategien wie 
Politisch motivierte Auswahl und Politische Sozialisation zumindest einen gewissen Grad 
an institutionellem Rückhalt benötigen, um umgesetzt werden zu können (Croissant u. a. 
2011: 92). Spaltungen innerhalb des Militärs können dabei von den Zivilen genutzt wer-
den, um etwa Offizieren aus der sich konform verhaltenden Teilinstitution den Vorrang zu 
geben. 
Im untersuchten Fall ergibt sich die besondere Situation, dass es in Mexiko zwei jeweils 
von Militärs geführte Ministerien gibt, einerseits das Verteidigungsministerium SEDENA 
sowie das Marineministerium SEMAR. Die SEDENA stellt dabei den Großteil der einge-
setzten Soldaten, während in küstennahen Gebieten die Marine mit eigenen Spezialeinhei-
ten agiert. Demzufolge soll überprüft werden, wie und wie sehr sich diese in Lateinamerika 
einzigartige Konstellation (vgl. hierzu Kap. 4.2) auf die Strategien der Zivilen auswirkt.  
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Die Variable der institutionellen Konkurrenz wird dabei in Bezug auf zivile wie militäri-
sche Akteure des Sicherheitssektors untersucht: Die eigentlich für die Innere Sicherheit 
zuständige Polizei erfährt hierbei direkte Konkurrenz von den militärischen Institutionen 
des Staates. Dies ist kein Einzelphänomen: Lutterbeck (2004) diagnostiziert eine zuneh-
mende Vermischung von internen und externen Sicherheitsfunktionen nach dem Ende des 
Kalten Krieges. Der moderne Nationalstaat habe sich stets darüber definiert, dass das Mili-
tär nach außen und die Polizei im Inneren für Sicherheit sorgen. Diese Aufgabenfelder 
bezögen sich nach Innen klar auf kriminelle und andere Bedrohungen, nach außen auf eine 
Bedrohung durch andere Staaten oder Staatenbünde. Nach dem Ende des Kalten Krieges 
habe jedoch eine Zunahme transnationaler Herausforderungen wie Terrorismus, Drogen-
schmuggel und Organisierte Kriminalität dazu geführt, dass die klare Grenzziehung zwi-
schen beiden Sicherheitsorganen an Schärfe verliere (Lutterbeck 2004: 46).  
Die Folge dessen sei der zunehmende Trend insbesondere in jungen Demokratien, eine 
Mischform aus Polizei- und Militärkräften mit einer ganzen Bandbreite von Aufgaben zu 
betrauen, die die ursprüngliche klare Abgrenzung erschwerten. Das Militär sowie paramili-
tärische Einheiten übernähmen dabei zunehmend Aufgaben der Inneren Sicherheit und es 
habe generell eine Aufwertung dieses Bereiches stattgefunden, vor allem in den „Graube-
reichen zwischen Krieg und Frieden“ (Lutterbeck 2004: 63; Übersetzung P.H.), also bei 
gewaltsamen innerstaatlichen Konflikten, zeige sich vermehrt ein Trend zum Einsatz von 
Militär und Paramilitärs. Die Polizeikräfte erhalten hierbei durch die Ausrüstung mit leich-
ten Infanteriewaffen und durch militärisches Training einen Status, der sie vielmehr zu 
assistierenden Kampftruppen als zu Gesetzeshütern mache. Aufgrund der fortschreitenden 
Globalisierung und der damit verbundenen Verbreitung von transnationalen Bedrohungen 
geht Lutterbeck von einer steten Ausweitung dieses Phänomens und steigender Bedeutung 
von Militärs und paramilitärisch ausgerüsteten Organisationen in innerstaatlichen Konflik-
ten aus (Lutterbeck 2004: 63). 
Die vorliegende Analyse nimmt mit einer Bewertung des Einflusses institutioneller Vo-
raussetzungen auch diese Dimension in das Forschungsdesign mit auf und soll Aussagen 
darüber zulassen, ob sich diese Konkurrenz förderlich auf die Strategien zur Durchsetzung 
ziviler Kontrolle auswirkt oder sich als hinderlich erweist. 
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3.5 Ideelle Faktoren 
„Ohne eine klare Vorstellung davon, was von den Streitkräften erwartet wird, kann jede Verteilung 
von Ressourcen unausgewogen, unfair und sogar katastrophal enden.“ (Shemella 2006: 122; Über-
setzung P.H.). 
Die Analyse ideeller Faktoren soll Klarheit darüber bringen, inwieweit sich das Selbstver-
ständnis des Militärs oder die Rollenzuweisung der Zivilen an ihr Militär auf die zivil-
militärischen Beziehungen auswirkt. Diese Variable steht in der Tradition der kulturalisti-
schen Theorie der zivil-militärischen Beziehungen, zu deren frühen Vertretern Samuel 
Huntington (1957), Morris Janowitz (1960) sowie speziell für Lateinamerika Samuel Fitch 
(1998) und Alfred Stepan (1988) gehören. Kulturalistische Ansätze gehen dabei von den 
„normativen und ideellen Wertestrukturen innerhalb der Streitkräfte“ aus, die mitbestim-
mend seien für die zivil-militärischen Beziehungen (Croissant/Kühn 2011: 40). Vor allem 
Stepans Ansatz des „Neuen Professionalismus“ in Lateinamerika wurde dabei breit rezi-
piert. Dieser „Neue Professionalismus“, der vor allem innerhalb des brasilianischen Mili-
tärs zu beobachten sei, verband die Ausweitung der Rolle der Streitkräfte mit ihrem gestei-
gerten Einfluss in der Politik. Nach Stepan führte die Abwendung von der klassischen 
Aufgabe der Verteidigung nach außen hin zu einer Sicherheitsfunktion im Innern auch zu 
einer Politisierung des Militärs. In der Folge steige auch die Wahrscheinlichkeit, dass Mili-
tärs in die zivile Sphäre vordringen (Stepan 1973: 47–65, 1988: 14).  
Bevor die Beziehungen eines Staates zu seinem Militär erörtert werden können, muss folg-
lich zunächst die Rolle analysiert werden, die den Streitkräften zugedacht ist. Regierungen 
entscheiden der Theorie von Shemella (2006) zufolge, welche Rolle ein bestehendes oder 
noch zu etablierendes Militär für den Staat spielen soll. Aufgrund von regionaler Einbet-
tung, Traditionen sowie geostrategischer Position unterscheiden sich diese Rollen und sind 
im Laufe der Zeit Veränderungen ausgesetzt (Shemella 2006: 125). Die eigentliche Funk-
tion als „Beschützer“ des Staates kann nach außen sowie nach innen gerichtet sein und in 
beiden Dimensionen jeweils unterschiedliche Ausprägungen annehmen. Das Festlegen 
dieser Rolle definiert grundlegend das Verhältnis zwischen Staat und Streitkräften: Für das 
Militär gibt sie Selbstverständnis und Aufgaben vor, für den Staat lassen sich durch sie 
Ressourcen festlegen und es wird eine Abstimmung mit anderen Akteuren der Sicherheit, 
wie etwa den Polizeikräften, der Küstenwache etc., ermöglicht.  
Im Folgenden wird eine Klassifizierung der möglichen Rollen von Streitkräften vorgestellt, 
die eine Verortung ermöglicht und Aussagen über das Selbstverständnis des Militärs und 
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die resultierenden zivil-militärischen Beziehungen erlaubt. Das Konzept der Rolle wird 
hierbei verstanden als „breiter und auf Dauer angelegter Zweck“, den die zivile Führung 
für ihre Streitkräfte definiert, was eine klare Abgrenzung vom Konzept der Mission ermög-
licht, die mehr einer speziellen, eingegrenzten Aufgabe für einzelne Kommandeure ent-
spricht.
15
 Wesentlich sind dabei etwa in der Verfassung festgeschriebene Aufgaben, die 
somit Teil der Rolle sind und sich nur selten ändern. 
Nach Shemella definieren Staaten für ihre Streitkräfte einerseits Makrorollen, um diese 
dementsprechend mit Material, Waffen und Kompetenzen auszurüsten. Daraus resultieren 
zusätzliche Mikrorollen, die ihr Verhältnis zu anderen Sicherheitsorganen (wie etwa der 
Polizei) definieren (Shemella 2006: 125). Es lassen sich dabei insgesamt fünf Makrorollen 
unterscheiden. Die Kategorien der war fighter, defender und peacekeeper sind dabei je-
weils nach außen gerichtet, die der fire fighter und der police officers hingegen nach innen. 
Einen Großteil der Streitkräfte in Lateinamerika verortet Shemella dabei in den beiden 
letzten Kategorien. 
Tabelle 1: Makrorollen der Streitkräfte (leicht angepasst nach Shemella 2006: 126.) 
War fighter Defender Peacekeeper Fire fighter Police officers 
USA Japan Kanada Mexiko Honduras 
Russland Taiwan Schweden Peru Indonesien 
Großbritannien Südkorea Bangladesch Brasilien Bolivien 
 
Zentrale Aufgaben für Streitkräfte in der Kategorie fire fighter sind dabei der Ausbau der 
Infrastruktur und Krisenbewältigung. Zudem übernehmen sie diejenigen Aufgaben, für die 
keine anderen Organisationen vorhanden oder geeignet sind, wozu auch die Bekämpfung 
von Aufständen und der Einsatz im Bürgerkrieg gezählt werden. Staaten dieser Kategorie 
haben zudem keine unmittelbare äußere Bedrohung zu fürchten und setzen ihr Militär da-
her situativ im Inneren ein, vor allem in Ausnahmesituationen wie Katastrophen oder Auf-
ständen. Militärische Unterstützung für zivile Autoritäten (military support for civilian 
authorities oder kurz MSCA) ist dabei eine aus den Makrorollen resultierende Mikrorolle 
der fire fighter-Streitkräfte (Shemella 2006: 128). 
                                                 
15
 Shemella verwendet hierfür die Definitionen eines Berichts des US-Verteidigungsministeriums über „Rol-
len und Missionen“ aus dem Jahr 1993 (vgl. Powell 1993). 
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Entscheidend ist hierbei, dass Militärs dieser Kategorie nicht in der Strafverfolgung enga-
giert sind. Dies grenzt sie von Streitkräften mit der Makrorolle police officer ab, die gezielt 
Polizeiaufgaben übernehmen und dadurch die Polizei schwächen. Im Falle eines inner-
staatlichen Konflikts ergänzen sich fire fighter-Streitkräfte mit der Polizei, während solche 
der Kategorie police officer Strafverfolgung und andere Polizeiaufgaben selbst überneh-
men und die reguläre Polizei zu einem Großteil ersetzen (Shemella 2006: 127).  
Shemella zählt dabei die Staaten mit Streitkräften in dieser Rolle zu den instabilsten der 
Welt, wobei die Regierungen dieser Staaten oftmals überzeugt seien, dass ein Abzug des 
Militärs aus den Aufgaben der Strafverfolgung noch mehr Instabilität generieren würde 
(Shemella 2006: 127). Seine Voraussage für die zivile Kontrolle in Staaten mit Streitkräf-
ten dieser nach innen gerichteten Kategorien ist dementsprechend pessimistisch: 
„In Staaten der Kategorien fire fighters und police officers etablieren sich schwierige zivil-
militärische Beziehungen, und zwar vor allem dann, wenn die Staatschefs den Unterschied zwischen 
den drei unterschiedlichen Konzeptualisierungen von Sicherheit nicht verstehen: Nationale Vertei-
digung, öffentliche Sicherheit und bürgerliche Sicherheit.“ (Shemella 2006: 138f.; Übersetzung 
P.H.). 
Entsprechend soll als ideelle Variable das Rollenverständnis des Militärs ermittelt werden, 
wobei ein zentraler Untersuchungsgegenstand sein soll, ob sich in den letzten Jahren eine 
Veränderung in der Rolle der mexikanischen Streitkräfte feststellen lässt. Der Argumenta-
tion von Croissant u. a. (2011) folgend sind ideelle Faktoren dabei insofern bestimmend 
für die Strategiewahl zur Etablierung ziviler Kontrolle, als dass sie für die Zivilen wie für 
die Militärs festlegen, was „legitimes und akzeptables Verhalten“ ist. Zudem können ideel-
le Faktoren den Zivilen eine Legitimation für ihren Ansatz bieten, zivile Kontrolle zu er-
langen oder auszuweiten sowie dem Militär als Ressource dienen, um seine politische Rol-
le zu rechtfertigen (Croissant u. a. 2011: 93). Ist im Selbstverständnis des Militärs dabei 
der Eingriff von Zivilen in die institutionelle Autonomie festgelegt und legitimiert, werden 
zivile Autoritäten  mit höherer Wahrscheinlichkeit robuste Strategien anwenden. Schwache 
Strategien sind dann zu erwarten, wenn sich das Militär in einer Sonderrolle mit ausge-
prägten Vorrechten sieht (Croissant u. a. 2011: 93). Folglich soll die Analyse anhand des 
Rollenverständnisses herausarbeiten, ob sich daraus Ressourcen für das zivile oder viel-





Für Aussagen über den Wandel ziviler Kontrolle muss ein Forschungsdesign sich mit den-
jenigen Faktoren beschäftigen, die für die zivilen change agents Ressourcen zur „Durch-
brechung“ institutioneller Vorrechte des Militärs darstellen. Croissant u. a. (2011) teilen 
dafür die Faktoren, die Mechanismen und Strategien zivilen Handelns beeinflussen, in drei 
Kategorien ein: Makrostrukturelle Faktoren, ideelle Faktoren und institutionelle Faktoren. 
Abbildung 4: Modell zur Erklärung ziviler Kontrolle in jungen Demokratien nach Croissant u. a. (2011): 91 
 
 
Für die Analyse wird dabei untersucht, wie sich (1) makrostrukturelle Variablen auf das 
Militär und die zivile Kontrolle auswirkt und inwieweit dadurch Ressourcen für die Zivilen 
zur Verfügung gestellt werden. Zudem wird (2) eine Analyse der ideellen Variablen vor-
genommen, die den Einfluss von Ideen und Normen auf die Kontrollstrategien eruiert. Eine 
Untersuchung der Bedeutsamkeit institutioneller Variablen (3) soll Aussagen darüber mög-
lich machen, ob und wie sich Institutionen auf den Grad der zivilen Kontrolle auswirken.  
Folgende Arbeitshypothesen lassen sich aus der Bestimmung der Kontextfaktoren zivil-
militärischer Beziehungen ableiten: 
H1’:   Je günstiger/ungünstiger16 sich der regionale Kontext für die Zivilen gestaltet, des-
to wahrscheinlicher/unwahrscheinlicher wird die Anwendung robuster Strategien. 
                                                 
16
 Der Ausdruck „günstig“ ist breit angelegt und bezieht sich auf die zur Verfügung gestellten Ressourcen; je 
mehr Ressourcen innerhalb eines Kontextfaktors zur Verfügung gestellt werden, desto „günstiger“ gestaltet 
er sich für die Etablierung ziviler Kontrolle. 
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H2’:  Je mehr/weniger die ideellen Faktoren eine Unterordnung des Militärs unter zivile 
Autoritäten befördern, desto wahrscheinlicher/unwahrscheinlicher wird die An-
wendung robuster Strategien durch die Zivilen. 
H3’: Je mehr/weniger institutionelle Konkurrenz im Sicherheitssektor vorherrscht, desto 
wahrscheinlicher/unwahrscheinlicher werden robuste Strategien von den Zivilen 
eingesetzt. 
Für die konkrete Anwendung der Thesen auf das Fallbeispiel sowie ein ausführliches For-
schungsdesign werden die theoretischen Rahmenbedingungen im nächsten Kapitel zu-




Das Forschungsdesign führt nunmehr die in Kapitel 2 und 3 gewonnenen Erkenntnisse 
zusammen und gibt Hypothesen für den empirischen Teil der Arbeit vor. Zudem werden 
die Variablen bestimmt, die in den folgenden Kapiteln auf ihre Wirkmächtigkeit hin über-




Aus der Kombination des dynamischen Modells ziviler Kontrolle mit den Kontextfaktoren 
zivil-militärischer Beziehungen ergibt sich die folgende Arbeitshypothese: 
H1:  Je mehr/weniger tradierte Pfadabhängigkeiten und institutionelle Vorrechte das mexikanische Mili-
tär aus der Zeit des autoritären Regimes beibehalten konnte, desto mehr/weniger werden die zivilen 
Machthaber nach der Transition versuchen, diese zu „durchbrechen“.  
Bei konsequenter Überprüfung des Falles anhand der Theorie sollte sich herausstellen, dass 
die zivilen Machthaber in Mexiko im Zuge der Demokratisierung begonnen haben, die 
institutionellen Vorrechte des Militärs zu verringern und die zivile Kontrolle auszuweiten. 
Dies ist wie in Kapitel 3 gezeigt jedoch von den Kontextfaktoren zivil-militärischer Bezie-
hungen abhängig, weshalb zudem die folgende Hypothese aufgestellt wird: 
H2:  Je günstiger/ungünstiger sich der regionale Kontext, die ideelle Einbettung der Streitkräfte und die 
Konkurrenzsituation der Streitkräfte zu anderen Institutionen der inneren Sicherheit in Mexiko für 
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die Zivilen gestalten, desto robustere/schwächere Strategien werden change agents wählen und als 
desto höher/niedriger wird sich der Grad der zivilen Kontrolle erweisen. 
Eine Konzeptualisierung des Forschungsdesigns sowie eine vereinfachte schematische 
Darstellung der sich ergebenden Variablen werden im nächsten Kapitel erarbeitet. 
 
3.7.2 Abhängige und unabhängige Variablen 
 
Ziel der vorliegenden Analyse ist es, Veränderungen im Grad der zivilen Kontrolle wäh-
rend der Präsidentschaft von Felipe Calderón festzustellen. Die abhängige Variable (AV) 
ist folglich der Grad der zivilen Kontrolle; während drei unterschiedliche Kontextfaktoren 
in diesem Zeitraum die unabhängigen Variablen (UV) darstellen: Zum einen wird als mak-
rostrukturelle Variable der Einfluss des regionalen Kontextes auf die zivile Kontrolle un-
tersucht, zum zweiten soll als ideelle Variable das Rollenverständnis der Streitkräfte sowie 
ein eventueller Wandel dieser Rolle untersucht werden, bevor in einem dritten Schritt als 
institutionelle Variable die Konkurrenz zwischen Akteuren der inneren Sicherheit unter-
sucht wird. Analog zum Forschungsdesign von Croissant u. a. (2011) wird dabei analysiert, 
inwiefern sich diese Kontextfaktoren zunächst auf die Strategien der Zivilen auswirken 
bzw. Ressourcen für mehr oder weniger robuste Strategien bereitstellen. Abb. 5 zeigt eine 
vereinfachte grafische Darstellung des Forschungsdesigns. 
Abbildung 5: Vereinfachte schematische Darstellung des Untersuchungsdesigns  







Um das Set an Variablen zu testen und Aussagen darüber zuzulassen, welche von ihnen 
den meisten Einfluss auf die zivile Kontrolle ausübt, wird eine Prozessanalyse am Fallbei-
spiel Mexiko vorgenommen. Der Vorteil der Methode liegt darin, dass sich durch sie kon-
kurrierende Kausalmechanismen gegeneinander testen lassen und sich im besten Fall „ein 
durchgängiger Ursache-Wirkungs-Pfad von der unabhängigen zur abhängigen Variable“ 
demonstrieren lässt (George/Bennett 2005: 222; Übersetzung P.H.). Zudem ermöglicht sie 
es, die black box einer falschen Kausalität zwischen zwei Variablen zu öffnen und dadurch 
falsche kausal-analytische Schlüsse zu vermeiden (Schimmelfennig 2006: 264). Die Da-
tenerhebung kann damit gezielt darauf ausgerichtet werden, Aufschluss über genau den 
oder die kausalen Mechanismen zu liefern, die das zu erklärende Phänomen bedingt haben 
(Schimmelfennig 2006: 267). Wie Bennett/Checkel (2011) es formulieren:  
„Die Prozessanalyse untersucht die deduktiv beobachtbaren Konsequenzen von hypothetischen Kau-
salmechanismen innerhalb eines Falles um zu testen, ob diese tatsächlich den Fall erklären können, 
oder sie nutzt induktiv aus dem Fall generierte Hinweise um Hypothesen zu entwickeln, die den Fall 
erklären könnten.“ (Bennett/Checkel 2012: 7; Übersetzung P.H.)  
Durch die Anwendung des Ansatzes von Croissant u. a. 2011 auf den Fall Mexiko soll die 
Komplexität des Falles berücksichtigt und dabei die Kausalmechanismen für die Korrelati-
on zwischen unterschiedlichen Kontextfaktoren und dem Grad der zivilen Kontrolle unter-
sucht werden. Nach Teorell (2010) ist die Idee hinter der Prozessanalyse gerade die, dass 
„spezifische Ursachen unverwechselbare erkennbare Spuren in der historischen Entwick-
lung eines Falles hinterlassen“ (Teorell 2010: 35; Übersetzung P.H.). Das Fallbeispiel und 
die Einbettung in seinen historischen und kulturellen, regionalen und institutionellen Kon-
text kann dabei zum einen die Besonderheiten des Falles herausarbeiten, zum anderen aber 
auch aus der spezifischen Betrachtung eines Einzelfalls Verursachungsprozesse klären und 
dadurch Gesetze und Hypothesen unterschiedlicher Reichweite formulieren, die in weite-
ren wissenschaftlichen Untersuchungen geprüft werden können. Für die Erforschung des 
Militärs in den Staaten Lateinamerikas und die Theoriebildung ist nach Loveman (1999) 
die vorausgehende Konzentration auf Einzelfälle unerlässlich: 
„Fallstudien und vergleichende Analysen sowie die Wahrnehmung von nationalen Eigenarten und 
von subregionalen und regionalen Gemeinsamkeiten sind notwendig zum Verständnis der politi-
schen Rolle lateinamerikanischer Militärs.“ (Loveman 1999: xii; Übersetzung P.H.) 
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Die vorliegende Analyse hat zum Ziel, die Validität der Aussagen des Modells von Crois-
sant u. a. (2011) durch die Konfrontation mit den gewonnen Beobachtungen zu prüfen und 
darüber hinaus zu bestimmen, wie stark sich die einzelnen Faktoren auf die Teilbereiche 




Teil II: Empirie 
 
Bis hierhin wurde ein Konzept erarbeitet, dass zivile Kontrolle operationalisierbar macht 
und darüber hinaus ein theoretischer Rahmen zur Analyse ziviler Kontrolle vorgestellt. Um 
die im theoretischen Teil der Arbeit formulierten Hypothesen zu überprüfen, wird das Mo-
dell in der Folge empirisch anhand einer Einzelfallstudie am Beispiel Mexiko getestet. Die 
zentrale Fragestellung für den empirischen Teil lautet: 
Wie haben sich die zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko bis zum Beginn der Amtszeit von Prä-
sident Felipe Calderón dargestellt und wie hat sich die zivile Kontrolle seitdem verändert? 
Dafür werden zunächst die zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko zur Zeit der Staats-
partei PRI sowie in der Transition zur Demokratie untersucht. Die autoritäre Herrschaft der 
PRI erlebte zwar zu keinem Zeitpunkt einen Putsch oder Putschversuch durch das Militär, 
jedoch formierten sich in dieser Zeit die Fundamente der zivil-militärischen Beziehungen 
und damit die Vorrechte des Militärs, die von der Demokratisierung unberührt blieben. 
Wie gezeigt werden wird, generierte ein zivil-militärischer „Pakt“ dabei ein ähnliches Set 
an institutionellen Vorrechten wie in den ehemaligen Militärdiktaturen Süd- und Mittel-
amerikas, womit theoretische Parität erreicht ist. 
Den Abschluss bildet eine Untersuchung der zweiten Regierungszeit des PAN unter Präsi-
dent Felipe Calderón, zu deren Beginn der „Krieg“ gegen das organisierte Verbrechen er-
klärt wurde.  
Schließlich werden die in Kapitel 3 herausgearbeiteten Variablen dahingehend getestet, ob 
und wie viel Einfluss sie auf die zivile Kontrolle seit 2006 hatten. Die empirische Untersu-





4 Zivil-militärische Beziehungen in Mexiko bis 2006 
 
Das Ziel des folgenden Kapitels ist es, einen umfassenden Überblick über die Beziehungen 
zwischen dem mexikanischen Staat und seinem Militär zu geben. Dafür werden zum einen 
die zivil-militärischen Beziehungen seit der mexikanischen Revolution nachgezeichnet, um 
nationale Eigenarten herauszuarbeiten und bis heute anhaltende Pfadabhängigkeiten be-
stimmen zu können (Kap. 4.1). Zum zweiten wird eine Einschätzung anhand des Modells 
von Croissant u. a. (2011) erfolgen, um Aussagen über den Grad der zivilen Kontrolle im 
Jahr 2006 in den einzelnen Teilbereichen treffen zu können (Kap. 4.2). 
 
4.1 Historischer Überblick über das mexikanische Militär  
 „In der Formierungsphase eines Regimes […] bildet eine bestimmte Konstellation von zivilen und 
militärischen Akteuren nach ihren Interessen und entsprechend der vorherrschenden Machtvertei-
lung das institutionelle Rahmenwerk.“ (Croissant u. a. 2011: 81; Übersetzung P.H.). 
Während in vielen anderen Staaten Lateinamerikas bis zur Dritten Welle der Demokratisie-
rung militärische juntas und häufige Militärputsche vorherrschten, war die zivile Kontrolle 
in Mexiko scheinbar stets gewährleistet. Mexiko bildete dabei die Ausnahme „einer wider-
standsfähigen politischen Ordnung unter einer sich selbst erhaltenden, hegemonialen Partei 
statt unter prahlerischen Soldaten in Uniform“ (Smith 2012a: 77; Übersetzung P.H.). 
Grundlage für diese Stabilität war ein impliziter „Pakt“ (Díez 2008) zwischen dem Militär 
und der dominanten Staatspartei PRI, in dessen Folge es die Macht an die Zivilen übertrug. 
Viele dieser historisch etablierten Aspekte der zivil-militärischen Beziehungen sind dabei 
nach Ansicht führender Wissenschaftler bis heute unabdingbar für ein umfassendes Ver-
ständnis dieser Beziehung (Manaut 2000: XV; Camp 2005: 15; Díez/Nicholls 2006: 5).  
Im Folgenden wird die Entstehung der modernen mexikanischen Streitkräfte nachgezeich-
net, um Pfadabhängigkeiten herauszuarbeiten und eventuelle Konfliktlinien und Muster in 




4.1.1 Entstehung des modernen mexikanischen Militärs aus der Revolution 
„Die [mexikanische, P.H.] Revolution bewirkte keine militärische Intervention im herkömmlichen 
Sinne, stattdessen besiegte eine aus der zivilen Sphäre gewachsene Armee das etablierte Militär.“ 
(Camp 2005: 3; Übersetzung P.H.). 
Die zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko wurden wesentlich von der Mexikanischen 
Revolution geprägt, die 1910 als Auflehnung gegen das diktatorische Regime von General 
Porfirio Díaz begann. Díaz‘ Herrschaft, das sogenannte porfiriato, hatte seit 1876 Bestand 
und war von einer relativ friedlichen Entwicklung geprägt. Díaz gelang es dabei, das Mili-
tär einer Professionalisierung zu unterziehen und dadurch die häufigen Militärrevolten zu 
beenden, bei der eine Vielzahl von caudillos in ständig wechselnden Koalitionen um die 
nationale Macht gekämpft hatten (Fitch 1998: 10). Ausbleibende soziale Reformen und die 
Ablehnung des zunehmenden Militarismus führten jedoch schließlich zum Aufstand gegen 
die Militärherrschaft. 
Aus der 1910 ausgebrochenen Revolution gingen schließlich die aus aufständischen Mili-
zen gegründeten Revolutionären Streitkräfte, die Vorläufer der heutigen Armee, siegreich 
hervor. Revolutionäre wie Francisco Madero, Emiliano Zapata und Pancho Villa erhoben 
dabei eine zivile Staatsführung zur obersten Forderung und verurteilten den vorherrschen-
den Militarismus. Trotzdem waren es die Militärs der siegreichen Koalition, die die Macht 
übernahmen und entscheidend dazu beitrugen, im Jahr 1929 die Partei der Nationalen Re-
volution (PRN) zu etablieren, die sich später in PRI umbenannte und 71 Jahre lang über 
Mexiko herrschte. Der besondere Umstand dabei war, dass die wichtigsten zivilen Politiker 
und die politisierten Militärs aufgrund des gemeinsamen revolutionären Hintergrundes 
dieselben Vorstellungen über die zukünftige Gestaltung des Staates hatten und gemeinsam 
die Fundamente für die spätere „zivile Autokratie“ (Thiery/Merkel 2010: 212) legten. Bis 
1946 hatten zwar Generäle die Machtpositionen im Staat inne, jedoch waren es die Streit-
kräfte selbst, die als „Beschützer der Revolution“ (Díez 2008: 120) die Entmilitarisierung 
der Politik und die Professionalisierung der Streitkräfte vorantrieben. Die ersten mexikani-
schen Präsidenten nach der Revolution entstammten allesamt der Partei und dem neufor-
mierten Militär; eine Konstellation, die erst 1946 mit der Nominierung des Zivilen Miguel 
Alemán für das Präsidentenamt endete. Unter der militärisch geprägten Herrschaft fand 
schrittweise eine freiwillige Machtübergabe an die Zivilen statt, wobei ein militärinterner 
Prozess der Aussonderung derjenigen Offiziere vorgenommen wurde, die den gesteigerten 
Einfluss des Militärs in die Politik beibehalten wollten (Camp 2005: 19). 
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Aufgrund dieser Ausnahmekonstellation müssen die zivil-militärischen Beziehungen in 
Mexiko aus dem Blickwinkel betrachtet werden, dass die Revolutionären Streitkräfte ein 
Mittel zum Zweck waren, eine Militärdiktatur abzuschaffen und die zivile Herrschaft zu 
etablieren. Wie Finer (1988) konstatierte, herrscht ein essentieller Unterschied zwischen 
„revolutionären“ und „regulären“ Armeen vor: Streitkräfte in einer revolutionären Koaliti-
on vereinigten oftmals „diejenigen Elemente einer Nation, die als Antithese des regulären 
Soldaten betrachtet werden“ (Finer 1988: 180; Übersetzung P.H.); eine These, die im Falle 
Mexikos als zutreffend gelten kann. Als die Partei ihre Herrschaft institutionalisiert hatte, 
begannen die Streitkräfte schließlich ihren allmählichen Rückzug von der Macht, jedoch 
nicht ohne sich vorher eine weitgehende institutionelle Autonomie und feste Plätze im Ka-
binett zu sichern. Das Primat der Politik wurde somit zu einer entscheidenden ideellen 
Grundlage der Streitkräfte, wie sie aus der Revolution hervorgingen, und wird seitdem als 
mitbestimmend für die Wertvorstellungen der mexikanischen Armee betrachtet (Villareal 
2001; Camp 2004a, 2005). Durch die gleichförmige Sozialisation von Zivilen und Militärs 
im Zuge der Revolution wurden dadurch zum einen Spannungen minimiert und zum ande-
ren eine gemeinsame Basis für den Aufbau eines starken autoritären Staates geschaffen.  
 
4.1.2 Die Konsolidierung des PRI und der zivil-militärische „Pakt“ 
„Mexiko ist das vielleicht bemerkenswerteste Beispiel des Aufbaus politischer Institutionen durch 
die Generäle.“ (Huntington 1968: 255, Übersetzung P.H.) 
Nachdem die neuformierte Armee die anhaltende Gewalt in der Folge der Revolution bis 
zum Jahr 1929 weitestgehend eingedämmt hatte, etablierte sich gegen Ende der 1920er 
Jahre eine starke und konfliktarme Beziehung zwischen Staat und Militär. Zwischen 1928 
und 1929 einigten sich die Akteure darauf, dass nach der Machtübergabe kein Offizier das 
Präsidentenamt permanent oder vorübergehend ausüben dürfe, was eine „Entmilitarisie-
rung des politischen Wettbewerbs“ bewirkte und die Rekrutierung der politischen Elite 
entscheidend auf die neu gegründete Staatspartei beschränkte (Díez 2008: 120-121). Partei 
und Militär schufen dabei gemeinsam die Fundamente des Staates und der Beziehung zwi-
schen Streitkräften und Zivilen. Durch diese „korporatistisch-bürokratisch-autoritäre“ 
Herrschaftsweise (Deare 2000: 71) profitierte auch das Militär über Jahrzehnte. 
Aus der Frühzeit des autoritären Regimes entstammt auch die Einteilung der Streitkräfte in 
zwei unabhängige Institutionen: Armee und Luftwaffe erhalten ihre Befehle vom Verteidi-
gungsministerium SEDENA, dem stets ein Vier-Sterne-General vorsteht, während die Ma-
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rine seit 1940 dem Marineministerium SEMAR unterstellt ist; ihr Oberbefehl liegt seit je-
her bei einem Vier-Sterne-Admiral. Beide Militärs sind dabei vollwertige Kabinettsmit-
glieder (Guevara Moyano 2011: 2).  
Die PRN begann vor allem unter den Präsidenten/Generälen Plutarco Elías Calles und 
Lázaro Cárdenas ihre Macht zu institutionalisieren, das Militär zu entpolitisieren und es als 
einen der vier Sektoren der Partei in das System zu inkorporieren (vgl. Thiery/Merkel 
2010: 213; López-González 2009: 14).
17
 Dies stieß auf teilweise heftige Kritik des Offi-
zierskorps, wobei der Vorwurf lautete, dass das Militär dadurch weiter in der politischen 
Sphäre eingebunden bliebe. Cárdenas erklärte hierzu, man ziehe die Armee nicht in die 
Politik ein, da sie bereits involviert sei. De facto sei sie sogar der dominante Faktor in der 
Politik gewesen und man reduziere ihren Einfluss nunmehr auf lediglich eine von vier 
Stimmen (Cárdenas, zit. nach Camp 2005: 89). Die Struktur mit dem Militär als einer von 
vier Säulen wurde allerdings 1940 von Manuel Ávila Camacho nach nur zwei Jahren wie-
der abgeschafft, der als letzter Präsident zugleich einen Generalsposten innehatte.  
Der 1940 zum Präsidenten ernannte General Camacho begann bereits im ersten Monat 
seiner Präsidentschaft, weitere Generäle aus der Revolutionsarmee auf wichtigen zivilen 
und militärischen Posten in den Ruhestand zu versetzen. Zudem kürzte er das Militär-
budget von 21 auf 15 Prozent des Bruttoinlandsproduktes und verkleinerte die Armee sig-
nifikant (Camp 2005: 25). Als seinen Nachfolger ernannte Camacho schließlich erstmals 
einen Zivilisten, Miguel Alemán. Die Ernennung Alemáns sowie seine Wahl zum Präsi-
denten liefen dabei ohne Opposition oder Friktion innerhalb des Militärs ab; auch war die 
erstmalige Präsidentschaft eines Zivilen seit der Revolution nicht von offenen Eingriffen 
oder contestation seitens des Militärs geprägt.  
Die Machtübergabe an den zivilen Präsidenten Miguel Alemán im Jahr 1946 fand dabei 
unter der Voraussetzung statt, dass er bedingungslose Kooperation mit und Respekt für die 
Streitkräfte garantiere (Manaut 2000: xv). Als Ausgleich für den Schutz des Staates vor 
Bedrohungen und die Abstinenz von der Politik wurde dem Militär weitreichende instituti-
onelle Autonomie garantiert, vor allem in Bezug auf seine inneren Angelegenheiten, die 
Ausbildung der Offiziere und ihre Beförderung sowie zusätzlich ein hoher Grad der Dis-
kretion bei der Verwendung des Budgets (Díez 2008: 118). Bis zu Beginn der 1950 war 
das Militär damit zumindest formal unter zivile Kontrolle gebracht und als bewaffneter 
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 Die drei anderen Sektoren waren der Landwirtschaftssektor, der Arbeitersektor und der sector popular, in 
dem vor allem Angestellte und Staatsbedienstete vereint waren. 
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Arm des Staates ebenso „institutionalisiert“ wie der PRI selbst. Der implizite zivil-
militärische „Pakt“ bedingungslosen gegenseitigen Respekts wurde seitdem größtenteils 
bewahrt (Manaut 2000: xv), in Krisenzeiten jedoch auf die Probe gestellt. 
 
4.1.3 Das Militär als Akteur während innerstaatlicher Krisen und Konflikte  
„Das sich aus den Wirren der Mexikanischen Revolution erhebende System entwickelte eine autori-
tär-korporatistische Struktur, wobei seine Anhänger mit materiellen Vorteilen belohnt, seine Gegner 
jedoch vereinnahmt oder eliminiert wurden“ (Díez/Nicholls 2006: 5; Übersetzung P.H.). 
Die umfassende Machtstellung des PRI unterlag in der mehr als 70 Jahre andauernden 
Herrschaft verschiedensten Herausforderungen im Inneren: In den 1960er Jahren etablier-
ten sich guerrilla-Bewegungen in den südlichen Bundesstaaten und 1968 kam es zur fol-
genschweren gewaltsamen Niederschlagung der Studentenproteste in Mexiko-Stadt. Mit 
dem Inkrafttreten der Verträge über die Nordamerikanische Freihandelszone (NAFTA) 
erfolgte 1994 der gewaltsame Aufstand des EZLN bzw. der zapatistas
18
 im südlichen Bun-
desstaat Chiapas, der eine Staatskrise von ungekanntem Ausmaß nach sich zog. Diese Kri-
sen der Jahre 1968 und 1994 hatten bedeutende Rückwirkungen auf die zivil-militärischen 
Beziehungen, wie in der Folge gezeigt wird. 
Laut Pion-Berlin/Trinkunas (2010) ergeben sich bei Staatskrisen in Lateinamerika
19
 drei 
unterschiedliche Handlungsoptionen für die Streitkräfte: Sollten sie von den Zivilen zum 
Eingreifen beordert werden, können sie (1) die Befehle verweigern und in den Kasernen 
verbleiben, (2) Repression gegen die oppositionellen Kräfte ausüben oder (3) selbst gegen 
die Regierung rebellieren (Pion-Berlin/Trinkunas 2010: 399). Die erste Strategie, bei der 
das Militär passiv bleibt, wird dabei von den Autoren als shirking, also als Aus- oder Zu-
rückweichen der Streitkräfte bezeichnet.  
Wie bereits ausgeführt haben die mexikanischen Streitkräfte die Option der Rebellion ge-
gen das Regime zu keinem Zeitpunkt gewählt, aber auch shirking wurde nicht beobachtet. 
Vielmehr kam es stets zum bedingungslosen Eingreifen des Militärs, wenn sich das Re-
gime bedroht fühlte und den Einsatz anordnete, etwa beim Vorgehen gegen diverse Streik-
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 Als zapatistas werden die Mitglieder und Sympathisanten der Zapatistischen Armee der Nationalen Be-
freiung (Ejército Zapatista de Liberación Nacional; EZLN) bezeichnet, die sich in der Tradition des Revolu-
tionärs Emiliano Zapata sehen und zu deren Forderungen eine demokratische Öffnung und die Autonomie 
indigener Gemeinden gehört (vgl. Wager/Schulz 1994: v). 
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 Die Autoren beschränken sich hierbei auf Fälle, die nicht in Regimewechseln resultierten und in denen das 
Militär eingesetzt wurde, da die übrigen Sicherheitskräfte nicht eingreifen wollten oder konnten (vgl. Pion-
Berlin/Trinkunas 2010: 402). 
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bewegungen Ende der 1950er Jahre und im „schmutzigen Krieg“ gegen die ländliche guer-
rilla in den 1960er Jahren (Arzt 2011: 54). Dabei verübten die Sicherheitskräfte eine Reihe 
von Menschenrechtsverletzungen an der Zivilbevölkerung, die teilweise bis heute nicht 
geahndet wurden.
20
 Das im Jahr 1968 erfolgende „Massaker von Tlatelolco“, bei dem die 
Proteste Studierender in Mexiko-Stadt blutig niedergeschlagen wurden, stellt für führende 
Forscher den entscheidenden Wendepunkt in den zivil-militärischen Beziehungen dar 
(Camp 2005: 28; Anaya 2000: 6). Tausende Demonstranten forderten dabei demokratische 
Reformen und besetzten über mehrere Tage hinweg den „Platz der Drei Kulturen“ im 
Stadtteil Tlatelolco. In der Nacht zum 2. Oktober wurde von umliegenden Gebäuden aus 
das Feuer auf die Demonstranten eröffnet, nachdem die Polizei zuvor ihre Überforderung 
mit der Situation erklärt hatte; das Militär übernahm am nächsten Tag die Verantwortung 
für die geschätzten 200 Toten. Erst nach dem Ende der PRI-Herrschaft wurde jedoch durch 
bis dahin geheim gehaltene Dokumente bekannt, dass nicht die Armee, sondern Spezial-
einheiten der Präsidentengarde auf Befehl von Präsident Díaz Ordaz gezielt ihre Waffen 
gegen die Protestierenden eingesetzt hatten. Dieser „Betrug“ des Präsidenten änderte maß-
geblich die Sicht der Streitkräfte auf die politischen Machthaber und trug entscheidend zu 
ihrer späteren forcierten Einbindung in die Entscheidungsfindung bei der Inneren Sicher-
heit bei (vgl. Camp 2005: 30).  
Die Ereignisse des Jahres 1968 wurden von Analysten als „Anfang vom Ende“ der autori-
tären Herrschaft bezeichnet (Hellinger 2011: 264), da erstmals offensichtlich wurde, dass 
der PRI bedeutende Teile der Bevölkerung nicht mehr in das System integrieren konnte. 
Der (angebliche) Rückgriff auf die reguläre Armee und der bedingungslose Gewalteinsatz 
gegen die Studentenbewegung diskreditierten Partei und Armee gleichermaßen. Ähnliches 
galt bei der Rebellion in Chiapas 1994, als hunderte größtenteils indigene Aufständische 
mehrere Ortschaften besetzten und der Regierung den „Krieg“ erklärten. Die von Präsident 
Salinas de Gortari entsendete Armee erreichte nach tagelangen Kämpfen nur mit Mühe 
eine Pattsituation, so dass die Regierung Friedensverhandlungen aufnahm. Mehr als hun-
dert Soldaten wurden dabei getötet und die Streitkräfte verübten erneut zahlreiche Massa-
ker an der Zivilbevölkerung. In der Armee wurde in der Folge öffentlich die Unzufrieden-
heit mit der zivilen Führung ausgedrückt: Trotz eindringlicher Warnungen aus dem militä-
rischen Geheimdienst hatte die Regierung die Existenz der zapatistas öffentlich abgestrit-
ten; als es schließlich zum Aufstand kam, kritisierten führende Offiziere den Militäreinsatz 
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 Ein Bericht aus dem Jahr 2006 kommt zu dem Ergebnis, dass zwischen 1965 und 1982 mehrere hundert 
Menschen bei Massakern und der Zerstörung mehrerer Ortschaften durch das Militär getötet wurden (vgl. 
Thompson 2006). 
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und das Krisenmanagement der Regierung (vgl. Camp 2005: 38). Im Militär herrschte so-
mit jeweils nach der gewaltsamen Niederschlagung der Studentenproteste und der Rebelli-
on der zapatistas eine Abneigung gegenüber der von den Zivilen zugedachten Rolle: Die 
Perzeption, die „Fehler der Zivilen ausbügeln zu müssen“ (Wager/Schulz 1994: 15; Über-
setzung P.H.), wurde zur Belastung der zivil-militärischen Beziehungen. Durch den Kauf 
neuer Waffen sicherte sich die Regierung jedoch nach 1968 (Manaut 2000: xx) und 1994 
(Camp 2005: 38) erneut die Loyalität der Streitkräfte. Vor allem die Luftwaffe profitierte 
nach 1968 durch den Kauf von 37 Kampfflugzeugen; die Armee erhielt für die Hälfte der 
Truppen neue Infanteriewaffen (vgl. Camp 2005: 33). 
Die Krise des Systems in den 1980er und 1990er Jahren führte zum Erstarken der politi-
schen Opposition, die schließlich im Jahr 2000 friedlich die Macht erlangte. Im Folgenden 
werden die zivil-militärischen Beziehungen während der Transition dargestellt und die 
Bedeutung des Machtverlustes des PRI für den zivil-militärischen „Pakt“ herausgearbeitet.  
 
4.1.4 Das Militär während der Demokratisierung 
“Staatlicher Zwang und Gewalt sind selbst für langetablierte Demokratien Herausforderungen, noch 




Durch den bewaffneten Aufstand der zapatistas und den teilweise von massiven Men-
schenrechtsverletzungen begleiteten Militäreinsatz in Chiapas wurden die Probleme des 
Regimes, den sozialen Frieden aufrechtzuerhalten, überdeutlich. Nachdem die Wirtschaft 
in den 1980er und frühen 1990ern stagniert hatte und demokratische Reformen nur zöger-
lich angestoßen worden waren, brach mit dem Ende des sozialen Friedens schließlich der 
„letzte Legitimationspfeiler des Regimes“ weg (Thiery/Merkel 2010: 221). Eine generelle 
Liberalisierung setzte ein, die ursprünglich zur Stabilisierung des PRI-Systems eingeleitet 
worden war, jedoch im Jahr 2000 zur friedlichen Abwahl der Staatspartei und dem Macht-
wechsel zugunsten des PAN unter Präsident Vicente Fox führte. Die Transition und der 
Regimewechsel wurden somit vom PRI selbst eingeleitet und akzeptiert (Merkel 2010: 
104). 
Während der letzte Präsident der PRI-Herrschaft Ernesto Zedillo mit massiven sozioöko-
nomischen Problemen des Landes und der anhaltenden Legitimationskrise der Partei kon-
frontiert war, ergaben sich auch innerhalb des Militärs bedeutende Veränderungen: Wenige 
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Monate nach Ausbruch des Aufstandes in Chiapas gelangte ein militärinternes Dokument 
an die Presse, das weitgehende Reformen innerhalb der Streitkräfte forderte und die gene-
relle Unzufriedenheit mit dem Grad der Professionalisierung und der PR-Strategie der 
Streitkräfte ausdrückte. Unter dem Namen „Entwicklungsprogramm der Mexikanischen 
Armee und Luftwaffe“ wurde in 15 Punkten eine Modernisierung des Militärs gefordert, 
wobei ein zentraler Punkt die Ausbildung von Spezialeinheiten zur Aufstandsbekämpfung 
war (Camp 1999). 
Zudem erregte eine Affäre innerhalb des Militärs vor allem bei Menschenrechtsorganisati-
onen großes Aufsehen: Im Dezember 1994, kurz nach dem Amtsantritt von Zedillo, veröf-
fentlichte der Brigadegeneral José Francisco Gallardo einen Artikel, in dem er die man-
gelnde zivile Kontrolle beim Militäreinsatz in ländlichen Gebieten ansprach und die Etab-
lierung eines zivilen Ombudsmannes forderte, um die Disziplin des Militärs zu erhöhen. 
Gallardo wurde vor ein Militärgericht gestellt und „wegen des Missbrauchs von Militär-
budget“ zu 28 Jahren Gefängnis verurteilt (Amnesty International 2001). Erst nach dem 
Machtwechsel und auf Druck des neuen Präsidenten Fox wurde Gallardo 2003 aus der 
Haft entlassen, jedoch nicht rehabilitiert (El Heraldo 2012).  
Der weitere Verlauf der letzten Präsidentschaft des PRI sah zwei grundlegende Neuerun-
gen für die Armee. Zum einen ermöglichte Zedillo ein rapides Wachstum der Mann-
schaftsstärken: Allein in den ersten drei Monaten seiner Amtszeit erhöhte sich die Zahl der 
Truppen um 22.000 auf knapp 180.000; bis zum Ende der Amtszeit war diese Zahl auf 
202.000 angewachsen; die Zahl der Offiziere stieg allein zwischen 1996 und 1998 um das 
Vierfache auf 7.981 (Camp 2004a: 356). Innerhalb von knapp zehn Jahren wuchsen die 
Streitkräfte damit um ca. 25 Prozent.  
Tabelle 2: Entwicklung der Streitkräfte, 1910 – 2011 
 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2011 
Streitkräfte  
(in 1000)* 

























*Zahlen bis 1910 für die Föderale Mexikanische Armee, ab 1920 für die Revolutionären Streitkräfte  
(ohne Marineeinheiten). Quellen: Manaut 2000: xvii-xx; Loveman 1999: 183; eigene Aktualisierung nach 
SEDENA 2011: 2. 
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Zum anderen forcierte Zedillo eine Ausweitung des militärischen Aufgabenfeldes: Nach-
dem erste Versuche, das Militär stärker in die Bekämpfung des Drogenhandels einzubin-
den, in den 1980er Jahren noch vom Militär (!) abgelehnt worden waren, akzeptierten die 
Streitkräfte Mitte der 1990er Jahre eine Fokussierung auf die Vernichtung von Anbauflä-
chen und die Unterbindung des Transits von Drogen in Richtung der USA. Zedillo erklärte 
dabei das Organisierte Verbrechen in seiner ersten Rede zur Lage der Nation 1995 zur 
„ernstesten Bedrohung für die nationale Sicherheit“ (Zedillo 1995). Zudem wurde die Bil-
dung von Spezialeinheiten bei Armee (GAFE) und Marine (GANFE) vorgenommen und 
der Austausch mit den USA bei militärischem Training ausgeweitet.  
Mit dem Ende von Zedillos Amtszeit endete auch die siebzigjährige Herrschaft des PRI. 
Die mexikanischen Streitkräfte nahmen während der Transition des Systems vor allem 
dadurch eine wichtige Rolle ein, als dass sie zu keinem Zeitpunkt die Machtübergabe be-
einflussten, wie dies etwa in Argentinien und Chile nach den Militärdiktaturen der Fall 
gewesen war (vgl. Thiery/Merkel 2010: 215–216). Zwar zeigte sich erstmals eine verstärk-
te politische Rolle des Militärs, da sich einzelne Generäle vor allem im Vorfeld der Wah-
len 1994 und 2000 regimekritisch äußerten und ihre Sympathie für die Oppositionsparteien 
erklärten. Jedoch wurde gleichzeitig wiederholt aus führenden Militärkreisen deutlich ge-
macht, dass jede Partei, die aus freien und fairen Wahlen als Sieger hervorgehe, die bedin-
gungslose Unterstützung der Streitkräfte haben würde (vgl. Díez/Nicholls 2006: 39). Der 
Amtsantritt von Fox als Präsident und oberster Befehlshaber der Streitkräfte verlief dem-
entsprechend ohne Widerstand aus dem Militär. Fox wählte zudem mit dem erst 59jährigen 
General Vega García einen vergleichsweise jungen Verteidigungsminister, von dem er sich 
Unterstützung bei seiner Reformagenda erhoffte (Díez/Nicholls 2006: 11). 
Vicente Fox war im Wahlkampf 2000 mit dem Versprechen angetreten, den Einfluss des 
Militärs zu verringern, dessen Kommandostruktur in ein neuartiges institutionelles Rah-
menwerk einzugliedern und es vor allem aus den „neuen Missionen“ der Drogenbekämp-
fung wieder herauszunehmen. Mit Erlangung der Macht dehnte Fox die Rolle der Streit-
kräfte jedoch de facto beträchtlich aus und es kam zu ersten Kampfeinsätzen gegen be-
waffnete Mitglieder des Organisierten Verbrechens und der Drogenmafias (Díez 2008: 
125). Fox begründete dies damit, dass „nur die Armee die Mannschaftsstärke, Ausrüstung 
und die nötige institutionelle Unbescholtenheit“ für diese Aufgaben besitze (zit. nach Tur-
biville 2001: 40; Übersetzung P.H.). In derselben Zeit eskalierte der Konflikt zwischen den 
mächtigen Schmugglerorganisationen, die zur Zeit der PRI relativ unbehelligt geblieben 
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waren und die nunmehr vermehrt untereinander um Schmuggelrouten in die USA zu 
kämpfen begannen.  
Unter Fox gab der mexikanische Staat die „Duldungshaltung und sogar zaghafte Unterstüt-
zung“ (Williams 2009: 2) zugunsten einer direkten Konfrontation mit den kriminellen 
Netzwerken auf. Nachdem Fox mit Rafael Macedo de la Concha einen aktiven Brigadege-
neral zum Leiter der Generalstaatsanwaltschaft (Procuraduría General de la República; 
PGR) ernannt hatte, wurde die Zusammenarbeit zwischen Zivilen und Militärs gegen die 
Drogenkriminalität noch intensiviert: Im Januar 2005 rief Fox den „Krieg“ gegen das Or-
ganisierte Verbrechen und den Drogenhandel aus. Er erklärte dabei, dass das Militär eine 
führende Rolle übernehmen werde und „der Kampf nur durch die Grenzen der Verfassung 
beschränkt“ sein werde (BBC 2005; Übersetzung P.H.). Das Militär akzeptierte diese neue 
Rolle und war bis zum Ende von Fox‘ Amtszeit mit bis zu 20.000 Soldaten täglich an der 




Die zivil-militärischen Beziehungen waren in Mexiko seit der Machtübergabe an die Zivi-
len 1946 von großer Konkordanz und Stabilität geprägt. Das mexikanische Militär hat in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts im Gegensatz zu anderen Militärs in Lateinameri-
ka keine Militärdiktatur ausgeübt oder einen Putsch begangen, sondern das Regime beina-
he bedingungslos gegen innere Bedrohungen verteidigt. Manaut (2000) führt dabei die 
Stabilität des politischen Systems auf den Umstand zurück, dass das Militär lediglich „der 
bewaffnete Arm des PRI“ (Manaut 2000: XVI) während der autoritären Herrschaft gewe-
sen sei; eine These, die mit Blick auf die gemeinsamen Wurzeln von Partei und Militär in 
der Mexikanischen Revolution nachvollziehbar scheint: Gerade die Auflehnung gegen ein 
militärisch geprägtes Regime brachte eine später siegreiche Armee hervor, die in ihrer 
Ausrichtung grundsätzlich „zivil“ geprägt war und deren führende Generäle die Macht 
deshalb an die Zivilen abgeben konnten. Die inzwischen in der Forschung weitgehend ak-
zeptierte These, dass Streitkräfte umso weniger wahrscheinlich in die Politik intervenieren, 
je weniger sie dies in der Vergangenheit getan haben (etwa in Form eines Militärregimes, 
vgl. Smith 2005: Kap. 3), zeigt sich anschaulich in Mexiko: Die Revolutionären Streitkräf-
te erlangten gemeinsam mit den Gründern des PRI die Macht und waren zu einem Großteil 
spätere Funktionäre in der Partei, betrieben jedoch eine kontinuierliche Verdrängung des 
Militärs aus der Politik. In der Folge kam es zu keinen offenen Interventionen in die staat-
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liche Politik. Vielmehr etablierte sich das Militär zu einem gegenüber der zivilen Führung 
loyalen Arm des Staates, der allerdings Einmischung in Militärangelegenheiten im Aus-
tausch weitestgehend abwehrte und bei Menschenrechtsverletzungen unbehelligt blieb. 
Dieser „Pakt“ zwischen Zivilen und Militärs verfestigte sich in der weitgehenden Autono-
mie der Streitkräfte in ihren institutionellen Arrangements und bei ihrer Einbindung in die 
Innere Sicherheit. Aufgrund des Fehlens einer äußeren Bedrohung wurde das Militär zwar 
nur selten von den Zivilen aktiviert; wenn es den Staat verteidigen sollte, geschah dies ge-
gen Unruhen und Aufstände im Inneren. Mehrere wichtige Erkenntnisse lassen sich aus 
dem Verhalten von Zivilen und Militärs während dieser Krisen ableiten:  
Das Militär griff wie zuvor verdeutlicht nicht zur Strategie des shirking oder schloss sich 
den Oppositionellen an, sondern verteidigte das Regime scheinbar bedingungslos. Diese 
Loyalität ging so weit, dass die Armee beim Massaker von Tlatelolco 1968 die Rolle des 
„Sündenbocks“ annahm, die der Präsident ihr zugedacht hatte. Auch 1994, als die Zivilen 
Warnungen aus dem Militärgeheimdienst ignorierten und die Streitkräfte in der darauf fol-
genden Aufstandsbekämpfung in Chiapas ein PR-Desaster erlebten, erhoben sie öffentlich 
kaum Widerstand gegen die zivile Führung. In der Folge beider Krisen wurde aber hinter 
den Kulissen eine Kompensation in Form von Rüstungsgütern ausgehandelt.  
Die Zivilen hingegen ließen in beiden Konflikten zu, dass das Militär die Rolle des „Sün-
denbocks“ erhielt und versuchten in der Folge, die zivil-militärischen Beziehungen durch 
Kompensation wieder zu verbessern. Mit Blick auf die weitere Analyse erscheint ein ande-
rer Aspekt noch wichtiger: Der Einsatz von Soldaten gegen die Zivilbevölkerung wurde 
1968 erstmalig mit der Überforderung der zivilen Behörden gerechtfertigt, was als histori-
scher Vorläufer für den Militäreinsatz im „Krieg gegen die Drogen“ angesehen werden 
kann. 
Die Militärführung transferierte ihre Loyalität zur herrschenden Partei nach dem Ende der 
PRI-Herrschaft auf den PAN unter Vicente Fox. Dieses Prinzip wurde auch mit der zwei-
ten demokratischen Präsidentenwahl 2006 eingehalten, die „formale zivile Suprematie“ 
(Díez 2008: 126; Übersetzung P.H.) aus der Zeit des PRI damit fortgesetzt. Nach der Mei-
nung von Sicherheitsexperten stieg mit der Ankunft des PAN gleichermaßen die Autono-
mie des Militärs und resultierte in einer „Militarisierung” der öffentlichen Sicherheit 
(Mendoza/M. Serrano 2012: 248). Zentral ist hierbei die Ausweitung der Rolle in der Dro-
genbekämpfung: Die zur PRI-Zeit zuerst noch passive Rolle, die vor allem auf die Ver-
nichtung von Anbauflächen konzentriert war, wurde nach und nach ausgeweitet und unter 
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Fox zu einer offensiven Strategie verändert. Diese Ausweitung der Rolle war in den 1980er 
und frühen 1990ern noch vom Militär abgelehnt worden, zur Zeit des letzten Präsidenten 
des PRI und nach dem Machtwechsel 2000 jedoch angenommen worden.  
Wie gezeigt sind die Mechanismen zur Etablierung ziviler Kontrolle in Mexiko zum Groß-
teil informeller Natur und berufen sich auf persönliche Treue gegenüber dem Präsidenten 
und dem ausgeführten impliziten „Pakt“ zwischen Staat und Militär. Im nächsten Kapitel 
soll eine Konzeptualisierung der gewonnenen Erkenntnisse erfolgen, um bewerten zu kön-
nen, wie sich die zivile Kontrolle in ihren einzelnen Teilbereichen vor dem Amtsantritt von 
Felipe Calderón im Jahr 2006 darstellte. 
 
4.2 Zivile Kontrolle in Mexiko im Jahr 2006 
„Die Etablierung ziviler Kontrolle – ganz zu schweigen von demokratischer ziviler Kontrolle – ist 
von jeder lateinamerikanischen Nation viel verlangt.“ (Pion-Berlin 2001: 10). 
Um die historisch gewachsenen Pfadabhängigkeiten der zivil-militärischen Beziehungen 
bis 2006 zu desaggregieren und im weiteren Verlauf der Analyse Veränderungen feststel-
len zu können, wird im Folgenden eine Verortung der gewonnen Erkenntnisse in die fünf 
Teilbereiche ziviler Kontrolle nach Croissant u. a. (2010) vorgenommen.  
 
4.2.1 Teilbereich A: Politische Rekrutierung 
 
Der Einfluss des Militärs in politischen Führungspositionen und auf die Auswahl der Re-
präsentanten des Staates stellt sich in Mexiko zwiespältig dar. Nachdem sich die Gründer 
des PRI mit dem Militär darauf geeinigt hatten, dass Militärs weder vorübergehend noch 
dauerhaft als Präsident fungieren dürfen, war der letzte aktive Militär im Präsidentenamt 
General Ávila Camacho, der 1946 die Macht an den zivilen Präsidenten Alemán übergab. 
Für die Selektion des höchsten Amtes ist seitdem kein starker Einfluss des Militärs fest-
stellbar; weder übernahmen Militärs durch Putsche oder Wahl selbst die Macht noch wurde 
ein bestimmter Präsident unter Druck des Militärs eingesetzt. Das Militär war vielmehr 
stets Garant für den Machtwechsel und dem „säkularen Sakrament“ der Verfassung ver-
pflichtet. Eine Drohung des Militärs gegen einen amtierenden Präsidenten wurde in diesem 
Zusammenhang jedoch ausgesprochen: Als es zum Ende der Amtszeit von Präsident Eche-
verría (1970-1976) zu Gerüchten kam, er wolle im Amt bleiben, machten mehrere führen-
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de Generäle dem Präsidenten deutlich, dass sie einen solchen Verfassungsbruch nicht dul-
den würden: „Wenn Sie etwas gegen die Verfassung zu tun gedenken, sehen wir uns ge-
zwungen, die Verfassung zu verteidigen. […] Sollten Sie versuchen an der Macht zu blei-
ben, wird die Armee Sie beiseiteschieben.“ (zit. nach Dziedzic 1986: 323; Übersetzung 
P.H.). Dies ist jedoch die einzig feststellbare Ausnahme von der ansonsten zurückhalten-
den Rolle. Allerdings gab es auch Anschuldigungen, dass das Militär bei Wahlfälschungen 
zur Zeit der Regierung Salinas de Gortari (1988-1994) mitgeholfen habe (Camp 2005: 37), 
was jedoch nicht auf Eigeninitiative des Militärs, sondern im Auftrag des Präsidenten ge-
schehen sein soll. 
Tabelle 3 zeigt die stetige Abnahme militärischer Repräsentation im Kabinett sowie auf 
Gouverneursposten und im Senat. In der Phase von 1935-40 hatte noch knapp die Hälfte 
der Gouverneure und beinahe jeder fünfte Senator einen militärischen Hintergrund, spätes-
tens in den 1970 Jahren ist der Anteil jedoch marginal geworden. Bis zum Ende der PRI-
Zeit waren aktive und ehemalige Militärs beinahe vollständig aus hohen politischen Positi-
onen verschwunden. 
 
Tabelle 3: Politische Amtsträger mit militärischem Hintergrund, 1935 – 2012 (in %) 
Regierungszeit Kabinett* Gouverneure Senatoren 
1935-40 12 48 18 
1940-46 12 40 20 
1946-52 0 13 5 
1952-58 2 23 17 
1958-64 0 23 20 
1964-70 4 3 15 
1970-76 2 5 12 
1976-82 0 5 5 
1982-88 0 5 3 
1988-94 0 0 2 
1994-2000 0 0 3 
2000-2006 2 0 2 
2006-2012 0 0 0 
* Nicht eingerechnet sind die Posten des Verteidigungs- und des Marineministers, die seit 1935 stets von Mili-
tärs besetzt wurden. „Militärischer Hintergrund“ wird dabei definiert als sowohl langfristiges als auch vorüber-
gehendes Engagement bei den Streitkräften. Quelle: Camp 2005: 76; Aktualisierung P.H. 
Nach Artikel 55 der Verfassung ist es dabei für die Abgeordneten des Kongresses nicht 
erlaubt, weniger als 90 Tage vor einer Wahl einen militärischen Posten innegehabt zu ha-
ben (Cámara de Diputados 2011: Art. 55). Für den Präsidenten selbst ist es nicht erlaubt, 
weniger als sechs Monate vor der Wahl beim Militär aktiv gewesen zu sein (Cámara de 
Diputados 2011: Art. 82). Auf der Gouverneurs-Ebene wurde zuletzt 1982 ein aktiver Ge-
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neral im Bundesstaat Chiapas eingesetzt (Díez/Nicholls 2006: 33). Zumindest bei der Be-
setzung öffentlicher Ämter ist das Militär somit stark in den Hintergrund getreten. Mit der 
Berufung von General Macedo de la Concha zum Leiter der Generalstaatsanwaltschaft im 
Jahr 2000 war allerdings zum ersten Mal seit 1976 wieder ein General neben dem Vertei-
digungs- und dem Marineminister im Kabinett vertreten.  
Offensichtlichstes Merkmal für den tradierten Einfluss des Militärs im Bereich der Politi-
schen Rekrutierung ist die seit der Anfangszeit des PRI institutionalisierte Beteiligung 
zweier Generäle im Kabinett. Nachdem im Jahr 1940 das Marineministerium von der Ar-
mee getrennt wurde, stellt das Militär neben dem Verteidigungsminister einen zweiten 
dauerhaften Repräsentanten in der staatlichen Führungsebene: Seit 1941 hat auch der Ma-
rineminister den vollen Status als Kabinettsmitglied (Guevara Moyano 2011: 2). Kein Zivi-
ler hat seitdem eines der beiden Ämter ausgeübt oder wurde dafür vorgeschlagen. Dieses 
Vorrecht der Streitkräfte aus der Anfangszeit der PRI ist bis heute unangetastet und in der 
Vergangenheit ist kein beobachtbarer Versuch unternommen worden, diesen privilegierten 
Zugang der Militärs abzuschaffen. Die beiden Posten sind zudem die einzigen im Kabinett, 
die nicht vom Kongress bestätigt werden müssen (vgl. Cámara de Diputados 2011: Art. 
89). 
Im lateinamerikanischen Kontext wird deutlich, dass Mexiko dabei auch im Vergleich zu 
den ehemaligen Militärdiktaturen auf dem Kontinent eine Sonderrolle einnimmt: Die ehe-
mals autoritären Staaten ersetzten nach und nach ihre militärisch kontrollierten Verteidi-
gungsministerien durch zivile – Argentinien 1988, Nicaragua 1997, Honduras 1998 und 
Brasilien 1996 (vgl. Bruneau/Goetze 2006: 76). Mexiko unternahm diesen Schritt trotz der 
Transition bisher noch nicht. Tabelle 4 zeigt die regionale Einbettung: Während in den 
ehemaligen Militärdiktaturen Argentinien und Chile seit 1990 ausschließlich Zivilisten das 
Verteidigungsministerium leiteten und in Peru seit 2000 keine Militärs mehr Minister wa-
ren, hat das Militär in Mexiko hier seinen Einfluss wahren können. 
Tabelle 4: Verteidigungsministerien in Lateinamerika: Militärische (M) oder zivile (Z) Minister 
Land 1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 Z Z in %  
Argentinien Z Z Z Z Z Z Z Z Z 17 100 
Brasilien M/M/M M/M/M M/M/M Z/Z Z/Z Z Z Z Z 12 71 
Chile Z Z Z Z Z Z Z Z Z 17 100 
Peru M M M M M M Z Z Z 7 41 
Mexiko M/M M/M M/M M/M M/M M/M M/M M/M M/M 0 0 
Quelle: gekürzt nach Pion-Berlin 2009: 574. 
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Für den Teilbereich der Politischen Rekrutierung ist damit klar zu statieren, dass eine Ab-
schaffung des tradierten Einflusses der Streitkräfte während der Transition und in den ers-
ten Jahren der Konsolidierung nicht stattgefunden hat. Die zivile Kontrolle ist hier von 
mittlerem Grad: Für die Regeln des Wettbewerbs ist festzuhalten, dass seit 1946 kein Mili-
tär als Staatschef tätig war und zudem die Zahl von Militärs auf zivilen Posten stets gesun-
ken ist. Trotzdem ist das Fehlen eines zivilen Verteidigungsministeriums und die stets 
mindestens zweifache Präsenz von Generälen im Kabinett ein klares Kriterium für die ein-
geschränkte zivile Suprematie in diesem Bereich und kann somit als prerogative nach Ste-
pan (1988) verstanden werden. Für die Dimension der Partizipation kann festgehalten 
werden, dass aktive Militärs zwar verfassungsmäßig von den wichtigsten politischen Pos-
ten ausgeschlossen sind und keinen direkten Einfluss auf die Regierungsbildung besitzen, 
jedoch in der Vergangenheit mit ihrer Intervention drohten, sollte ein Präsident gegen die 
Verfassung verstoßen. 
 
4.2.2 Teilbereich B: Public Policy 
 
Die Einbindung der Streitkräfte in staatliche Politik neben der Verteidigungs- und Sicher-
heitspolitik variierte unter den verschiedenen mexikanischen Präsidenten stark. Ihren poli-
tischen Einfluss hatten die Militärs außerdem zumeist jenseits der öffentlichen Wahrneh-
mung. So wurde in der Amtszeit von Ernesto Portillo (1976-1982) der Verteidigungsminis-
ter Galván López in alle wichtigen Entscheidungen zu Finanz- und Wirtschaftspolitik mit-
einbezogen: Bei der Entscheidung zur Verstaatlichung der Banken 1981 etwa wurde der 
Verteidigungsminister noch vor dem Finanzminister konsultiert (Camp 2005: 35) und 
nahm eine beratende Funktion ein. Eine Ausdehnung ihrer Rolle forcierten die Streitkräfte 
allerdings zu keinem Zeitpunkt „auf eigene Faust“; Berufungen ins Kabinett fanden stets 
auf Initiative des Präsidenten statt. So war etwa der Posten des Gesundheitsministers von 
1964-1968 mit einem ehemaligen General besetzt (SALUD 2012; siehe auch Tabelle 3), 
die Repräsentation von Militärs im Kabinett nahm jedoch wie gezeigt stetig ab. 
Ein direkter Einfluss des Militärs auf das Staatsbudget ist bis 2006 nicht erkennbar, viel-
mehr wurde von Seiten des Militärs sogar öffentlich die Notwendigkeit anerkannt, Politik-
bereiche wie Bildung und Gesundheit zu fördern und dafür Abstriche beim Militärbudget 
hinnehmen zu müssen (Camp 2005: 258). In einem Interview mit dem Politikwissenschaft-
ler Camp betonte der ehemalige Präsident Zedillo 1991: „Das Militär hat niemals Druck 
61 
auf mich ausgeübt, weder als Präsident noch als Finanzminister, um sein Budget zu erhö-
hen. Es ist stets der Präsident, der die Initiative ergreift, nicht der Verteidigungsminister.“ 
(Portillo 1991, zit. nach Camp 2005: 260; Übersetzung P.H.). Allerdings ist eine Interven-
tion des Militärs in die Bildungspolitik im Jahr 1991 bekannt: Auf Druck der Armeefüh-
rung wurde ein Schulbuch wieder zurückgezogen, in dem das Militär als Aggressor beim 
Massaker von Tlatelolco dargestellt wurde (Wager/Schulz 1994: 11). 
Eines der wichtigsten Betätigungsfelder der mexikanischen Streitkräfte liegt in der unter-
stützenden Funktion der Zivilbevölkerung im medizinischen Bereich und bei der Infra-
struktur. Die Armee ist hierbei vor allem in den ärmeren Regionen auf dem Land tätig, um 
Straßen zu bauen und kostenlose ärztliche Behandlungen, Trinkwasser und Nahrung be-
reitzustellen (Guevara Moyano 2011: vii). Gerade diese Funktion trug Analysten zufolge 
maßgeblich zu ihrer hohen Reputation in der Bevölkerung bei (Díez/Nicholls 2006: 22). 
Auch bei Naturkatastrophen wird das Militär regelmäßig eingesetzt; zuletzt war es in der 
Folge des Hurrikans Paul im Oktober 2012 aktiv (El Universal 2012c). Die Beteiligung der 
Armee ist im sogenannten Plan DN-III
21
 geregelt, der 1966 nach einer Flutkatastrophe 
entwickelt wurde. Dem Verteidigungsministerium zufolge ist dabei die Aufgabe des Mili-
tärs „die Unterstützung der Zivilbevölkerung bei jedweder Art von Katastrophe“ zu ge-
währleisten, wobei insbesondere Erdbeben, Vulkanausbrüche, Überschwemmungen, Hur-
rikane und Brände genannt werden (SEDENA 2012b; Übersetzung P.H.).  
Präsident De la Madrid (1982-1988) versuchte in seiner Amtszeit, die stark ausgedehnte 
Rolle des Militärs in diesen Politikfeldern wieder zurückzudrängen und die zivilen Autori-
täten zu stärken. Dies führte zu der Entscheidung des Präsidenten, den Armeeeinsatz beim 
verheerenden Erdbeben von Mexiko-Stadt 1985 weit unter den Möglichkeiten des Heeres 
zu halten, obwohl die Armee auf jahrelange Erfahrung bei humanitärer Hilfe zurückblicken 
konnte (Camp 2005: 36). Seitdem wird die Rolle des Militärs in diesem Teilbereich zum 
einen ausgedehnt, zum anderen stets öffentlich hervorgehoben worden. Es wird zudem 
vermutet, dass das Militär als Kompensation für die eingeschränkte Rolle bei der Erdbe-
benhilfe die Kompetenzausweitung in der Inneren Sicherheit in den späten 1980er Jahren 
erhielt (Camp 2005: 138). 
Unter Vicente Fox kam es im Jahr 2005 zu einer großangelegten Hilfsaktion für die USA, 
nachdem der Hurrikan Katrina die Golfküste verwüstet hatte. Fox sandte knapp 200 Solda-
                                                 
21
 “DN” steht dabei für Defensa Nacional (Nationale Verteidigung). Insgesamt gibt es in Mexiko vier DN-
Pläne, die im weiteren Verlauf der Analyse erläutert werden. 
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ten nach Texas, die Transporthubschrauber, Trinkwasser und Nahrung zur Verfügung stell-
ten (V. Fox 2005). Das Militär wurde durch diese Hilfsaktion weiter in seiner Rolle aufge-
wertet und erhielt die Chance, sich auch im Ausland als moderne Armee darzustellen. 
Aufgrund der Professionalisierung des Militärs in diesen Bereichen ist jedoch der Aufbau 
paralleler ziviler Strukturen schwach geblieben; eine Bundesanstalt wie das zivile deutsche 
Technische Hilfswerk gibt es in Mexiko nicht. 
Der für die zivile Kontrolle entscheidende Grad des militärischen Einflusses kann in die-
sem Teilbereich insgesamt als gering bewertet werden; die zivilen Ministerien wurden seit 
1968 auch von zivilen Entscheidungsträgern besetzt und es ist nicht bekannt, dass das Mili-
tär zur PRI-Zeit oder in der Amtszeit von Vicente Fox das Staatsbudget beeinflusst hat. 
Andererseits ist die ausgedehnte Rolle des Militärs in der Katastrophenhilfe und bei sozia-
len Diensten zu erwähnen, die bisher nicht durch den Aufbau ziviler Behörden in diesem 
Bereich ersetzt wurde. Letztendlich geschah die Ausweitung wie auch die Einschränkung 
der Kompetenzen des Militärs bei der Public Policy jedoch stets auf Anordnung der Zivi-
len. 
 
4.2.3 Teilbereich C: Innere Sicherheit 
 
Seit der Präsidentschaft von Luis Echeverría (1970-1976) ist das Militär in hohem Maße in 
Entscheidungsfindungsprozesse der Inneren Sicherheit eingebunden. Echeverría, der beim 
Massaker von Tlatelolco 1968 als Innenminister für die Polizeikräfte zuständig war, war 
während seiner Amtszeit gezwungen, die strapazierten zivil-militärischen Beziehungen 
wieder zu verbessern. Die Mitbestimmung der Streitkräfte in der Inneren Sicherheit wurde 
daraufhin ausgedehnt, zuerst was die Bekämpfung von Unruhen und guerrillas anging, 
später auch in der Drogenbekämpfung. Camp (2005) bezeichnete diese Ausweitung im 
Entscheidungsfindungsprozess der Inneren Sicherheit als „die allerwichtigste Veränderung 
in den zivil-militärischen Beziehungen in den letzten Dekaden“ (Camp 2005: 261).  
Die Aufgaben der Streitkräfte sind dabei in Plan DN-II geregelt, der Aufstände, Streiks 
und „sonstige Störungen“ beinhaltet. Er erlaubt die Nutzung des militärischen Geheim-
dienstes und vorbeugende Maßnahmen bei „inneren Bedrohungen“ (Camp 2010: 293). Für 
die Dimension der Entscheidungsfindung ist dabei der Nationale Sicherheitsrat (Estado 
Mayor de la República) das zentrale Organ. Der Rat wurde von Präsident Fox etabliert und 
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besteht aus 103 Mitgliedern, wobei 75 Angehörige des Heeres und 28 Zivile vertreten sind 
(Villanueva 2012). Der Verteidigungs- wie der Marineminister, der Leiter der Präsiden-
tengarde als auch der Leiter der Generalstaatsanwaltschaft sind dauerhaft in den Sicher-
heitsrat eingebunden, was die erwähnte Nominierung eines Brigadegenerals als General-
staatsanwalt noch bedeutsamer macht.  
Eine effektive Kontrolle des Militärs war weder bei der Bekämpfung der guerrilla noch bei 
der Aufstandsbekämpfung in Chiapas der Fall. Mehrere Massaker an mutmaßlichen Auf-
ständischen wurden dabei bis heute nicht untersucht. Auch in den seit Ende der 1990er 
Jahren vermehrt stattfindenden Operationen zur Drogenbekämpfung werden Operationen 
unabhängig von zivilen Autoritäten durchgeführt. Zwar werden auch in anderen Staaten 
wie etwa den USA Angehörige des Militärs mit dieser Rolle betraut, doch während in den 
USA stets zivile Behörden für die Planung und Koordination solcher Aktionen zuständig 
sind und Militärs (zumeist unbewaffnet) lediglich assistieren, obliegt in Mexiko ein Groß-
teil der Planung und Durchführung den Streitkräften (Villareal 2001: 17). Auch wurde das 
Militär bewusst zivilen Behörden vorgezogen, wie etwa bei der Verhaftung des damals 
mächtigsten Drogenbosses Miguel Angel Felix Gallardo im Jahr 1989. 
Der Einfluss des Militärs auf Entscheidungsfindung und Implementierung von Operationen 
der Inneren Sicherheit ist als herausragend anzusehen: So lehnte es in den 1980er Jahren 
die von den Zivilen forcierte Ausweitung auf die Drogenbekämpfung noch ab, durch seine 
Zustimmung begann es jedoch ab Mitte der 1990er auch hier seine Rolle auszudehnen. Der 
Grad der zivilen Kontrolle ist dementsprechend in der Inneren Sicherheit als „mittel“ ein-
zustufen; vor allem der Einfluss von Militärs auf die Entscheidungsfindung und die man-
gelnde Kontrolle über Militäraktionen zeigen die geteilte Souveränität.  
 
4.2.4 Teilbereich D: Äußere Sicherheit 
 
 
Die Landesverteidigung spielt in Mexiko aufgrund seiner geostrategischen Position kaum 
eine Rolle. Unter dem „de facto Schutzschirm der USA“ (Díez/Nicholls 2006: 21) war 
Mexiko im 20. Jahrhundert beinahe zu keinem Zeitpunkt das Ziel ausländischer Aggressi-
on und die Landesverteidigung folglich „nur ein weithergeholtes Kampfszenario.“ (Manaut 
2000: XXI).
22
 Eine Ausnahme bildet dabei die kurze und relativ bedeutungslose Beteili-
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 Jorge Luis Sierra Guzmán, ein Experte für Militärangelegenheiten an der Iberoamerikanischen Universität 
in Mexiko-Stadt, bezeichnete die eigentliche Aufgabe der Armee in der Landesverteidigung als „Unterstüt-
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gung am Zweiten Weltkrieg, nachdem die deutsche Marine zwei mexikanische Handels-
schiffe versenkt hatte; Mexiko erklärte daraufhin den Achsenmächten den Krieg und war 
mit einer Fliegerstaffel am Pazifikkrieg beteiligt. Danach kehrte das Land wieder zu einer 
isolationistischen Haltung und der Politik der Nichteinmischung zurück. Die sogenannte 
Estrada-Doktrin
23
 etablierte eine „von Respekt vor internationalen Gesetzen geprägte Au-
ßenpolitik“ (Deare 2000: 71; Dahm u. a. 2002: 198). Mit den Staaten Zentralamerikas und 
den militärisch überlegenen Nachbarn Kuba und USA pflegt Mexiko sehr gute Beziehun-
gen; kurzzeitige Spannungen mit dem südlichen Nachbarn Guatemala im sogenannten 
„Krabbenkrieg“ in den 1950er Jahren wurden schließlich friedlich beigelegt (vgl. H. 
Schindler/Billing 1991: 32).  
Die Verteidigungsstrategie der Armee ist festgelegt im Plan DN-I, der seit der Verfassung 
von 1917 besteht. Einen zivilen Verteidigungsminister gibt es wie erwähnt in Mexiko 
nicht; der Präsident wird mit seinem Amtsantritt auch für sechs Jahre
24
 zum Oberkomman-
dierenden der Armee und zum einzigen Fünf-Sterne-General des Landes. Die Entschei-
dung über Krieg und Frieden obliegt dabei, ähnlich wie in den USA, dem Kongress, der 
„nach Sichtung der Informationen, vorgelegt durch die Exekutive“ den Krieg erklären kann 
(Cámara de Diputados 2011: Art. 73; Übersetzung P.H.). 
Ebenso müssen Auslandseinsätze jeglicher Art vom Kongress ratifiziert werden. De Jure 
ist der Verteidigungsminister für die Entsendung von Truppen zuständig, was sich jedoch 
nur auf „Expeditionstruppen“ beschränkt (Cámara de Diputados 2012: 10). Die mexikani-
sche Armee hat sich dabei traditionell gegen eine Ausweitung der Rolle im Ausland ge-
wehrt. Nach dem Machtwechsel im Jahr 2000 akzeptierte sie zwar eine unterstützende Rol-
le beim Einsatz nach dem Hurrikan Katrina in den USA, ein Vorstoß des damaligen Au-
ßenministers zur Einbindung in internationale Friedensmissionen wurde jedoch von Ver-
teidigungsminister Vega García öffentlich zurückgewiesen und danach nicht mehr ange-
regt (Díez 2008: 126). Der damalige Minister der Marine, Vizeadmiral Marco Antonio 
Peyrot Gonzalez, erklärte allerdings zu ebendiesem Thema, seine Institution werde „alles 
tun, was der Präsident oder der Kongress anordnet“ (zit. nach Turbiville 2001: 40; Über-
setzung P.H.). 
                                                                                                                                                    
zung der US-amerikanischen Truppen dabei, die Schwäche Mexikos in der Verteidigung zu kompensieren“ 
(vgl. Sierra Guzmán 2000: 27; Übersetzung P.H.).  
23
 Benannt nach dem mexikanischen Außenminister Genaro Estrada Félix (1930-32). 
24
 Die Amtszeit des Präsidenten beträgt stets sechs Jahre und wird als sexenio bezeichnet. Eine Wiederwahl 
ist laut der Verfassung ausgeschlossen. 
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Aufgrund der Tatsache, dass die Landesverteidigung für Mexiko stets theoretischer Natur 
gewesen ist, fällt die Evaluierung der Entscheidungsmacht des Militärs in diesem Teilbe-
reich schwer. Da das Verteidigungsministerium den Verteidigungsfall de jure nur auf An-
ordnung von Zivilen durchführen darf, jedoch nicht von Zivilen geleitet wird, kann die 
zivile Kontrolle im Bereich der Entscheidungsgewalt als eingeschränkt gelten. Die Beant-
wortung der Frage, ob es effektive Institutionen und Mechanismen zur Überwachung des 
Militärs gibt, fällt dagegen schwerer. Zwar gehört es zu den Aufgaben des Kongresses, das 
Militär in dieser Hinsicht zu überwachen, doch werden die Informationen dafür nicht von 
zivilen Behörden bereitgestellt. Vielmehr ist für Armee und Marine jeweils ein ständiges 
Komitee im Kongress vorgesehen, das seit jeher von Militärs besetzt wird und Rechen-
schaft über die Aktivitäten der Streitkräfte ablegt. Generell herrscht zudem ein Desinteres-
se der Kongressmitglieder an der Militärpolitik und wenig Expertise vor (vgl. Díez 2008: 
128, 139). De facto ist das Amt des Präsidenten die einzige zivile Institution, die Aktionen 
des Militärs bei der Äußeren Sicherheit überwacht. Insofern kann zusammengefasst wer-
den, dass einerseits die legislative Kontrolle schwach bis nichtexistent ist und es zudem 
nach dem Machtwechsel zu spontaner contestation der vom Außenminister geplanten Rol-
lenausweitung gekommen ist,
25
 andererseits der mehr hypothetische Aspekt der Landesver-
teidigung nur begrenzt Aussagen über die zivile Kontrolle in diesem Bereich zulässt. So 
muss die Frage gestellt werden, ob es bei einem Vorstoß des Präsidenten zur Ausweitung 
der Rolle im Ausland eine dahingehende Kraftprobe zwischen Streitkräften und Zivilen 
gegeben hätte oder sich die Streitkräfte gefügt hätten. Für den empirischen Befund lässt 
sich daher mit Vorbehalt ein erkennbarer, allerdings mittlerer Einfluss des Militärs in der 
Äußeren Sicherheit festhalten. 
 
  
                                                 
25
 Fox selbst unterstützte seinen Außenminister Castañeda bei diesem Vorstoß nicht; aufgrund zahlreicher 
Meinungsverschiedenheiten in der Außenpolitik reichte Castañedas 2003 seinen vorzeitigen Rücktritt ein 
(vgl. Univision 2003). 
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4.2.5 Teilbereich E: Militärorganisation 
„Das Militär in Lateinamerika ist [heutzutage] weniger an einer Konfrontation über staatliche Politik 
interessiert als vielmehr am Schutz seines institutionellen Wohlergehens.“ (Pion-Berlin 2001: 10; 
Übersetzung P.H.). 
Während der autoritären Herrschaft des PRI waren Entscheidungen über die Beschaffung 
von Ausrüstung, Waffen und jeglicher sonstiger militärischer hardware vor der Öffent-
lichkeit verborgen, wobei die hohe Geheimhaltung bei den Ausgaben des Militärs auch 
von den Zivilen ermöglicht wurde (Díez/Nicholls 2006: 10). Der Verteidigungsminister 
bestimmt dabei „seit jeher über Truppenstärke, Waffenankäufe und –herstellung“ 
(Freeman/Sierra Guzmán 2005: 268). Nach der Transition hat sich daran wenig geändert, 
die Kontrolle der Regierung über das Budget wird dabei als „lediglich theoretisch“ be-
zeichnet (Sierra Guzmán 2000: 36) und es gebe „faktisch keinerlei Input von anderen ge-
sellschaftlichen oder politischen Akteuren“ (Díez 2008: 130; Übersetzung P.H.).26 Bis heu-
te werden Informationen über den Kauf von Waffen aus dem Ausland zumeist ex post fac-
to veröffentlicht und es werden keine Details über Verträge mit ausländischen Rüstungs-
firmen bekannt gegeben (Alejandro Medellín 2002). Nach Artikel 29 des Grundgesetzes 
der öffentlichen Verwaltung (Ley Orgánica de la Administración Pública Federal) obliegt 
dabei dem Verteidigungsminister „Kauf und Herstellung von Waffen, Munition, Beklei-
dung und jeder Form von Material, die für Heer und Luftwaffe bestimmt sind“ (Cámara de 
Diputados 2012: 10f.). Armee und Marine besitzen zudem jeweils ein Planungsbüro für 
das interne Budget, das sich jedoch ebenfalls in den Händen von Militärs befindet (Camp 
2005: 274).  
Nicht anders gestalten sich Aspekte der software des mexikanischen Militärs. Die Auto-
nomie bei den „wahrhaft inneren Angelegenheiten“ wie Beförderungen, Ausbildung und 
vor allem der Militärgerichtsbarkeit ist auch nach der Transition sehr ausgeprägt (Camp 
2005: 11, 274). Die Ausbildung der führenden Generäle liegt fest in der Hand von Militärs; 
die Zahl ziviler Ausbilder an den Militärschulen ist marginal. Die Beförderungen, die nach 
Artikel 76 der Verfassung vom Kongress anerkannt werden müssen, werden faktisch „nur 
auf dem Papier“ überwacht (Díez 2008: 123), keine zivile Autorität inklusive des Präsiden-
ten hat darauf erkennbaren Einfluss (Camp 2005: 96). Unter Fox wurde zudem das Gesetz 
                                                 
26
 In der PARLINE-Datenbank der Interparlamentarischen Union (IPU) sind die Funktionen und Befugnisse 
der Parlamente auf die Fiskalpolitik aufgelistet. Im Falle Mexikos ist hierbei in der Sektion des Einflusses auf 




zur Beförderung und Besoldung des Heeres und der Luftwaffe (Ley de Ascensos y Recom-
pensas del Ejército y Fuerza Aérea Mexicanos) erlassen, welches das Privileg der Beförde-
rungen durch Verteidigungs- und dem Marineminister institutionalisierte (SEDENA 2009: 
Art. VII). Ein militärischer Ombudsmann wurde auch nach der Transition nicht etabliert; 
die Affäre um General Gallardo, der einen zivilen Ombudsmann zur Stärkung der Kontrol-
le gefordert hatte und von einem Militärgericht eine lange Haftstrafe erhielt, zeigt dabei 
anschaulich die Macht des Militärs über seine inneren Angelegenheiten. 
Die Militärgerichtsbarkeit stellt dabei den Kern des Problems dar: Nach Artikel 13 der 
mexikanischen Verfassung dürfen Angehörige des Militärs nur vor Militärgerichten ange-
klagt werden, zusätzlich heißt es in Artikel 129-B, dass Angehörige von Armee und Mari-
ne nur nach den Gesetzen ihrer jeweiligen Institutionen befehligt und befördert werden 
dürfen (Cámara de Diputados 2011: Art. 13 u. Art. 123–B/XIII). Dies hat dazu geführt, 
dass Menschenrechtsverletzungen aus der PRI-Zeit bis heute nicht aufgearbeitet wurden. 
Vicente Fox unternahm mit Beginn seiner Amtszeit den Versuch, einen zivilen Berater für 
Nationale Sicherheit zu etablieren, der für die Überwachung der inneren Angelegenheiten 
des Militärs zuständig sein und ihr Betätigungsfeld definieren und kontrollieren sollte. Je-
doch stieß dies auf heftigen Widerstand von Armee und Marine, sodass der Posten nach 
kurzer Zeit wieder abgeschafft wurde (Diez 2008: 127). 
 
Anders als etwa in Argentinien, wo der zivile Präsident Alfonsín die wichtigsten preroga-
tives des Militärs wie die Kontrolle über Militärbudget, Promotionen und das Militärge-
richtssystems reduzieren konnte, hat sich in Mexiko vor allem die institutionelle Autono-
mie des Militärs tradiert. Die zivile Kontrolle wurde hier auch nach der Transition nicht 
ausgeweitet, womit sich für 2006 unverändert eine Dominanz des Militärs ergibt: Bei Ent-
scheidungen der hardware zeigt sich vor allem beim Budget, bei Aspekten der software 
vor allem in der Militärgerichtsbarkeit die Sonderstellung der Streitkräfte. 
 
4.2.6 Kontrollstrategien der Regierung Fox 
 
Für die „Durchbrechung“ der institutionellen Vorrechte in den einzelnen Teilbereichen 
wurden von der ersten Regierung nach dem Ende der PRI-Herrschaft keine robusten Stra-
tegien eingesetzt. Weder wurden effektive Mechanismen für die Überwachung der Streit-
kräfte (wie ein ziviler Ombudsmann) neu geschaffen noch die bestehenden Institutionen 
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gestärkt. Auch hat keine Sanktionierung stattgefunden, indem etwa die Reputation des Mi-
litärs bewusst beschädigt wurde, sondern die Regierung Fox verhinderte im Gegenteil so-
gar die Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen zur PRI-Zeit (Thompson 2006). 
Eine Gegenmachtbildung ist ebenfalls nicht feststellbar, vielmehr wurde das Militär in der 
Amtszeit von Fox wie bereits zur PRI-Zeit oftmals den zivilen Polizeikräften vorgezogen. 
Jedoch wurden von Fox Strategien der Legitimation eingesetzt; so war die Auswahl seines 
Verteidigungsministers politisch motiviert, da er sich für einen vergleichsweise jungen, 
reformbereiten General entschied, womit er mit der Tradition der PRI-Zeit brach, Offiziere 
im fortgeschrittenen Alter auszuwählen (vgl. Díez/Nicholls 2006: 11). Auch wählte Fox 
mit Vega García den einzigen General, der nachweislich vor seiner Berufung wenig bis 
keinen Kontakt zum PRI gepflegt hatte (vgl. Camp 2005: 249). Auf die Beförderung von 
Offizieren generell hatte jedoch wie bereits dargestellt auch die erste PAN-Regierung kei-
nen Einfluss. 
Die schwächeren Strategien der Anerkennung und der Duldung wurden hingegen vor allem 
in den Bereichen der Inneren Sicherheit, der Äußeren Sicherheit und bei der Militärorgani-
sation eingesetzt: Einerseits wurde häufig betont, dass das Militär von den Sicherheitskräf-
ten am meisten Vertrauen genießt und zentral bei der Aufrechterhaltung der Sicherheit ist, 
zudem wurde seine Rolle in der Katastrophenhilfe auch unter Fox hervorgehoben und mit 
der Entsendung von Militär nach dem Hurrikan Katrina noch zusätzlich gestärkt. Anderer-
seits wurde die institutionelle Autonomie des Militärs weiterhin geduldet und keinerlei 
Bestrebungen zu einer Reform festgestellt. Im Bereich der Äußeren Verteidigung wurden 





Wie in den vorhergegangenen Abschnitten gezeigt werden konnte, entstanden Pfadabhän-
gigkeiten der zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko zu einem großen Teil bereits zu 
Beginn der autoritären Herrschaft des PRI, als das Militär noch wesentlichen Einfluss auf 
seine Rolle im zukünftigen autoritären Regime nehmen konnte. In der Zeit der „zivilen 
Autokratie“ wurden diese Vorrechte nicht durchbrochen, sondern in einzelnen Teilberei-
chen noch ausgeweitet oder verteidigt. 
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Bis 2006 war eine Reform der zivil-militärischen Beziehungen trotz des Endes der autori-
tären Herrschaft nicht zu verzeichnen. Die institutionellen Vorrechte des Militärs wurden 
gewahrt und in der ersten Präsidentschaft nach dem Machtwechsel nicht „durchbrochen“; 
seine Beteiligung im Teilbereich der Inneren Sicherheit wurde stattdessen sogar ausgewei-
tet. Auch sind keine change agents in den höchsten politischen Positionen erkennbar, die 
den tradierten Einfluss des Militärs bei der Politischen Rekrutierung eingeschränkt hätten; 
die erste Regierung des PAN unter Präsident Fox hat keinerlei Schritte unternommen, um 
die Repräsentation des Militärs im Kabinett abzuschaffen. Zudem begründete auch die 
erste PAN-Regierung die gesteigerte Rolle des Militärs oftmals mit einer Überforderung 
der zivilen Behörden.  
Die Aufteilung in Teilregime zeigt dabei die Multidimensionalität der Beziehungen: Die 
festen Plätze der Generäle im Kabinett bedeuten einen Defekt im Teilbereich (A), jedoch 
ist nicht bekannt, dass das Militär jemals eine Ausdehnung seiner Repräsentation gefordert 
hätte. Ihren Einfluss auf den Bereich der Politischen Rekrutierung bewahrt die zivile Füh-
rung vor allem durch Strategien der Politisch motivierten Auswahl. Der militärische Ein-
fluss im Teilbereich (B) ist dagegen traditionell gering, bis auf einzelne historische Aus-
nahmen (die von den Zivilen initiiert wurden) wurde kein anderer Bereich staatlicher Poli-
tik neben dem Sicherheitssektor vom Militär besetzt oder manipuliert. Der Sicherheitssek-
tor ist dagegen in signifikantem Maß von Militärs beeinflusst; einerseits die massive Re-
pression des Jahres 1968 sowie das zögerliche Handeln der Zivilen vor und während der 
Krise in Chiapas bewegten das Militär zu einer gesteigerten Einflussnahme im Teilbereich 
(C). Zudem akzeptierte es die Einbindung in die Drogenbekämpfung und dominiert den 
seit der Regierung Fox bestehenden Nationalen Sicherheitsrat deutlich. Für die Landesver-
teidigung (D) kann ein erkennbarer Einfluss der Streitkräfte konstatiert werden, wobei auf-
grund der fehlenden äußeren Bedrohung nur wenige empirische Anhaltspunkte vorhanden 
ist. Die Dominanz im Teilbereich (E) obliegt allerdings in Bezug auf die militärische 
hardware und software dem Militär und wurde durch die ungebrochene Autonomie in der 
Militärgerichtsbarkeit und bei Beförderungen gewahrt sowie durch die Erhöhung des Bud-
gets und den Kauf von Waffen nach Staatskrisen verstärkt. Auch mit der fortschreitenden 
Demokratisierung hat sich daran nichts geändert und das Militär konnte sich gegen eine 
„Durchbrechung“ seiner Vorrechte bis 2006 erfolgreich wehren. 
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Abbildung 6: Zivile Kontrolle in Mexiko, Ende 2006 
 
Die empirische Untersuchung ergibt, dass Pfadabhängigkeiten aus der Zeit der autoritären 
Herrschaft eindeutig nachweisbar, jedoch unterschiedlich stark ausgeprägt sind. Abbildung 
6 zeigt die zivile Kontrolle, wie sie sich im Jahr 2006 in Mexiko darstellt: Es wird deutlich, 
dass der Einfluss des Militärs in den Teilbereichen Politische Rekrutierung sowie Innere 
Sicherheit und Äußere Sicherheit geteilt, in der Militärorganisation hingegen stark ausge-
prägt ist. 
Die Regierung Fox setzte zudem für die „Durchbrechung“ der institutionellen Vorrechte 
des Militärs lediglich Strategien von geringer und mittlerer Robustheit ein. Weder wurden 
effektive Mechanismen für die Überwachung der Streitkräfte geschaffen noch die beste-
henden Institutionen wie der Kongress gestärkt; ein Eingreifen in die institutionelle Auto-
nomie oder die Sanktionierung von Offizieren war nicht zu erkennen. Die Aufteilung in 
zwei getrennte Militärministerien entstammt noch der Anfangszeit der PRI und entspricht 
damit vielmehr einer tradierten Gegenmachtbildung, die unter Fox jedoch nicht weiter ge-
fördert und damit auch nicht als Kontrollstrategie verwendet wurde. Zumeist wurde jedoch 
zu schwächeren Strategien wie Duldung und Anerkennung gegriffen. Durch die von mittle-
rer Robustheit geprägte Strategie der Politisch motivierten Auswahl bei der Ernennung 
eines als reformbereit eingeschätzten Generals zum Verteidigungsminister bestätigt sich 
damit vorerst die Hypothese, dass für die Teilbereiche (A) und (B) robustere Strategien 
angewandt wurden als für die periphereren Bereiche (C), (D) und (E). Für die Amtszeit 
Calderón lässt sich entsprechend erwarten, dass sich die Strategien der Zivilen auf eine 
Veränderung primär in den Teilbereich der politischen Rekrutierung, an zweiter Stelle auf 
die Teilbereiche der Inneren und Äußeren Sicherheit sowie der Militärorganisation kon-
zentrieren sollten. Zu Beginn der Amtszeit Calderón wurde das Militär jedoch zu einer 
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Stütze des Systems und von Beginn an in eine großangelegte Militäraktion eingebunden; 




5 Die Präsidentschaft von Felipe Calderón und der „Krieg gegen die 
Drogen“  
 
Die Pfadabhängigkeiten in den zivil-militärischen Beziehungen, die aus dem „Pakt“ wäh-
rend des autoritären Regimes resultieren, sind wie gezeigt signifikant; vor allem in der in-
stitutionellen Autonomie und bei Entscheidungen der Inneren Sicherheit haben die Streit-
kräfte beträchtliche Vorrechte bewahren oder sogar hinzugewinnen können, die in der ers-
ten Regierung des PAN nicht reformiert wurden. Im folgenden Kapitel wird der seit dem 
Jahr 2006 bestehende Konflikt mit den Drogenkartellen untersucht und analysiert, inwie-
weit in dieser Zeit die zivil-militärischen Beziehungen beeinflusst wurden. 
 
5.1 Entstehung des Konfliktes und politischer Kontext 
 
Mit dem höchst umstrittenen Wahlsieg Felipe Calderóns (PAN) im Juli 2006 ging eine 
monatelange Protestbewegung einher, die zu einer „Demokratiekrise“ in Mexiko führte 
(Thiery 2010: 97). Nachdem der PAN mit 35,9 Prozent der Stimmen nur knapp 250.000 
Stimmen Vorsprung vor der zweitplatzierten Partei der Demokratischen Revolution 
(Partido de la Revolución Democrática; PRD) erhalten hatte, erklärte sich der Wahlverlie-
rer Andrés Manuel López Obrador zum „legitimen Präsidenten“ und veranlasste langanhal-
tende Proteste, die auch nach der Bestätigung des Wahlergebnisses durch das Oberste Ge-
richt Ende August andauerten (vgl. Thiery/Merkel 2010: 251f.). In einer chaotischen Ze-
remonie, die von Schlägereien im Parlament begleitet wurde, legte Calderón schließlich 
am 1. Dezember 2006 seinen Amtseid ab, wobei er von der Präsidentengarde beschützt 
werden musste (vgl. Grillo 2006a). Mexiko erfuhr in den Monaten bis zur Amtseinführung 
Calderóns eine tiefgehende politische Spaltung, die bestehende gewaltsame Konflikte mit 
verschiedenen sozialen und politischen Gruppen verstärkte und neue Konflikte auslöste. 
Aufgrund der geringen Zustimmungswerte und Berichten über Wahlmanipulationen zu-
gunsten des PAN erlebte vor allem Calderón eine Legitimitätskrise; nur ca. 30 Prozent der 
Bevölkerung sahen ihn bei seiner Amtseinführung als legitim an (vgl. Castañeda 2007: 31). 
Maßgeblich dazu beigetragen hatte außerdem, dass der PAN seine Mehrheit im Parlament 
verloren hatte und es in Mexiko keine legitimierende Stichwahl zwischen den Präsident-
schaftsanwärtern gibt. Analysten sind sich heute weitgehend darüber einig, dass die gerin-
ge Legitimation maßgeblich zu Calderóns Entscheidung beigetragen hat, den Militäreinsatz 
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gegen das Organisierte Verbrechen anzuordnen (Hoffmann 2011: 8; Jäger 2011: 22; Ken-
ny/M. Serrano 2012: 73; Rodríguez Castañeda 2010: 11). 
Am 12. Dezember rief Calderón auf einer Militärbasis in seinem Heimatstaat Michoacán 
den „Krieg gegen die Drogen“ aus. Diese „Kriegserklärung“ wurde begründet mit der zu-
nehmenden Gewalt in Zusammenhang mit dem Organisierten Verbrechen, deren Mafias 
seit mehreren Jahren untereinander um Schmuggelrouten und Einflussgebiete kämpften. 
Mexiko ist dabei nicht nur ein Transitland für Kokain aus Südamerika, sondern auch Pro-
duktionsland für Marihuana, Opium und Metamphetamine (vgl. Hoffmann 2008: 1). 
Nachdem in den USA die Nachfrage nach illegalen Suchtstoffen stetig gestiegen und es zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts zu einer Zersplitterung der Kartelle und Konflikten vor allem 
um die Grenzstädte gekommen war, waren die Kämpfe zwischen den kriminellen Organi-
sationen eskaliert. Allein im Bundesstaat Michoacán kam es während des Jahres 2006 zu 
über 500 Morden zwischen verfeindeten Gruppierungen und an der Zivilbevölkerung 
(Grillo 2006b); die „Operation Michoacán“, mit der Calderón am 12. Dezember erstmalig 
Militär einsetzte, markierte den Beginn einer offensiven Strategie gegen die Mafias, in der 
das Militär die zentrale Rolle einnehmen sollte.  
 
5.2 Konfliktakteure und Konfliktgegenstand 
 
Mexiko stand seit langem im Ruf weitverbreiteter Korruption oder sogar einer stillschwei-
genden Duldung des Drogenhandels. Der Vorwurf einer Verstrickung des Staates in das 
Drogengeschäft wurde bereits zu PRI-Zeiten und während der Transition erhoben (Lupsha 
1995; Paternostro 1995). Den sogenannten Drogenkartellen war es zuvor gelungen, sich in 
einzelnen Bundesstaaten und vor allem in den großen Grenzstädten zu den USA wie Ciu-
dad Juárez und Tijuana fest zu etablieren und mafiöse Strukturen zu errichten, womit die 
Bestechung von Politikern und Polizeibeamten sowie eine steigende Mordrate einherging. 
Zudem hatten sich die Organisationen aufgrund der gesteigerten Rivalitäten untereinander 
eigene bewaffnete Gruppierungen geschaffen, die seither in ihrem Auftrag Staatsbedienste-
te, gegnerische Kartellmitglieder sowie Zivilisten entführen oder töten. Felipe Calderón 
hatte im Wahlkampf 2006 erklärt, er sei der „schlimmste Alptraum“ für das Organisierte 
Verbrechen (Calderón, zit. nach Esmas 2006) und setzte sich nach seiner Wahl zum Ziel, 
„verlorenes Territorium“ zurückzuerobern (Grillo 2006c). Aus einem internen Dokument 
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des US-Kongresses aus dem Jahr 2008
27
 geht hervor, dass Calderón gegenüber den USA 
dabei von einer „ernsthaften Bedrohung für den Staat durch die Kartelle“ sprach und davon 
ausging, innerhalb von zwei Jahren die Kontrolle über das Land zurückerlangen zu können 
(vgl. Cook 2008: 15f.). Oberste Prämisse war es, sich die Vorherrschaft über besonders 
betroffene Gebiete zu sichern, die Korruption zu bekämpfen und den Diebstahl von Res-
sourcen wie Öl und Bodenschätzen zu unterbinden, da viele der Drogenkartelle inzwischen 
ihr Betätigungsfeld dahingehend ausgedehnt hatten (vgl. HIIK 2008: 39, 2012: 58).  
Der Terminus „Drogenkartell“ (drug cartel) entstammt dabei aus der Zeit des verstärkten 
US-amerikanischen Engagements in Kolumbien und der dort dominierenden kriminellen 
Organisationen wie dem Medellín-Kartell von Pablo Escobar und dem verfeindeten Cali-
Kartell. Diese Organisationen lieferten in den 1980er und zu Beginn der 1990er Jahre den 
Großteil des Kokains in die USA, bis die in Mexiko ansässigen Organisationen ihren Ein-
fluss ausdehnen und vor allem den Transit von Kokain dominieren konnten (vgl. HIIK 
2012: 51). In der Folge nannten sich auch die mexikanischen Großorganisationen „Kartel-
le“; eine Bezeichnung, die sich inzwischen innerhalb und außerhalb Mexikos etabliert hat. 
Einzelne Gruppierungen wie etwa das Golf-Kartell und die regionalen Kartelle in den 
Grenzstädten Tijuana (auch: Arrellano-Félix-Kartell) und Ciudad Juarez (auch: Vicente- 
Carillo-Kartell) bezeichnen sich selbst in ihren Botschaften als solche (vgl. El Universal 
2010; Proceso 2012n). Die Bezeichnung „Drogenkartelle“ ist dabei umstritten und häufig 
als falsch kritisiert worden (vgl. Beittel 2011: 1; Astorga/Shirk 2010: 9; Velasco 2005: 
104): In der Wirtschaft definieren sich ein oder mehrere „Kartelle“ als solche durch ihre 
Fähigkeit, entweder allein oder in Absprache den Preis einer Ware zu kontrollieren und 
den Markt zu bestimmen. Dies ist jedoch bei den kriminellen Organisationen in Mexiko 
keineswegs der Fall: Es gibt zwar Zusammenschlüsse und lose Allianzen, jedoch sind die 
Organisationen nicht zu einer Beeinflussung des Preises in der Lage, der letztlich durch die 
Nachfrage in den USA bestimmt wird. Von einer Kooperation oder Absprachen kann zu-
dem kaum die Rede sein, da sich die unterschiedlichen Organisationen wie wirtschaftliche 
Konkurrenten seit jeher einem Nullsummenspiel gegenüber sehen.  
Im Jahr 2006 wurden sechs Organisationen von der Regierung als „Kartelle“ bezeichnet, 
gegen die sich die Offensive richte; zentral war dabei das Kartell La Familia in Calderóns 
Heimatstaat Michoacán an der Pazifikküste, das vor allem chemische Drogen wie Met-
amphetamin herstellt und in die USA schmuggelt. 
                                                 
27
 Das Dokument mit dem Titel „Mexico‘s Drug Cartels“ wurde ursprünglich für den US-Kongress erstellt 
und 2011 auf der Enthüllungsplattform WikiLeaks veröffentlicht. 
75 
Abbildung 7: Größere Kartelle in Mexiko und ihre Einflussgebiete, 2011 
 
Quelle: Stratfor 2011. 
Die finanziellen Ressourcen des Organisierten Verbrechens sind dabei von beträchtlichem 
Ausmaß und ihre bewaffneten Arme zunehmend besser ausgerüstet. Möglich wird dies in 
erster Linie durch die immensen Gewinnspannen aus dem Drogengeschäft: „Ein Kilo Ko-
kain kann für knapp eine Tonne Sturmgewehre vom Typ AK-47 gehandelt werden, bevor 
die jeweilige Ware ihr Ziel erreicht.“ (Farah 2012: 17; Übersetzung P.H.). Vor allem für 
Korruption werden Millionen ausgegeben, die Profite aus dem Drogengeschäft machen 
zudem den Kauf von Kriegswaffen wie vollautomatischen Sturmgewehren, Granat- und 
Raketenwerfern sowie schusssicherer Westen und Helme möglich. Eine „signifikante“ 
Prozentzahl der eingesetzten Waffen stammt dabei aus den USA (vgl. ATF 2010: 5; Fein-
stein u. a. 2011: 6), was auch Calderón immer wieder betonte (vgl. etwa Calderón 2010: ab 
1:40 min). 
Die Kartelle unterscheiden sich dabei regional sowie in ihren finanziellen und organisatori-
schen Fähigkeiten, auch schmuggeln nicht alle Kartelle dieselben Drogen. Beittel (2012) 
unterteilte die vorherrschenden Organisationen dementsprechend in unterschiedliche Kate-
gorien: Dabei sind Nationale Kartelle diejenigen, die vor allem den lukrativen Kokain-
schmuggel aus Südamerika kontrollieren, großflächig aktiv sind und in signifikantem Ma-
ße am Diebstahl von staatlichen Ressourcen beteiligt sind; hierzu zählen die landesweit 
und in Süd- und Mittelamerika operierenden Organisationen Los Zetas, das Sinaloa- und 
das Golf-Kartell. Hingegen bezeichnet sie diejenigen Organisationen, die die Grenzstädte 
zu den USA kontrollieren und Abgaben für den Transit von Drogen durch ihr Gebiet ver-
langen, als sogenannte toll collectors oder Steuereintreiber. Dazu zählen die Kartelle in 
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Ciudad Juárez an der Grenze zu Texas und in Tijuana an der Grenze zu Kalifornien. Eine 
dritte Kategorie umfasst sogenannte Regionale Kartelle wie etwa La Familia, die ebenfalls 
regional eingeschränkt sind, jedoch vor allem in den südlichen Hafengebieten wie etwa in 
Michoacán am Pazifik sowie in Oaxaca im Süden tätig sind (vgl. Beittel 2011: 20). Alle 
diese Gruppen unterhalten bewaffnete „Privatarmeen“, die gegeneinander und gegen die 
staatlichen Sicherheitskräfte um Einflussgebiete und die de facto-Kontrolle der staatlichen 
Strukturen kämpfen. 
 
5.3 Strategie gegen die Organisierte Kriminalität und Folgen 
 
Die „Operation Michoacán“ war nur die erste Militäraktion in Gebieten mit hoher Gewalt-
konzentration; in den folgenden Monaten wurden die nördlichen Grenzstädte Tijuana und 
Ciudad Juárez mit Militär verstärkt. Erstmalig sollten die kriminellen Organisationen fron-
tal und mit Militäreinheiten im gesamten Staatsgebiet angegriffen werden. In einer Rede 
vor dem US-Kongress 2007 stellte Calderón seine Strategie in fünf Punkten vor:  
 
 „Unterstützung derjenigen Teilstaaten mit Bundespolizei und Militäreinheiten, die am stärksten von 
Organisierter Kriminalität bedroht sind 
 Schwächung der finanziellen und operationellen Fähigkeiten der kriminellen Vereinigungen durch 
die Beschlagnahmung von Geld, Drogen und Waffen 
 Wiederaufbau von staatlichen Institutionen und Einheiten der öffentlichen Sicherheit 
 Die Reform des Justizsystems, um mehr Transparenz und Effizienz zu gewährleisten 
 Die Implementierung von Sozialprogrammen, um den Drogenkonsum und die Mitgliedschaft in Ju-
gendgangs in Mexiko zu verringern“ (zit. nach Feinstein 2011: 29f.; Übersetzung P.H.) 
Zur wichtigsten Stütze dieses Planes machte Calderón dabei das Militär. Das Militärbudget 
ist in der Zeit von 2006 bis 2012 um knapp 90 Prozent von 3,2 auf 6,2 Mrd US-Dollar ge-
stiegen (RESDAL 2012: 34), während das mexikanische Bruttoinlandsprodukt zur selben 
Zeit um nur knapp 60 Prozent stieg (RESDAL 2012: 35). Bis 2012 wurden mehr als 
50.000 Soldaten mit dem Ziel eingesetzt, verschiedene Teile des Landes zu befrieden und 
die öffentliche Sicherheit zu garantieren. Der Konflikt eskalierte dabei allerdings nicht nur 
in der Zahl der eingesetzten Truppen, sondern auch in der Anzahl der Gefechte zwischen 
Militär und den bewaffneten Einheiten der Mafias: 2007 waren es noch 231, im Jahr 2010 
bereits mehr als 2000 Gefechte (Dudley 2011). Das Heidelberger Institut für Internationa-
le Konfliktforschung (HIIK) führt den Konflikt zwischen Regierung und Drogenkartellen 
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seit 2010 auf der höchsten von fünf Intensitätsstufen („Krieg“), da neben der Zahl der Ge-
fechte sowohl die Zahl der Getöteten als auch der eingesetzten Soldaten sowie der Einsatz 
schwerer Waffen in Calderóns Regierungszeit stetig zugenommen hat. Abbildung 8 zeigt 
die zunehmende Intensität des Konfliktes vor allem in den Grenzstaaten zu den USA. 
Abbildung 8: Konflikt zwischen Regierung und Drogenkartellen, 2011 
 
Quelle: HIIK 2012: 50; Beschriftung P.H.. 
 
Das Militär reagierte meist mit einer regelrechten „Überschwemmung“ von Gebieten, die 
besonders stark von Gewalt betroffen sind. Im Bundesstaat Tamaulipas an der Grenze zu 
den USA wurde inzwischen in mehr als der Hälfte der Städte und Gemeinden Polizeikräfte 
durch Soldaten ersetzt. Der Innenminister erklärte hierbei, dass es sich um eine „außer-
planmäßige und zeitlich begrenzte“ Maßnahme handle, nannte jedoch keine Details über 
die Dauer des Einsatzes (CNN 2011).  
Dieses Muster wiederholte sich von 2006 in Michoacán, 2008 in Ciudad Juárez bis 2011 in 
Monterrey (HIIK 2012: 58). In allen Gebieten stieg die Zahl der Morde mit der Erhöhung 
der Militärpräsenz signifikant an und sie gehören heute jeweils zu den Gebieten mit den 
meisten Gewalttaten. Der Konflikt beschränkt sich dabei oftmals de facto auf Schießereien 
mit eher zufällig angetroffenen Kriminellen oder bei der Erstürmung von Verstecken. Die-
se Konfrontationen mit dem Militär (enfrentamientos) machen dabei jedoch nur einen 
marginalen Anteil an der täglichen Gewalt des „Drogenkrieges“ aus – ca. 90 Prozent der 
Schießereien sind sogenannte balaceras oder tiroteos, bei denen sich Kriminelle gegensei-
tig töten. Hinzu kommen noch die sogenannten ejecuciones, bei denen Personen – zumeist 
gefesselt und geknebelt – von Kriminellen getötet werden. Das Militär erscheint in der 
Mehrzahl dieser Fälle erst einige Zeit nach den Morden am Tatort, um Beweise einzusam-
meln. Aufgrund der niedrigen Aufklärungsrate bei Verbrechen in Mexiko (ca. drei Pro-
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zent) ist zudem meistens nicht festzustellen, weshalb es zu einer ejecucion kam bzw. wel-
che Gruppen an balaceras teilgenommen haben. Daneben werden gezielt Anschläge auf 
Bürgermeister- und Gouverneurskandidaten verübt: Zwischen Dezember 2006 und Sep-
tember wurden dabei insgesamt 174 Politiker und Vertreter der öffentlichen Sicherheit 
getötet, wobei 18 Prozent der Anschläge Bürgermeister und ca. 48 Prozent Polizeichefs 
zum Ziel haben (Guerrero-Gutiérrez 2011: 45). 
Durch ejecuciones starben dabei bis 2011 knapp 30.900 Menschen, bei den confrontacio-
nes mit den Sicherheitskräften ungefähr 3.150 (BBC 2011); insgesamt sollen bis zu 60.000 
Menschen während Calderóns Amtszeit ums Leben gekommen sein. Mord in Zusammen-
hang mit dem Organisierten Verbrechen wurde in Mexiko in der gleichen Zeit zur zweit-
häufigsten Todesursache (LAHT 2013). 
Eine zweite und sehr präsente Rolle des Militärs liegt in Festnahmen in der Führungsebene 
und dem „Mittelbau“ der kriminellen Gruppen. Dafür wurde die sogenannte kingpin-
Strategie
28
 von der Regierung eingesetzt: Die gezielte Tötung und Verhaftung von Anfüh-
rern einzelner Kartelle sowie regionaler Bosse soll dabei zu einer Zersplitterung der Orga-
nisationen führen und diese somit besser kontrollierbar machen (vgl. hierzu Pachico 2012). 
Von den 37 zu Beginn der Administration zu kingpins erklärten Anführern wurden bis En-
de 2012 insgesamt 25 entweder verhaftet oder von Sicherheitskräften oder feindlichen Kar-
tellen getötet (Vanguardia 2011; eigene Aktualisierung). Das Militär wird hier mit der Be-
gründung eingesetzt, dass die weitverbreitete Korruption unter den zivilen Behörden Ver-
haftungen durch die reguläre Polizei erschweren oder sogar unmöglich machen. 
Diese Argumentation führt auch zur verbreiteten Austausch von zivilen Behörden gegen 
Angehörige der Streitkräfte: Mehr als hundert hochrangige Militärs – sowohl aktiv als auch 
nicht-aktiv – haben während Calderóns Amtszeit zivile Posten übernommen und sind der-
zeit in mexikanischen Gemeinden und Bundesstaaten verantwortlich für die öffentliche 
Sicherheit. Militärs nehmen hierbei in 17 der 32 Bundesstaaten Posten wie etwa Minister 
für Öffentliche Sicherheit (zwölf Bundesstaaten) oder Oberbefehlshaber über die Polizei 
(Chihuahua, Coahuila und Colima) ein. Ein Vizeadmiral der Marine ist zudem Sicherheits-
                                                 
28
 Die Bezeichnung kingpin steht für die wichtigste Figur beim Bowling, um die alle anderen Figuren grup-
piert sind, und wird metaphorisch für die Anführer großer krimineller oder terroristischer Organisationen 
verwendet. Die sogenannte kingpin-Strategie geht zurück auf die Methode der DEA, zu Beginn der 1990er 
Jahre gezielt die Anführer kolumbianischer Kartelle auszuschalten (GAO 1999). Im sogenannten Kingpin Act 
der USA aus dem Jahr 1999 sind zudem Sanktionen gegenüber auswärtigen Anführern des Organisierten 
Verbrechens geregelt (The White House 2009). 
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chef des Bundesstaates Quintana Roo und ein Konteradmiral übt diese Funktion im Bun-
desdistrikt (D.F.) aus (Galán 2011). 
Inzwischen sind aus den sechs großen „Kartellen“ des Jahres 2006 mindestens 20 Großor-
ganisationen sowie dutzende kleinere, regionale Organisationen geworden (Guerrero-
Gutiérrez 2011: 29).
29
 Die Regierung ging dabei zuletzt von insgesamt bis zu 80, andere 
Beobachter von bis zu 167 bewaffneten Gruppen im Land aus (Ravelo 2011; Proceso 
2012o), von denen sieben einen überregionalen Einfluss besitzen. Seit 2010 zeichnet sich 
allerdings eine Tendenz zur Bildung regionaler Allianzen in zwei Großgruppen ab: das 
Sinaloa-Kartell auf der einen und Los Zetas auf der anderen Seite etablieren zunehmend 
ihre Vorherrschaft in ihren jeweiligen Einflussgebieten, wobei schwächere Kartelle (wie 
zuletzt das Tijuana- und das Juarez-Kartell) in diese Allianzen eingebunden oder vernichtet 
werden (HIIK 2012: 58f.). 
Eine der wichtigsten Entwicklungen während der Präsidentschaft von Felipe Calderón ist 
der Aufstieg der Gruppierung Los Zetas zur dominierenden Kraft an der Golfküste. Dem 
ehemals vorherrschenden Golf-Kartell war es um das Jahr 2000 gelungen, 34 Mitglieder 
der militärischen Spezialeinheit GAFE abzuwerben, die in der Folge den Kern einer para-
militärischen „Schutztruppe“ für seinen Anführer bildeten. Im Jahr 2010 schließlich wur-
den Los Zetas
30
 zu einer autonomen Gruppierung und spalteten sich vom Golf-Kartell ab 
(vgl. Grayson/Logan 2012: 1–24). Der militärische Hintergrund vieler Anführer und die 
Rekrutierung von desertierten Soldaten haben Los Zetas seitdem zu einem dominanten 
Akteur im Konflikt mit der Regierung werden lassen, die für einen Großteil der bewaffne-
ten Aktionen gegen das Militär verantwortlich sind (vgl. HIIK 2012: 58f.). Der mexikani-
sche Sozialwissenschaftler Luis Astorga bemerkte zu diesem „Seitenwechsel“ ehemaliger 
Elitesoldaten in einem Interview, dass der mexikanische Staat „die Drogenbarone zu 
Kriegsherren trainiert, finanziert mit dem Geld aus dem Drogenhandel“ (Astorga, zit. nach 
Carrasco Araizaga 2010: 49; Übersetzung P.H.). 
Der „Krieg gegen die Drogen“ wird dabei auch zu einem großen Teil rhetorisch ausgetra-
gen, jedoch findet so gut wie keine direkte Kommunikation statt: Auf sogenannten nar-
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 Im Jahr 2006 wurden sechs Organisationen als „Kartelle“ identifiziert, die den Großteil des Drogenhandels 
kontrollierten: Sinaloa (Pazifikküste), das Golf-Kartell (Golfküste), La Familia Michoacana (Südwesten), das 
Milenio-Kartell sowie die regionalen Kartelle von Juárez und Tijuana (Grenzstädte zu den USA). Durch die 
Zerschlagung oder Abspaltung ist aus diesen Organisationen eine kaum zu überblickende Vielzahl von klei-
neren kriminellen Banden hervorgegangen. 
30
 Der Name Los Zetas (von spanisch zeta für den Buchstaben „Z”) entstammt dabei den Codenamen der 
GAFE-Einheit, die für ihr Funksystem „Z“ und eine Zahl verwendeten.  
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comantas, öffentlich platzierten Plakaten, werden die Soldaten direkt von den Kriminellen 
angeworben, mit dem Versprechen auf hohen Lohn und ein Ende der strengen Disziplin 
(ISVG 2012; La Jornada 2008).
31
 Zudem bezichtigen die Kriminellen die Sicherheitskräfte 
auf diese Weise der Folter und der extralegalen Tötungen und drohen mit Vergeltung. Die 
Sicherheitskräfte von Armee, Marine und Polizei hingegen lassen die Festnahme von Ban-
denmitgliedern und die Beschlagnahmung von Waffen filmen und veröffentlichen diese 
Videos (Proceso 2012k). Dazu werden Verhöre der Kriminellen durch bewaffnete Militärs 
in den Abendnachrichten gesendet, in denen die Beschuldigten ihre Beteiligung an Morden 
und am Drogenschmuggel zugeben (vgl. SEMAR 2012). Diese Form des Verhörs gilt im 
mexikanischen Justizsystem oftmals als ausreichendes Indiz, um zu einer Verurteilung zu 
gelangen. 
Inzwischen haben die Kartelle durch ihre immens hohe Zahl an Mitgliedern sowie schwere 
Bewaffnung und paramilitärische Ausbildungstechniken teilweise Parität zu den Sicher-
heitskräften erlangt und diese in mancher Hinsicht überholt: Vor allem durch den Zugang 
zu halbautomatischen Waffen aus den USA und Militaria aus den ehemaligen Bürger-
kriegsländern Mittelamerikas seien sie inzwischen „besser bewaffnet als die Polizei und 
stellen selbst für die mexikanische Armee eine Herausforderung dar.“ (Williams 2009: 1). 
Zuletzt wurden vom Militär mehrere gepanzerte Fahrzeuge sichergestellt, die vom Golf-
Kartell und Los Zetas gebaut worden waren (vgl. Pachico 2011: 50f.; Cedillo 2012). Auch 
haben in den letzten Jahren sowohl der Einsatz von Autobomben gegen Militärfahrzeuge 
als auch direkte Angriffe auf Kasernen durch die bewaffneten Arme der Kartelle zuge-
nommen (HIIK 2011: 48f., 2012: 58f.). Für das Militär gestaltet sich der Kampf gegen 
einen derartigen Gegner äußert schwierig, da sie die Kombattanten der Kartelle oftmals 
nicht von Zivilisten zu unterscheiden vermögen und die Kriminellen kaum feste Rück-
zugsgebiete kennen. Zudem macht die weitverbreitete Korruption oftmals das Vorgehen 
gegen die Gruppen schwer. Die russische Konfliktforscherin Ekaterina Stepanova schrieb 
in einer Analyse für das Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI im Jahr 2009:  
„Derartige Kampagnen von krimineller Gewalt, oftmals begleitet von schwerwiegender Gewalt 
durch den Staat, verdienen eine eigene Kategorie in der Analyse von kriminellen Konflikten.“ (Ste-
panova 2010: 37; Übersetzung P.H.). 
Nach allgemeiner Einschätzung von Experten ist Calderóns Strategie – trotz Teilerfolgen 
in taktischer Hinsicht – als gescheitert anzusehen (Rubén Aguilar/Castañeda 2009; Cas-
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 Die Zahl der Desertionen bei Heer und Marine wird seit 2006 auf über 56.000 geschätzt, wobei viele ehe-
malige Soldaten von den Kartellen abgeworben wurden (vgl. E. Fox 2012). 
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tañeda/Ruben Aguilar 2012; Ramsey 2012; Feldab-Brown 2011): Während es nicht ge-
lang, die Mordrate zu senken und die großen Organisationen durch das Militär auszuschal-
ten, haben sich die Morde im Zusammenhang mit dem Organisierten Verbrechen in den 
vergangenen Jahren sogar je nach Zählweise verdreifacht bis versechsfacht (vgl. INEGI 
2011: 2; NY Times 2012a: A4).
32
 Trotzdem bat Calderón in seiner sechsten und letzten 
Rede zur Lage der Nation seinen designierten Nachfolger im September 2012, das Militär 
nicht aus dem Konflikt zurückzuziehen: Dies sei „die einzige Art, diesen Krebs wirklich zu 
beenden“ (Calderón, zit. nach Proceso 2012d; Übersetzung P.H.). 
 
5.4 Folgen des Konfliktes für die zivil-militärischen Beziehungen und das Militär 
 
Das Militär akzeptierte zwar 2006 den großangelegten Einsatz gegen das Organisierte 
Verbrechen, äußerte jedoch wiederholt seine Unzufriedenheit mit der Strategie, es wurde 
zudem als „großer Verlierer“ der Amtszeit bezeichnet (Carrasco Araizaga 2012a). Dabei 
tragen drei Faktoren besonders zu diesem Bild bei: Die inzwischen auch bei den Streitkräf-
ten verbreitete Korruption, die ausbleibenden Erfolge im Kampf gegen die Kriminalität 
und die seit 2006 dramatisch angestiegene Zahl der Menschenrechtsverletzungen durch die 
Sicherheitskräfte.  
Trotz des Rufes der Armee, gegen Bestechung resistent zu sein, gab es während der sechs 
Jahre immer wieder Aufsehen erregende Fälle von Korruption in ihren Reihen. Zuletzt im 
Mai 2012 wurden drei hochrangige Generäle wegen des Verdachts auf Zusammenarbeit 
mit dem Beltrán-Leyva-Kartell festgenommen, einer von ihnen war zuvor als Nachfolger 
für den Posten des Verteidigungsministers gehandelt worden (NY Times 2012b: A4). Zu-
dem gab es Berichte des damaligen US-Botschafter in Mexiko darüber, dass die SEDENA 
bewusst gegen die Verhaftung einzelner Bossen dieses Kartells eintrat und darum die Ma-
rine mit der Verhaftung des Anführers Arturo Beltrán Leyva im Jahr 2009 betraut wurde, 
da der Armeeführung von ziviler Seite zu wenig Vertrauen entgegengebracht wurde (The 
Guardian 2010; siehe hierzu auch Kap. 6.2). 
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 Die Zahl der Morde unterscheidet sich je nach Quelle stark. Aufgrund wachsender Kritik an ihrer Metho-
dik hat die Regierung seit September 2011 keine offiziellen Zahlen mehr veröffentlicht. Mexikanische Ta-
geszeitungen wie Reforma veröffentlichen weiterhin selbst erhobene Zahlen im sogenannten ejecutrometro 
(vgl. TBI 2012: 2). 
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Des Weiteren wird von Analysten aus Mexiko wie aus dem Ausland generell konstatiert, 
dass das Militär seinen zentralen Auftrag nicht erfüllen konnte, da nicht nur die Zahl der 
Morde gestiegen ist, sondern auch andere Verbrechen signifikante Steigerungen erfuhren: 
Zwischen 2007 und 2011 ist allein die Zahl der Entführungen um 188 Prozent, die der be-
waffneten Überfälle um 47 Prozent und Erpressungen um 101 Prozent gestiegen (Ribando 
Seelke 2012: 6). Außerdem wurde immer wieder der Vorwurf gemacht, dass das Militär in 
keiner Weise in der Lage sei, die Gewalt zwischen den verschiedenen Gruppen und gegen 
die Zivilbevölkerung zu beeinflussen:  
 
„Die Kämpfe sind zu einem Großteil das Resultat von Feindseligkeiten zwischen den unterschiedli-
chen Gruppen des Organisierten Verbrechens statt zwischen den Gruppen und der Regierung. Auf 
gewisse Art und Weise sind die Sicherheitskräfte dabei eine Art dritter Akteur – und nicht der Fo-
kus. Letztendlich entscheiden die Kartelle – und nicht die Regierung – über das Level von Gewalt 
und Sicherheit im Land.“ (Baker 2008; Übersetzung P.H.). 
 
Die These, dass der Militäreinsatz nur wenig Einfluss auf den eigentlichen „Krieg um die 
Drogen“ zwischen den verfeindeten Kartellen nimmt, bestätigt sich in den Opferzahlen. 
Von Dezember 2006 bis Dezember 2011 starben dabei insgesamt 255 mexikanische Solda-
ten im Dienst. Davon kamen 106 bei Kampfhandlungen mit Kriminellen ums Leben, 149 
weitere starben durch Unfälle, fahrlässigen Schusswaffengebrauch oder wurden im Dienst 
von anderen Soldaten ermordet (Sandoval 2011). Wie erwähnt wurden in sechs Jahren 
mindestens 60.000 Menschen in Verbindung mit der Drogengewalt getötet, davon knapp 
3.000 in Kämpfen zwischen Sicherheitskräften und Kriminellen. Auf einen toten Soldaten 
kommen somit ca. 230 von anderen Kriminellen getötete Bandenmitglieder bzw. vor allem 
Zivilisten, die entweder im Kreuzfeuer oder völlig unabhängig vom Militäreinsatz getötet 
wurden, weshalb die Frage berechtigt ist, ob trotz der spektakulär inszenierten Verhaftun-
gen einzelner Bosse nicht das eigentliche Ziel der Streitkräfte, die Sicherheit der Bevölke-
rung zu schützen, gescheitert ist.  
In derselben Zeit wurde Mexiko zu einem der weltweit unsichersten Länder für Journalis-
ten. Seit dem Amtsantritt von Felipe Calderón wurden insgesamt 55 Journalisten und Me-
dienangestellte in Mexiko ermordet, davon 18 eindeutig wegen ihres Berufes.
33
 Mindestens 
neun weitere Journalisten wurden in der gleichen Zeit entführt, ihr Schicksal ist bis heute 
unbekannt. Im Jahr 2011 wurden nur in den Bürgerkriegsländern Pakistan, Irak und Libyen 
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 Das Committee to Protect Journalists (CPJ) veröffentlicht jedes Jahr Zahlen zu Journalisten, die getötet 
wurden, wobei das Motiv nicht immer zweifelsfrei nachzuweisen ist (vgl. CPJ 2012a, 2012b). 
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mehr Journalisten getötet (CPJ 2012a, 2012b). Diese Angriffe auf die Pressefreiheit lassen 
die Medien nicht unbeeindruckt: Immer mehr Zeitungen greifen bei der Berichterstattung 
über die Kriminalität zur Selbstzensur oder drucken die Pressekonferenzen des Verteidi-
gungsministeriums unkommentiert ab (Index on Censorship 2012; PEN Club México 
2012). 
Im Beobachtungszeitraum stieg auch die Zahl der Menschenrechtsverletzungen signifikant 
an. Vom 1. Dezember 2006 bis zum 31. Oktober 2012 verzeichnete die Nationale Kommis-
sion für Menschenrechte CNDH insgesamt 8.929 zur Anzeige gebrachte Menschenrechts-
verletzungen, von denen ca. 87 Prozent von Angehörigen der Armee verübt wurden (Car-
rasco Araizaga 2012c: 8). In einem mehr als 200 Seiten umfassenden Bericht
34
 über Men-
schenrechtsverletzungen während der ersten fünf Jahre von Calderóns Amtszeit zählt Hu-
man Rights Watch (HRW) dabei mehr als 170 zur Anzeige gebrachte Fälle von systemati-
scher Folter durch die Sicherheitskräfte, wobei Schläge und Elektroschocks ebenso einge-
setzt wurden wie das sogenannte waterboarding, bei dem wiederholt das Ertrinken simu-
liert wird. Zudem gab es mindestens 24 Fälle von extralegalen Tötungen durch die Sicher-
heitskräfte, bei denen entweder Angehörige von Drogenkartellen oder verdächtige Zivilis-
ten getötet und in der Folge Beweise manipuliert wurden (HRW 2011a). Das Trans-Border 
Institute zählt im gleichen Zeitraum landesweit 44 extralegale Tötungen durch das Militär 
(vgl. Daly u. a. 2012: 17). 
Abbildung 9: Zur Anzeige gebrachte Menschenrechtsverletzungen durch  
die Sicherheitskräfte in Mexiko, 2006-2011 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach OAS 2011; Daly u. a. 2012: 11. 
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 Der HRW-Bericht „Neither Rights Nor Security” untersucht dabei fünf von 32 Bundesstaaten: Baja Cali-
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Diese Entwicklungen trugen dazu bei, dass die mexikanische Öffentlichkeit den „Krieg 
gegen die Drogen“ inzwischen negativ bewertet: Eine alle sechs Monate vom Meinungs-
forschungsinstituts Consulta Mitofsky durchgeführte repräsentative Umfrage im Auftrag 
der Nichtregierungsorganisation MUCD
35
 zeigt, dass zum Ende der Amtszeit 55 Prozent 
der Mexikaner den Krieg gegen die Drogen als „gescheitert“ (fracaso) empfanden (La 
Jornada 2012b). Im ersten Jahr der Erhebung lag diese Zahl noch bei 36 Prozent (MUCD 
2010: 3). Zu Beginn der Amtszeit empfanden zudem 84 Prozent der Mexikaner Calderóns 
Einsatz des Militärs als richtig; gegen Ende sank diese Zahl auf 69 Prozent (MUCD 2012). 
Hierbei zeigt sich, dass in der Bevölkerung zwar die Zustimmung zum Militäreinsatz in der 
Drogenbekämpfung, jedoch nicht das Vertrauen in das Militär an sich gesunken ist. Dies 
ist insofern wichtig, als dass die ausbleibende Verbesserung der Sicherheit sowie die Ver-
antwortung für die Menschenrechtsverletzungen vor allem den zivilen Entscheidungsträ-
gern angelastet werden.  
Mehrere hohe Militärs äußerten inzwischen öffentlich ihre Kritik an der Strategie der Re-
gierung. Der Direktor der Militäruniversität in Mexiko-Stadt, Brigadegeneral Benito Me-
dina, rief sogar dazu auf, die internationale Gemeinschaft um Unterstützung im Konflikt 
mit den Kartellen zu bitten (LA Times 2010a). Der Untersekretär im Verteidigungsministe-
rium Gaytán Ochoa, zugleich Anwärter auf die Nachfolge als Verteidigungsminister, for-
derte im August 2012 mehr Personal und eine Anhebung des Militärbudgets, um effektiver 
gegen die Kartelle vorgehen zu können. Dies begründete er mit der Unzuverlässigkeit der 
Polizei (El Universal 2012b). Die SEDENA selbst startete 2011 eine großangelegte Image-
kampagne, um das beschädigte Bild wieder aufzubessern (Carrasco Araizaga 2011) und 
Verteidigungsminister Galván erklärte im Februar 2012, dass das Militär „Fehler” gemacht 
habe und gab zu, dass der „Krieg gegen die Drogen“ mit Menschenrechtsverletzungen ge-
führt wird. Auch gestand er ein, dass trotz der ausgedehnten Militäroperationen „die innere 
Sicherheit ernsthaft gefährdet“ sei und in manchen Regionen die Gewalt und Unsicherheit 
„uferlos“ geworden seien, betonte jedoch trotz seiner Kritik die „unhinterfragte Unterord-
nung“ der Armee und lobte Calderón als „sensiblen, tapferen und ehrlichen comandante“ 
(Galván, zit. nach Carrasco Araizaga 2012b; Übersetzung P.H.). Auch beschwor er vor der 
Präsidentenwahl 2012 die höchsten Generäle der SEDENA, keinerlei Einfluss auf die 
Auswahl des neuen Verteidigungsminister zu nehmen: Vor 24 Divisionsgenerälen, die als 
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 Die Nichtregierungsorganisation México Unido Contra la Delincuencia A.C. (Vereintes Mexico gegen die 
Kriminalität; MUCD) engagiert sich seit 1997 als unabhängige zivilgesellschaftliche Vereinigung gegen die 
hohen Kriminalitätsraten im Land. 
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potentielle Nachfolger gehandelt wurden, wies Galván auf das Vorrecht des Präsidenten 
hin, den Verteidigungsminister selbst auszuwählen und dass es keine Vorgriffe geben kön-
ne (Reforma 2012). Bei seiner letzten öffentlichen Ansprache betonte er zudem, dass 




Wie dargelegt entstand der von Felipe Calderón kurz nach seiner Amtseinführung befohle-
ne Einsatz des Militärs infolge einer schweren Krise der mexikanischen Demokratie. Ana-
lysten gehen heute übereinstimmend davon aus, dass die „Kriegserklärung“ an das Organi-
sierte Verbrechen dazu dienen sollte, dem Präsidenten nach der Kontroverse um seine 
Wahl Legitimität zu verschaffen. Die Streitkräfte wurden dabei von der Regierung auf-
grund ihrer hohen Reputation und ihrer gesteigerten Rolle in der Inneren Sicherheit als die 
einzige in Frage kommende Macht dargestellt und haben diese Rolle angenommen. 
Der Konflikt mit den Drogenkartellen ist seitdem landesweit eskaliert und stellt nach den 
regional eingegrenzten Aufständen und guerrillas ab den 1960ern erstmals eine ernsthafte 
Herausforderung für das Militär dar, da die kriminellen Organisationen zum einen über 
beträchtliche finanzielle Mittel, schwere Bewaffnung und teilweise sogar paramilitärisches 
Training verfügen, andererseits kaum militärisch zu besiegen sind und durch weitreichende 
Korruption unter zivilen wie militärischen Institutionen beträchtlichen Schutz erfahren. Die 
Monopolisierung der Verfügungsgewalt über Kriegswaffen, eines der definitorischen 
Merkmale der Streitkräfte (vgl. Croissant/Kühn 2011: 1), ist dabei mit zunehmender Ver-
schärfung des Konfliktes aufgebrochen. 
Die Gewalt zwischen den kriminellen Organisationen und gegen die Zivilbevölkerung ist 
dabei vom Militär kaum zu beeinträchtigen, weshalb vermehrt die Frage aufkam, ob die 
Militärstrategie der richtige Ansatz für diese Art von Konflikt ist. Kritik an der Strategie 
der Zivilen ist inzwischen zudem auch von einigen hohen Generälen öffentlich geäußert 
worden, was zur Zeit des PRI zumeist nicht der Fall war. Die Rolle des Militärs wurde vor 
allem in der Übernahme von Polizeiaufgaben gestärkt, ging jedoch mit zunehmenden An-
sehensverlust einher: Vor allem durch Korruption und Menschenrechtsverletzungen ist der 
vorher sehr gute Ruf des Militärs beschädigt worden. In der öffentlichen Meinung werden 
die ausbleibenden Erfolge und die Verschlechterung der Sicherheitslage im „Krieg gegen 
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die Drogen“ jedoch vor allem den zivilen Autoritäten angelastet. Trotzdem wurde der Kon-
flikt seitens des Militärs zum Anlass genommen, ein höheres Budget, eine Ausweitung des 
Militärpersonals und im zunehmenden Maße die Übertragung von Polizeiaufgaben zu for-
dern. 
Im Folgenden wird untersucht, inwieweit während des „Krieges gegen die Drogen“ in der 
zweiten Regierungszeit des PAN unter Felipe Calderón versucht wurde, die institutionellen 
Vorrechte der Militärs zu durchbrechen, wobei zuerst der Fokus darauf liegt, welche Fak-




6 Ressourcen zivilen Handelns der Regierung Calderón 
 
Nachdem die Pfadabhängigkeiten aus der Zeit des PRI und der ersten Regierung des PAN 
unter Vicente Fox sowie der „Krieg gegen die Drogen“ unter Calderón analysiert wurden, 
werden im Folgenden diejenigen makrostrukturellen, institutionellen und ideellen Kon-
textbedingungen bestimmt, die sich für den Fall Mexiko ergeben und die für die Strategie-
wahl der Zivilen zur „Durchbrechung“ der Pfadabhängigkeiten Ressourcen zur Verfügung 
stellen. Dabei folgt jeweils eine Einschätzung des Grades der Ressourcen, die sich aus der 
jeweiligen Variable für die Zivilen ergeben. Die Skala reicht dabei von (1) wenig bis keine 
Ressourcen, (2) eher wenig, (3) mittel, (4) eher viele bis zu (5) hohes Maß an Ressourcen. 
Anhand des Grades der Ressourcen lassen sich in der Folge Aussagen darüber treffen, wel-
che Strategien von den Zivilen mit hoher Wahrscheinlichkeit angewandt werden, um insti-
tutionellen Wandel in den zivil-militärischen Beziehungen voranzutreiben. 
 
6.1 Makrostrukturelle Faktoren: Regionaler Kontext und Bedrohungslage 
 
 
Zivile Kontrolle ist der Theorie von Croissant et al (2011) folgend dann schwer zu errei-
chen, wenn externe Akteure Einfluss auf das Militär ausüben, die innere Bedrohungslage 
hoch ist oder die Bevölkerung das vorherrschende Regime ablehnt und stattdessen das Mi-
litär an der Macht sehen möchte. Der „Krieg gegen die Drogen“ ist dabei in Mexiko nur 
eine von mehreren makrostrukturellen Variablen, die das Verhältnis zwischen Staat und 
Militär beeinflussen. Der Prämisse von Croissant/Kühn (2011) folgend, dass der „heraus-
ragende“ Einfluss der USA für das Militär in Lateinamerika bestimmend war (vgl. Kap. 
2.1), wird analysiert, ob dieser Einfluss bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt vorherrscht und 
im Untersuchungszeitraum eine Rolle für die zivil-militärischen Beziehungen gespielt hat. 
Zudem wird untersucht, wie sich die Einstellungen der Bevölkerung zur Demokratie dar-
stellen und inwieweit alternative Modelle Zuspruch erfahren. Bei hohem Zuspruch zur 
Demokratie sind dabei der Theorie gemäß die Ressourcen zivilen Handelns höher als bei 




6.1.1 Interne Konflikte und Bedrohungslage  
 
Nach dem Transformationsindex der Bertelsmannstiftung (BTI), der Entwicklungs- und 
Transformationsprozesse von 128 Staaten untersucht, gestaltet sich der „Krieg gegen die 
Drogen“ im Jahr 2012 als „Hauptproblem“ der mexikanischen Politik (BTI 2012a: 2). Je-
doch wirkten neben dem Kampf gegen diverse kriminelle Organisationen auch andere in-
nerstaatliche Konflikte auf die zivil-militärischen Beziehungen ein. Vor allem die monate-
langen gewaltsamen Auseinandersetzungen im Zusammenhang mit der Präsidentenwahl 
führten in ihrem Zusammenspiel mit bereits bestehenden Konflikten zur „Demokratiekri-
se“ des Jahres 2006 (Thiery 2010: 97). In allen Konflikten spielt das Militär – ähnlich wie 
zur Zeit der autoritären Herrschaft – bis heute eine wichtige Rolle. 
Im Konflikt mit der Opposition um den Wahlverlierer Andrés Manuel López Obrador vom 
linksgerichteten PRD kam es dabei zum direkten Eingreifen der Präsidentengarde.
36
 Nach-
dem der PRD und mit ihr assoziierte Protestgruppen verkündet hatten, den Amtseid von 
Calderón verhindern zu wollen, riegelte die Präsidentengarde den Kongress ab und geleite-
te Calderón nach tumultartigen Szenen und Schlägereien im Parlament aus dem Gebäude 
(Grillo 2006a). In den Monaten nach der Amtseinführung eskalierte auch der seit 1994 
anhaltende Konflikt mit dem EZLN in Chiapas aufs Neue. Unter Fox war zuvor das Militär 
aus dem Konflikt zurückgezogen worden, im Jahr 2007 kam es unter Calderón jedoch er-
neut zu gewalttätigen Aktionen (vgl. HIIK 2008: 36). Der EZLN rief eine „Alarmstufe 
Rot“ aus und die Militärpräsenz in Chiapas wurde in der Folge massiv verstärkt. Auch 
formierte sich im Jahr 2007 die Rebellengruppe Ejército Popular Revolucionario (EPR) 
neu und verübte in mehreren Bundesstaaten Sprengstoffanschläge (vgl. Moloeznik 2008: 
162). Das Militär wurde in der Folge abkommandiert, um die Ölpipelines des staatlichen 
Konzerns PEMEX und wichtige staatliche Einrichtungen zu bewachen. Kurz vor der Wahl 
2006 war zudem ein Konflikt mit der Volksversammlung der Völker Oaxacas (Asamblea 
Popular de los Pueblos de Oaxaca; APPO) im südlichen Bundesstaat Oaxaca ausgebro-
chen. Parallel zu den landesweiten Ausschreitungen nach der Präsidentenwahl kam es da-
bei zu mehreren gewaltsamen Zusammenstößen Protestierender mit Polizei und Militär. 
Die über Wochen besetzte Hauptstadt des Bundesstaates wurde schließlich Ende Oktober 
von Truppen geräumt. Nach Angaben von Menschenrechtsorganisationen kam es in die-
sem Konflikt zu insgesamt 26 Toten (OACNUDH 2008).  
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 Vgl. hierzu auch Kapitel 7.1. 
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Bis ins Jahr 2012 flammte in jedem dieser Konflikte wiederholt Gewalt auf und das Militär 
ging mehrfach gegen Protestierende und Rebellen vor. Zusammen mit der anhaltenden 
Gewalt durch die Drogenkartelle wurde dabei mehrfach öffentlich die Gefahr für das poli-
tische System erklärt. In der Folge wurde sogar intensiv die Frage diskutiert, ob Mexiko 
Gefahr laufe, zu einem failing oder failed state zu werden, nachdem das United States 
Joint Forces Command in einem vielbeachteten Bericht Mexiko zusammen mit Pakistan 
als Staaten klassifizierte, die kurz vor einem plötzlichen Zusammenbruch stehen könnten 
(US Joint Forces Command 2008).  
Die Debatte, ob Mexiko ein failing state werden könnte, hält bis heute an (Friedman 2008, 
2012; Perez-Rocha 2009; Grayson 2010; Nava 2011; Thiery 2012), jedoch muss klar kon-
statiert werden, dass diese Gefahr auch im Zusammenspiel der insgesamt sechs innerstaat-
lichen Konflikte nicht gegeben ist. Der BTI bewertet solche Staaten als failing state, in 
denen „ein staatliches Gewaltmonopol und grundlegende Verwaltungsstrukturen, wenn 
überhaupt, nur für einen Teil des Territoriums oder der Bevölkerung gelten, sodass die 
Regierung nur stark begrenzt handlungsfähig ist“ (BTI 2012b: 139). Nach der Methodik 
des BTI wird in Lateinamerika lediglich das seit Jahren ohne Gewaltmonopol und funktio-
nierende Verwaltungsstruktur beherrschte Haiti als failing state eingestuft. Die Frage, ob 
diese Bezeichnung auch für Mexiko zutreffe 
„ […] mag angesichts der divergierenden Lage in den verschiedenen Bundesstaten und der bis dato 
durchaus funktionierenden Regierungsstrukturen etwa im Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
(noch) übertrieben sein – entsprechend bewertet der BTI Mexiko noch als halbwegs funktionieren-
den Staat. Indes verdeckt diese Diskussion auch die Tatsache, dass Mexikos Demokratiequalität 
aufgrund massiver Korruption und Klientelismus auch zuvor schon auf schwachen Füßen stand.“ 
(Thiery 2012: 9). 
Für den empirischen Befund kann festgehalten werden, dass der mexikanische Staat bisher 
trotz der zahlreichen innerstaatlichen Konflikte nicht grundlegend gefährdet ist, jedoch die 
Regierung seit 2006 auch in den weniger intensiven und regional begrenzten Konflikten 
stets auf das Militär zurückgegriffen hat, wenn eine „Bedrohung“ festgestellt wurde. Das 
Militär erfüllt dementsprechend auch neben der Bekämpfung des Drogenhandels seine 
Funktion als „Beschützer“ des Staates, was für die zivilen change agents die Abhängigkeit 
vom Militär erhöht und dementsprechend wenig bis keine Ressourcen für institutionellen 
Wandel zur Verfügung stellt. 
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6.1.2 Einfluss der USA und des internationalen war on drugs 
 
Die USA und der 1972 von ihnen ausgerufene war on drugs
37
 haben zweifelsohne erhebli-
chen Einfluss auf die mexikanische Drogenpolitik. Für die zivil-militärischen Beziehungen 
stellt sich der Einfluss während der Amtszeit von Calderón dabei als zwiespältig dar. Vor 
allem die Bezeichnung verschiedener Politiken und Maßnahmen als „Krieg“ ist dabei oft-
mals kritisiert worden. Der mexikanische Analyst José Luis Velasco konstatierte bereits 
2005, dass dieser „Krieg“ Mexiko in ein „schreckliches Dilemma“ versetzt habe: „Entwe-
der einen Krieg gegen die Drogen aufrechterhalten, den es nicht gewinnen kann, oder mit 
den Konsequenzen US-amerikanischer Feindseligkeit leben.“ (Velasco 2005: 102f.; Über-
setzung P.H.).  
Nicht erst seit den 1980er und 1990er Jahren übten die US-Amerikaner Druck auf Mexiko 
und andere lateinamerikanische Staaten aus, sich aktiver in der Drogenbekämpfung einzu-
setzen, um den Fluss illegaler Rauschmittel in die USA einzudämmen.
38
 In einem Doku-
ment des US-Außenministeriums aus dem Jahr 2004 wird dies mit der Prämisse begründet: 
„Je näher wir an der Quelle attackieren können, umso größer ist die Wahrscheinlichkeit, 
den Nachschub an Drogen insgesamt aufzuhalten.“ (U.S. Department of State 2004; Über-
setzung P.H.). Mexiko geriet als Hersteller- und Transitland vor allem nach dem Zusam-
menbruch der kolumbianischen Kartelle und der Schmuggelroute über die Karibik und 
Florida in den Fokus der USA, deren Strategie sichtbar auf eine Verringerung des Ange-
bots im Ausland statt auf einer Verringerung der Nachfrage im eigenen Land ausgerichtet 
ist. Auf einem Treffen der Verteidigungsminister aus Nord-, Süd- und Mittelamerika sowie 
der Karibik in Williamsburg, Virginia brachten die USA 1995 schließlich die forcierte 
Einbindung von der nationalen Militärs im war on drugs in den Amerikas auf den Weg 
(U.S. Department of State 1995). 
Die Strategie der USA umfasst dabei vor allem die finanzielle und waffentechnische Un-
terstützung der jeweiligen Streitkräfte. Eine jährliche „Zertifizierung“ der beteiligten Staa-
ten durch den US-Kongress ist bereits seit den 1990er Jahren Grundvoraussetzung für die 
Finanzierung, die Einhaltung von Menschenrechten dabei zentral. Der auffallende Anstieg 
des mexikanischen Militärbudgets im Jahr 1997 wird von Analysten dementsprechend auf 
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 In dieser Arbeit wird die englische Bezeichnung war on drugs für die US-Strategie auf dem gesamten 
amerikanischen Kontinent verwendet, während der Terminus „Krieg gegen die Drogen“ auf die speziell von 
der mexikanischen Regierung ergriffenen Maßnahmen Bezug nimmt. 
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 Bereits seit 1938 zerstört das mexikanische Militär auf Ermunterung durch das US-Finanzministerium 
Schlafmohn in den nördlichen Bundesstaaten Sonora und Sinaloa (Astorga 2007: 57). 
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die kurz bevorstehende „Dezertifizierung“ durch die USA zurückgeführt, die sich ob der 
Menschenrechtsverletzungen in Chiapas kritisch geäußert hatten (Sierra Guzmán 2000: 
27). Obwohl das Verhältnis der Streitkräfte beider Nationen bis zum Jahr 2000 eher „dis-
tanziert“ war (Turbiville 2001: 39), gab es in den USA nach den Terroranschlägen vom 11. 
September 2001 Bestrebungen, das mexikanische Militär in eine „Nordamerikanische Ver-
teidigungsgemeinschaft“ einzubinden, die vor allem den Kampf gegen den Drogen-
schmuggel umfasst (Braig/Müller 2008: 404). Nach der Meinung von Analysten bewirke 
die Einbeziehung der mexikanischen Streitkräfte in den war on drugs dabei, dass „ihr Ur-
sprung in der Revolution und ihre Einbeziehung in das nationale Projekt des PRI-Regimes 
erodieren“ und sich generell ein Wandel „durch die Übernahme polizeilicher Aufgaben, 
die bekannt gewordenen Menschenrechtsverletzungen und insbesondere durch die Unter-
ordnung unter die US-amerikanischen Sicherheitsinteressen“ vollziehe (Braig/Müller 
2008: ebd.).  
Im Jahr 2008 bewilligte der US-Kongress die sogenannte Merída Initiative, die für drei 
Jahre insgesamt 1,4 Mrd. US-Dollar Militärhilfe für Mexiko festlegte (Hoffmann 2008). 
Ein wichtiger Aspekt ist hierbei vor allem die Lieferung von schweren Kriegswaffen wie 
Black Hawk-Hubschraubern an die Marine (El Universal 2011a), wodurch der militärische 
Aspekt des „Krieges gegen die Drogen“ noch hervorgehoben wird. Der Politikwissen-
schaftler David Mares stellte hierzu fest, dass die Verwendung des Wortes „Krieg“ es er-
mögliche, „aus allen Sektoren der Gesellschaft und allen Regierungsbehörden Mittel zu 
ziehen sowie die Debatte um alternative Ansätze einzuschränken, um mit dem Problem des 
Konsums illegaler Suchtmittel umzugehen“ (Mares 2002: 1; Übersetzung P.H.). Analysten 
wie Freeman und Sierra sahen vor allem Mexiko im Jahr 2005 auf dem Weg in eine „Mili-
tarisierungsfalle“ (Freeman/Sierra Guzmán 2005), die durch die von den USA übernom-
mene Rhetorik und die militärische Zusammenarbeit herbeigeführt werde. Das mexikani-
sche Militär hat dabei aktiv die Unterstützung mit Kriegswaffen gefordert: Der stellvertre-
tende Verteidigungsminister Gutíerrez erklärte 2009 gegenüber den USA, man solle sich 
auf eine Stärkung des Militärs konzentrieren, da es „zu spät für den Aufbau von [zivilen; 
Ergänzung P.H.] Institutionen“ sei und ein verstärkter Militäreinsatz den Eindruck „der 
Unfähigkeit der Regierung“ vermeiden solle (LA Times 2010b). 
Der erhöhte Druck der USA zum Einsatz des Militärs im Inneren wurde dabei ebenfalls 
von den mexikanischen Militärs positiv aufgenommen. Wie aus einem internen Dokument 
der US-amerikanischen Botschaft in Mexiko-Stadt hervorgeht, erklärte auch der Verteidi-
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gungsminister General Galván im Jahr 2009 gegenüber den USA, dass er keine Perspekti-
ve sehe, das Militär in den nächsten Jahren aus der Inneren Sicherheit herauszunehmen – 
er ging stattdessen sogar von einem Engagement über die nächsten sieben bis zehn Jahre 
aus. Zugleich erklärte Galván dem Direktor für Nationale Sicherheit der USA, Dennis C. 
Blair, dass er den zivilen Institutionen der Strafverfolgung in Mexiko nicht traue und er 
eine Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen dem mexikanischen Militär und den US-
Geheimdiensten begrüßen würde (NY Times 2011a). Es ist nicht bekannt, ob dieser Schritt 
mit Präsident Calderón abgesprochen war. Ein weiteres internes Dokument des US-
Botschafters in Mexiko-Stadt warnt hingegen davor, dass das mexikanische Militär „auf-
grund von zunehmender Kritik risiko-avers geworden ist“ und die USA es davon überzeu-
gen müssten, „statt weniger Engagement eine Modernisierung voranzutreiben“ (LA Times 
2010b; Übersetzung P.H.). Im Jahr 2012 sprach sich Galván schließlich nach den anhal-
tenden Vorwürfen der USA zu Menschenrechtsverletzungen
39
 für die Beendigung der 
Merída-Initiative aus: In einem privaten Gespräch mit Abgeordneten aller Fraktionen des 
mexikanischen Parlaments empfahl er die Beendigung des Programms (La Jornada 2010). 
US-Verteidigungsminister Leon Panetta rief schließlich 2012 auf der Konferenz der Ame-
rikanischen Verteidigungsminister in Uruguay die Staaten der Region dazu auf, beim Ge-
setzesvollzug den zivilen Behörden den Vorzug vor dem Militär zu geben: „Um mich klar 
auszudrücken: Der Einsatz von Militär für den Gesetzesvollzug kann keine dauerhafte Lö-
sung sein.“ (Panetta 2012; Übersetzung P.H.). 
Für die Analyse gestaltet sich als entscheidend, dass das mexikanische Militär während der 
Präsidentschaft von Calderón und im Zuge des „Krieges gegen die Drogen“ zu einer enge-
ren Zusammenarbeit mit den USA gefunden hat, diese jedoch vor allem in Bezug auf die 
finanzielle und waffentechnische Unterstützung zuließ. Mit zunehmender Kritik an der 
Vorgehensweise sprach sich das Militär allerdings bei den Zivilen für die Beendigung der 
Maßnahme aus. Das Militär verstand es hier, seine institutionelle Autonomie zu schützen, 
nachdem es zuvor eine Aufwertung durch die USA im Einsatz gegen den Drogenhandel 
erfahren hatte. Insofern stellen das Verhältnis zu den USA und der regionale war on drugs 
einerseits Ressourcen für institutionellen Wandel zur Verfügung, da ein tiefgehender Ein-
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 Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz im April 2012 verteidigte US-Präsident Barack Obama hingegen 
den mexikanischen „Krieg gegen die Drogen“ und spielte Menschenrechtsverletzungen herunter. Die eigent-
lich an Calderón gerichtete Frage eines Journalisten, wie er zu Kritik von Menschenrechtsorganisationen an 
den mexikanischen Sicherheitskräften stehe, beantwortete Obama und wies darauf hin, dass „die meisten 
Menschenrechtsverletzungen in Mexiko durch die Kartelle begangen“ würden (vgl. LAHT 2012; Überset-
zung P.H.). Dies ist insofern fragwürdig, als dass Kriminelle per Definition keine Menschenrechtsverletzun-
gen begehen, sondern Verbrechen und sich die Vorwürfe klar auf die staatlichen Sicherheitsorgane beziehen. 
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griff in die Militärorganisation auch von außerhalb gefordert und zumindest symbolisch 
unterstützt wird. Andererseits forcieren die USA im Zuge des war on drugs seit langer Zeit 
den Militäreinsatz in der Inneren Sicherheit, auch wenn sich dahingehend inzwischen ein 
Wandel abzuzeichnen scheint. Insgesamt kann festgestellt werden, dass der regionale Kon-
text den Zivilen eher wenige Ressourcen zur Verfügung stellt. 
 
6.1.3 Einstellung gegenüber der Demokratie 
 „Sind Demokratien diskreditiert, sind sie am anfälligsten für den Einfluss machtdurstiger  
Generäle.“ (Pion-Berlin 2001: 1; Übersetzung P.H.). 
Die Einstellung gegenüber der Demokratie wird in der Forschung übereinstimmend als 
wichtiger Kontextfaktor für die Durchsetzung ziviler Kontrolle angesehen (Huntington 
1968; Croissant u. a. 2011). Nachdem Mexiko erst seit dem Machtwechsel 2000 als kom-
petitive Demokratie angesehen wird, sind demokratische Verfahrensweisen noch nicht 
lange etabliert und es herrschen in wichtigen Bereichen Defizite vor. Nach dem BTI ver-
zeichnet die Qualität der mexikanischen Demokratie dabei seit 2006 eine rückläufige Ent-
wicklung: Während im ersten Jahr der Präsidentschaft von Felipe Calderón noch ein Wert 
von 7,55 von 10 erreicht wurde, waren es im Jahr 2012 nur noch 6,95 Punkte (BTI 2006, 
2012a). Vor allem bei der Aufrechterhaltung des Gewaltmonopols ist dabei ein negativer 
Trend zu verzeichnen, was primär auf den Einfluss des Organisierten Verbrechens zurück-
geführt wird. Zudem sind die Werte vor allem in der Dimension des Rechtsstaates rückläu-
fig (vgl. BTI 2012a: 10f.).
40
 
Neben der messbaren Qualität der Demokratie hat sich auch die Einstellung der Bevölke-
rung zur Demokratie im Beobachtungszeitraum signifikant geändert. Aus einer Studie aus 
dem Jahr 2000 war noch hervorgegangen, dass lediglich 26 Prozent der Mexikaner eine 
Militärherrschaft „gut“ oder „ziemlich gut“ fänden, im Vergleich zu 22 Prozent der Afri-
kaner und 25 Prozent in Ostasien (A. Moreno 2000: 10). Die Zustimmung zur Demokratie 
lag im gleichen Jahr bei 45 Prozent. Mit der Regierung Calderón und dem „Krieg gegen 
die Drogen“ haben sich vergleichbare Werte in den letzten Jahren stark verändert: Im Jahr 
2005 drückten in einer Umfrage des anerkannten Latinobarómetro noch 61,4 Prozent der 
Mexikaner ihre Unterstützung für die Demokratie aus, 2009 sank dieser Wert auf 46,8 Pro-
zent, im letzten Jahr der Erhebung (2011) waren es nur noch 40 Prozent (Latinobarómetro 
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 Zum Vergleich: In ihrem jährlich erscheinenden Index „Freedom in the World“ stuft die Organisation 
Freedom House Mexiko seit 2010 als „teilweise frei“ ein, nachdem es 2006 noch als „frei“ bezeichnet wurde. 
Als Gründe werden dafür vor allem die zunehmende Gewalt und Menschenrechtsverletzungen durch die 
Sicherheitskräfte genannt (vgl. Freedom House 2006, 2012). 
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2011, 2012a). Der Anteil der Bevölkerung, der seine Zufriedenheit mit der Performanz der 
Demokratie äußerte, fiel im Zeitraum 2006 bis 2012 von 43 auf 23 Prozent. Bei einer Er-
hebung im Jahr 2010 äußerten zudem 33,7 Prozent der Befragten ihre volle oder teilweise 
Zustimmung zu der Aussage, dass der Staat in „schwierigen Situationen“ Gesetze und In-
stitutionen umgehen dürfe (Latinobarómetro 2012b). 
 
Tabelle 5: Ablehnung eines Militärregimes und Zustimmung zur Demokratie in Mexiko, 2004 – 2011 (in %) 














































Quelle: Latinobarómetro 2011: 47; Latinobarómetro 2012a. 
 
Die Unterstützung einer Militärherrschaft wurde 2004 noch von 79,4 Prozent der Mexika-
ner ausgeschlossen. Bis 2011 ist diese Zahl um mehr als 25 Prozentpunkte gefallen. Nur 
noch knapp die Hälfte der Befragten würde unter keinen Umständen ein Militärregime 
unterstützen. Niedrigere Werte gab es in Lateinamerika nur in den ehemaligen Diktaturen 
Guatemala (52,4 %) und Paraguay (51 %) (Latinobarómetro 2012a). Zudem bejahten im 
Jahr 2012 mehr als 57 Prozent der Mexikaner die Frage, ob ein hohes Maß an Korruption 
einen Militärputsch rechtfertige. Damit nahm Mexiko in den Amerikas Platz zwei hinter 
Belize ein (vgl. LAPOP 2012: 1).  
Die Daten von 2004 bis 2011 zeigen eine klare Abnahme bei den Unterstützungswerten für 
die Demokratie, während gleichzeitig die Möglichkeit eines Militärregimes inzwischen 
deutlich weniger Ablehnung erfährt als noch in der ersten Regierung nach dem autoritären 
Regime. Für die Analyse entscheidend ist hierbei, dass die offensichtliche Legitimitätskrise 
der Demokratie nicht mit einer gleichzeitigen Ablehnung des Militärs einhergeht, zumal 
die Zustimmungswerte zur Armee als Institution sehr hoch sind (vgl. hierzu Kap. 6.2). Das 
Bild der Streitkräfte ist während des „Krieges gegen die Drogen“ in der öffentlichen Mei-
nung relativ unbeschadet geblieben, wobei sogar eine Ausweitung der Rolle der Streitkräf-
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te bis hin zum Militärregime mehr Unterstützung erfährt. Dementsprechend wird erwartet, 
dass die mangelnde Zustimmung zur Demokratie für die zivilen Autoritäten wenige bis 
keine Ressourcen für eine Veränderung der zivilen Kontrolle zur Verfügung stellt und im 
Gegenteil sogar Ressourcen für das Militär und eine Ausweitung seiner Rolle und Erhalt 
der Vorrechte bietet.  
 
6.2 Institutionelle Faktoren: Konkurrenz zwischen Akteuren der  
Inneren Sicherheit 
“Fortschritte bei der Theoriebildung der zivil-militärischen Beziehungen wird man nur dann erzielen 
können, wenn man die Grundannahme aufgibt, das Militär sei ein einheitlicher Akteur mit einer ein-
zigen Mentalität […] und einer universellen, einheitlichen politischen Agenda.“  
(Fitch 2003: 27; Übersetzung P.H.) 
Der Annahme folgend, dass institutionelle Variablen für change agents umso mehr Res-
sourcen bereitstellen, je geschlossener sich die zivilen und die militärischen Akteure dar-
stellen, soll im Folgenden die institutionelle Konkurrenz auf Seiten des mexikanischen 
Militärs untersucht werden. Es wird dabei sowohl das Verhältnis zwischen den einzelnen 
Zweigen des Militärs (Armee bzw. SEDENA, Marine bzw. SEMAR sowie die Präsiden-
tengarde) als auch zwischen dem Militär und den zivilen Akteuren der Inneren Sicherheit 
analysiert.  
 
6.2.1 Konkurrenz zwischen Militär und zivilen Institutionen der Sicherheit 
 
Die mexikanischen Polizeikräfte werden seit längerer Zeit von Analysten als schlecht aus-
gebildet und in höchstem Maße ineffektiv eingeschätzt (vgl. etwa Sabet 2010: 3). Mexikos 
„Achillessehne Korruption“ (O’Neill 2009: 6)41 ist dabei auch und gerade unter den Poli-
zeikräften besonders verbreitet, weshalb ihre Reputation in der Bevölkerung und in der 
Politik sehr schlecht ist. Der damalige Generalstaatsanwalt Genaro García Luna erklärte 
2008, dass die Polizeikräfte zu einem Großteil von den Kartellen unterwandert seien und 
oftmals „mehr für die Kriminellen arbeiten als für die Öffentliche Sicherheit“ (Medina 
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 Korruption ist empirisch schwer messbar, da sie zum überwiegenden Teil im Geheimen stattfindet und 
schwer nachweisbar ist. Zudem liegt die Aufklärungsrate für Verbrechen in Mexiko bei ca. drei Prozent. Die 
Wahrnehmung von Korruption ist in Mexiko während der Amtszeit von Calderón signifikant angestiegen: 
Auf dem Corruption Perceptions Index von Transparency International nahm Mexiko im Jahr 2006 Rang 70, 
im Jahr 2012 hingegen Rang 105 ein (TI 2006, 2012). 
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Mora, zit. nach Reforma 2008; Übersetzung P.H.), während der ehemalige Außenminister 
Jorge Castañeda 2011 erklärte: „Die Polizei ist bestenfalls nutzlos. Bestenfalls.“ (Cas-
tañeda 2011).  
Analysten gehen davon aus, dass ca. 319.000 der 409.000 Polizisten verschiedene krimi-
nelle Organisationen decken, als Informanten für sie arbeiten oder sogar in ihrem Auftrag 
Morde begehen (Bailey 2010: 23, zit. nach Weeks 2011: 49). Die Polizei etabliert dabei 
vielerorts durch Spähdienste eine Art „Frühwarnsystem“ für die Kartelle und informiert 
über Truppenbewegungen und geplante Operationen.
42
 Entsprechend gab es in den letzten 
Jahren eine kaum zu überblickende Zahl an Polizeireformen, die jedoch an der schlechten 
Performanz der Polizeikräfte nichts geändert haben. Bereits 1997 konstatierte die Drogen-
bekämpfungsbehörde der USA (DEA), es gebe in Mexiko „keine einzige Institution zur 
Strafverfolgung, der die DEA Vertrauen entgegenbringt“ (DEA 1997).  
Das mexikanische Militär steht aufgrund des forcierten Militäreinsatzes in der Inneren Si-
cherheit inzwischen in direkter Konkurrenz zu den zivilen Polizeikräften und wird bei der 
Verbrechensbekämpfung oftmals den zivilen Polizeikräften vorgezogen. Polizeiaufgaben 
wie Straßenkontrollen und Hausdurchsuchungen werden regelmäßig von Angehörigen des 
Militärs vorgenommen, besonders die Verhaftung von hochrangigen Kartellmitgliedern ist 
beinahe vollständig den Streitkräften überantwortet worden. Auch wurden hochrangige 
Offiziere zunehmend mit dem Oberbefehl über Polizeikräfte betraut oder Kontingente an 
Soldaten in Einheiten der Bundespolizei integriert,
43
 zudem wurden Militärs auf diversen 
zivilen Posten eingesetzt, etwa als Leiter der (inzwischen umbenannten) Präventiven Bun-
despolizei (Policia Federal Preventiva; PFP) sowie der Assistierenden Bundespolizei 
(Fuerzas Federales de Apoyo; FFA). Darüber hinaus wurde der mexikanische Inlandsge-
heimdienst CISEN (Centro de Investigación y Seguridad Nacional) zunehmend mit Mili-
tärpersonal aufgestockt und 200 Militärangehörige in die Behörde berufen, von denen 20 
führende Positionen übernahmen (Díez/Nicholls 2006: 34). Diese Maßnahmen wurden von 
den zivilen Entscheidungsträgern zumeist mit der hohen Korruptionsanfälligkeit der zivi-
len Institutionen und dem guten Ruf der Streitkräfte begründet. 
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 In den Bundesstaaten im Einflussbereich der Gruppe Los Zetas sowie in einigen mexikanischen Medien 
hat sich für die regionale Polizei inzwischen der Neologismus polizetas etabliert, um die Verquickung mit 
den Kartellen zu unterstreichen (vgl etwa El Universal 2011b). 
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 Diese Vermischung äußert sich etwa darin, dass die 1999 geschaffene Bundespolizei unmittelbar nach 
ihrer Gründung durch 5.000 Soldaten verstärkt wurde, um die zivilen Strafverfolgungsbehörden zu „unter-
stützen“ (vgl. López-Ménendez 2000: 58). 
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Ebenso ist das Bild der Polizei in der Öffentlichkeit im Vergleich zum Militär sehr 
schlecht. Nach einer Erhebung aus dem Jahr 2012 glaubten 91,8 Prozent der Mexikaner, 
dass Korruption bei den Polizeikräften eine „häufige oder sehr häufige“ Praxis sei, hinge-
gen nahmen dies von der Armee nur 29,1 Prozent und von der Marine sogar nur 19,4 Pro-
zent der Befragten an (alle Zahlen nach Proceso 2012h). Mit Bezug auf die Innere Sicher-
heit in Zusammenhang mit dem „Krieg gegen die Drogen“ ergibt sich ein sehr ähnliches 
Bild. Auf die Frage, welcher Akteur der Inneren Sicherheit am stärksten dazu beigetragen 
habe, die Gewalt im Zusammenhang mit dem Drogenschmuggel zu senken, gaben landes-
weit nur sieben Prozent die Polizei an. Die Armee erreichte hingegen 57 Prozent und die 
Marine 26 Prozent, während etwa im Bundesstaat Nuevo León die Polizei sogar nur von 
einem Prozent der Bevölkerung genannt wurde (CIDENA 2011: 98). Die Frage, ob sie 
ihrem Militär trauen, bejahen 70,8 Prozent der Mexikaner – höhere Werte erlangten in 
Nord-, Mittel- und Südamerika nur die USA und Kanada (LAPOP 2009: 1). Zudem glau-
ben 73 Prozent, dass das Militär einen „positiven Einfluss“ auf das Land habe (PEW 
2012). 
In den letzten Monaten der Amtszeit Calderón hat sich das Misstrauen gegenüber der Poli-
zei noch verstärkt, nachdem Polizisten einen Mordanschlag auf den Sohn eines Gouver-
neurs ausübten und Bundespolizisten ein Fahrzeug mit Agenten der DEA und einem Mari-
neoffizier an Bord gezielt unter Beschuss nahmen (Proceso 2012i, 2012f).  
Abbildung 10: Vertrauen in Akteure der Inneren Sicherheit, 2011 
 
Auf die Frage „Welche Institution hat am meisten dabei geholfen, die Gewalt in Verbindung mit  
dem Drogenhandel zu senken?“. Quelle: Eigene Darstellung nach CIDENA 2011: 98. 
Das hohe Misstrauen gegenüber der Polizei und ihre häufige Verwicklung in den Drogen-
handel haben seit 2006 zu einem stetig fortschreitenden Ersetzen ziviler Kräfte durch das 
Militär geführt. Einerseits sind wie erwähnt inzwischen in 17 der 32 Bundesstaaten Offi-
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ziere der Streitkräfte auf den höchsten Posten der Inneren Sicherheit tätig, zum anderen 
wurden oftmals die örtlichen Polizeikräfte nahezu vollständig gegen Soldaten ausge-
tauscht.
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 So wurden im Dezember 2011 in der von steigender Gewalt betroffenen Hafen-
stadt Veracruz die gesamte Polizei mit über 800 Polizisten entlassen und das Militär mit 
Aufgaben der öffentlichen Sicherheit betraut. Mehr als 5.000 (Marine-)Soldaten üben seit-
dem im Rahmen der Operation „Veracruz Seguro“ Razzien, Straßenblockaden und Bewa-
chung öffentlicher Gebäude aus (The Guardian 2011). Bis heute (Stand Januar 2013) ist 
das Militär in Veracruz präsent und die zivilen Polizeikräfte befinden sich im Wiederauf-
bau. Im November 2012 wurde zudem die Polizei der Industriemetropole Monterrey voll-
ständig durch das Militär ersetzt (Proceso 2012m). 
Für die Analyse ist festzuhalten, dass der zivile Sicherheitsapparat bei Politikern und Be-
völkerung zunehmend diskreditiert ist. Die geringe Verlässlichkeit der Polizei hat inzwi-
schen dazu geführt, dass das Militär eine dominante Rolle in der Inneren Sicherheit erhal-
ten hat, was in Ermangelung einer grundlegenden Reform der zivilen Strafvollzugsbehör-
den mit hoher Wahrscheinlichkeit anhalten wird. Entsprechend stellt die Konkurrenz zwi-
schen Polizei und Militär wenige bis keine Ressourcen für die zivilen Autoritäten bereit. Es 
zeigt sich im Gegenteil gerade hier besonders ausgeprägt, dass die mexikanischen Streit-
kräfte durch ihre positive Wahrnehmung und die hohen Zustimmungsraten Ressourcen 
erhalten, um institutionellen Wandel zu verhindern und zugleich ihren Einfluss auszudeh-
nen.  
 
6.2.2 Konkurrenz zwischen den Institutionen des Militärs 
 
Die unterschiedlichen Zweige der Streitkräfte stehen in Mexiko in starker Konkurrenz zu-
einander, wobei es einerseits Rivalitäten zwischen SEDENA und SEMAR und andererseits 
zwischen diesen beiden Ministerien und der Präsidentengarde (Estado Mayor Presidencial; 
EMP) gibt. Seit der Etablierung eines eigenständigen Marineministeriums in den 1940er 
Jahren ist die Marine dabei sowohl finanziell als auch personell weit hinter den Zuwen-
dungen für die Armee zurückgeblieben, jedoch konnte sie in den vergangenen Jahren 
durch ihre häufige Präsenz im „Krieg gegen die Drogen“ und die resultierende hohe Repu-
                                                 
44
 Nach Grayson (2009) sind diese Maßnahmen vor allem in der Hoffnung begründet, den verbliebenen Poli-
zeikräften Disziplin zu vermitteln und der Bevölkerung Vertrauen einzuflößen (vgl. Grayson 2009: 2f.).  
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tation Einfluss hinzugewinnen. Der EMP hingegen tritt nur sehr selten in Erscheinung, 
dennoch bildet er innerhalb der Streitkräfte einen eigenen Machtfaktor. 
Der EMP ist für den persönlichen Schutz des Präsidenten zuständig und besteht seit der 
Militärherrschaft, institutionalisiert wurde er allerdings erst 1947 vom ersten zivilen Präsi-
denten Alemán. Nach der Meinung führender Analysten geschah dieser Schritt mit dem 
vorrangigen Ziel, das übrige Militär zu disziplinieren (Camp 2005: 26). Unter Fox wurde 
2004 eine Neustrukturierung und Aufstockung vorgenommen, wodurch die Garde nun-
mehr aus drei Bataillonen Infanterie, einem Artilleriebataillon und einem Bataillon Spezi-
aleinheiten besteht. Der Satzung gemäß ist der EMP dabei zwar administrativ, aber nicht 
operativ dem Verteidigungsminister unterstellt (EMP 2004: Art. 6) und handelt ausschließ-
lich auf „Befehle und Anweisungen des Präsidenten“ (EMP 2004: Art. 3). In der Vergan-
genheit war es immer wieder zu Spannungen zwischen dem EMP und den anderen Zwei-
gen der Streitkräfte gekommen; besonders herausragend ist dabei die erwähnte Rolle des 
EMP im Massaker von Tlatelolco
45
 und der Begünstigung seiner Offiziere, die oftmals 
schneller Beförderungen erlangten als Offiziere in Armee und Marine (Camp 2004: 365). 
Im Jahr 2006 war der EMP maßgeblich an der Amtseinführung des Präsidenten beteiligt, 
da die Garde den Kongress vor Demonstranten abgeriegelt hatte und Calderón aus dem 
Gebäude eskortierte, wobei über 500 Soldaten im Einsatz waren (Rodriguez Sumano 
2011). In der Folge trat die Institution allerdings kaum noch öffentlich in Erscheinung bis 
ihr Kommandant, General Jesús Javier Castillo Cabrera, im November 2012 ein Buch über 
die Institution veröffentlichte. Bei der Vorstellung des Buches hob er die Rolle des EMP 
bei der Amtseinführung Calderóns hervor und begründete dies mit einer besonderen Ver-
pflichtung des EMP gegenüber dem Präsidenten und „dem demokratischen Leben“ des 
Staates. Des Weiteren sprach Castillo von der Notwendigkeit des Militärs, sich „der demo-
kratischen Praxis der Transparenz und der Informationsfreiheit“ anzupassen (SIPSE 2012). 
Diese Betonung demokratischer Verfahrensweisen ist bei den anderen Zweigen der Streit-
kräfte, etwa im Hinblick auf Menschenrechte oder die Militärgerichtsbarkeit, weniger aus-
geprägt und wird dahingehend relevant, als dass dadurch institutioneller Druck für Armee 
und Marine entsteht und die Notwendigkeit zur Anpassung entsprechend steigen kann.  
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 Zum Zeitpunkt des Massakers verfügte zudem ein Oberst über die damals drei Bataillone der Präsiden-
tengarde, denen jeweils stets ein General vorstand. Diese offensichtliche Missachtung der Hierarchie durch 
den Präsidenten führte zu starken Spannungen mit den regulären Streitkräften und hat sich seitdem nicht 
mehr wiederholt (vgl. Camp 2005: 30). 
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Armee und der Marine selbst unterliegen ebenfalls seit jeher einer institutionellen Konkur-
renzsituation, die sich im Zuge des „Krieges gegen die Drogen“ noch verstärkt hat. Unter 
Präsident Fox hatte es noch Bestrebungen zum Zusammenlegen der beiden Ministerien 
gegeben, was jedoch von den Ministern abgelehnt wurde (Camp 2005: 251). Die Armee 
wurde dabei seit jeher aufgrund ihrer relativen Größe, den zugesprochenen Budgets und 
des Titels „Verteidigungsministerium“ von der Marine beneidet (Camp 2004); die SEDE-
NA umfasst knapp viermal so viele Soldaten und erhält seit 2006 ein teilweise knapp 
zehnmal so hohes Budget (vgl. Camp 2010: 301). Aus der letzten Veröffentlichung der 
SEDENA zur Truppenstärke erging die Zahl von 206.013 Soldaten des Heeres (SEDENA 
2011: 2); die Marine zählte 2011 ungefähr 56.000 und die Luftwaffe ca. 11.000 aktive Mi-
litärs (International Institute for Strategic Studies 2012: 394).
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Das Militärbudget ist dabei einer der häufigsten Streitpunkte zwischen den beiden Institu-
tionen. Bei der Aufteilung des Budgets profitiert dabei zumeist die Armee deutlich, was 
die Marine bisher relativ klaglos akzeptierte (Deare 2000: 72). So verhinderte die SEDE-
NA im Jahr 2007 den geplanten Kauf von 35 Flugzeugen vom Typ SU-27 durch die Mari-
ne, da diese den Flugzeugen der Luftwaffe überlegen gewesen wären (Guevara Moyano 
2011: 6). Aufgrund der fehlenden äußeren Bedrohung hatte die Marine bei den Militärein-
sätzen bis 2006 ohnehin nur eine marginale Rolle gespielt und ihre Rolle als „kleiner Bru-
der“ der Armee akzeptiert (Grayson 2012). 
Der von Calderón ausgerufene „Krieg gegen die Drogen“ hat diese Hierarchie dahinge-
hend verändert, als dass die an Land operierenden Spezialeinheiten der Marine inzwischen 
eine immense Aufwertung erfahren haben. So wurden wie erwähnt Marinesoldaten bei der 
Tötung des hochrangigen Kartellbosses Arturo Beltrán Leyva weit im Landesinneren ein-
gesetzt, da der regionale Kommandeur der Armee sich gegen den Einsatz gesträubt hatte. 
Danach folgten weitere vielbeachtete Erfolge gegen hochrangige Anführer des Organisier-
ten Verbrechens. Im Oktober 2012 wurde schließlich einer der meistgesuchten Anführer 
der Zetas von Marinesoldaten erschossen (Proceso 2012g); kurz zuvor hatte die SEMAR 
die Verhaftung eines Anführers des Golf-Kartells bekanntgegeben (SEMAR 2012). Der 
Armee gelangen zugleich trotz der Tatsache, dass 90 Prozent der eingesetzten Soldaten der 
SEDENA unterstellt sind, kaum Erfolge gegen kingpins. Dies hat wesentlich zur Diskredi-
tierung der Armee bei Analysten beigetragen (vgl. etwa Grayson 2012). 
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 Die Luftwaffe ist der SEDENA und dem Verteidigungsminister untergeordnet. 
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Ein weiterer wichtiger Faktor in diesem Kontext ist die unterschiedlich hohe Zahl von 
Menschenrechtsverletzungen, die von beiden Institutionen begangen werden und bei denen 
die Armee relativ besser dasteht: Vom 1. Dezember 2006 bis zum 31. Oktober 2012 ver-
zeichnete die Nationale Kommission für Menschenrechte CNDH insgesamt 8.929 zur An-
zeige gebrachte Menschenrechtsverletzungen, von denen ca. 87 Prozent von Angehörigen 
der Armee verübt wurden (Carrasco Araizaga 2012c: 8). Die Marine war somit proportio-
nal zu ihrer Einsatzstärke (zehn Prozent der eingesetzten Streitkräfte) an mehr Menschen-
rechtsverletzungen beteiligt als die Armee. 
Wie bereits im vorangegangen Kapitel erwähnt, hat das hohe Ansehen des Militärs im 
Vergleich zu den zivilen Sicherheitskräften maßgeblich zur Übernahme von Polizeifunkti-
onen geführt. Gleichermaßen wurde in den letzten Monaten der Präsidentschaft von Felipe 
Calderón die Tendenz sichtbar, Marinesoldaten statt Angehöriger der SEDENA für diese 
Funktion einzusetzen. In der Hafenstadt Veracruz übernahmen Marinesoldaten im Dezem-
ber 2011 die Polizeifunktionen, nachdem die Gewalt im gesamten Bundesstaat eskaliert 
war (vgl. HIIK 2012: 59). Am 29. November 2012, zwei Tage vor dem Ende des Beobach-
tungszeitraumes, wurde zudem die Polizei von Monterrey durch Militär ersetzt. Erneut 
wurde die Marine einerseits der Polizei, andererseits der Armee vorgezogen (Proceso 
2012m). 
Auch die USA erkannten die höhere Effektivität der Marine im „Krieg gegen die Drogen“ 
an, gleichzeitig sprach ihr Botschafter in Mexiko-Stadt in einem geheimen Dokument
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von „beträchtlicher Konkurrenz“ zwischen Armee und Marine, die „unterhalb der Oberflä-
che des militärischen Professionalismus“ zu erkennen sei. Des Weiteren wird eine „Bela-
gerungsmentalität unter den ‚sauberen‘ Strafvollzugsbehörden“ diagnostiziert, die eine 
Kooperation zwischen den Behörden erschwere:  
„Die mexikanischen Sicherheitsinstitutionen sehen sich einem Nullsummenspiel gegenüber, bei dem 
der Erfolg einer Institution als Versagen einer anderen ausgelegt wird, Informationen streng bewahrt 
werden und gemeinsame Operationen so gut wie unbekannt sind“ (Feeley 2009, zit. nach LA Times 
2010b; Übersetzung P.H.). 
Die Konkurrenzsituation zwischen den einzelnen Institutionen des Militärs stellt sich dem-
entsprechend für die Zivilen als potentiell sehr ressourcenreiche Variable dar. Die Präsi-
dentengarde hätte dabei durchaus das Potential, durch ihre „moralische Vorbildrolle“ als 
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 Die geheime Denkschrift des US-Botschafters John D. Feeley wurde im Januar 2009 verfasst und im De-
zember 2010 von WikiLeaks veröffentlicht. 
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Korrektiv für die regulären Streitkräfte zu dienen. Ihre selbstbetonte Verpflichtung gegen-
über demokratischen Verfahrensweisen und dem Präsidenten sowie die Belohnung ihres 
Treueverhältnisses durch schnellere Beförderungen könnten dabei die Unterordnung der 
anderen Militärzweige begünstigen. Die institutionelle Konkurrenz zwischen Armee und 
Marine ist in vielen Punkten empirisch nachweisbar und drückt sich vor allem in dem Ver-
such der SEDENA aus, die Marine durch Einfluss auf die finanzielle Zuwendung und die 
Truppengröße kleinzuhalten. Umgekehrt erscheint die Marine im „Krieg gegen die Dro-
gen“ als verlässlichste Institution und könnte zu einer höheren Disziplinierung der Armee 
beitragen. Insgesamt kann festgehalten werden, dass die Konkurrenz zwischen den einzel-
nen Militärinstitutionen zu eher geringer Kohärenz des Militärs führt und damit potentiell 
eher viele Ressourcen für die Zivilen zur Verfügung stellt und der robusten Strategie der 
Gegenmachtbildung durch abwechselnde Anerkennung gleichkommen könnte. Allerdings 
zeigt sich in entscheidenden Situationen wie der unisono ausgesprochen Weigerung der 
Zusammenlegung in ein einziges Ministerium, dass Armee und Marine notfalls gemeinsam 
ihre Autonomie zu verteidigen wissen. 
 
6.3 Ideelle Faktoren: Rollenverständnis des Militärs 
„Verstrickt sich das Militär ohne ausreichende zivile Kontrolle in Operationen der inneren Sicher-
heit gegen Drogenproduzenten oder guerrillas, werden politische Probleme entstehen.“  
(Pion-Berlin 2001: 12; Übersetzung P.H.) 
Ideelle Kontextfaktoren können dem Militär vorgeben, was „legitimes und akzeptables 
Verhalten“ ist und den Versuch ziviler change agents zur Ausweitung der Kontrolle legi-
timieren (Croissant u. a. 2011: 93). Im Umkehrschluss ist es dem Militär möglich, sich auf 
eine bestimmte Rolle zu berufen, die es für den Staat spielt, und dementsprechend selbst 
Legitimierung zu erfahren. Im Folgenden wird untersucht, wie sich das Rollenverständnis 
des Militärs gegenüber den wichtigsten Verfassungsorganen während der Amtszeit von 
Felipe Calderón gestaltet hat und inwieweit dadurch mehr oder weniger Ressourcen für 
institutionellen Wandel zur Verfügung gestellt wurden. Zudem wird das Rollenverständnis 
des Militärs in der Inneren Sicherheit mit besonderem Fokus darauf analysiert, ob sich in 
dieser Rolle ein Wandel vollzogen hat. 
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6.3.1 Rollenverständnis in der Inneren Sicherheit 
„Die Verteidigung von la patria gegen innere und äußere Bedrohungen ist die historische Mission, 
die die Streitkräfte Lateinamerikas für sich in Anspruch nehmen. Diese Bedrohungen und die Feinde 
mögen sich ändern, doch ist die grundlegende Rolle – Verteidigung und Innere Sicherheit – unabän-
derlich.“ (Loveman 1999: xi; Übersetzung P.H.) 
Der „Krieg gegen die Drogen“ hat das Rollenverständnis der Streitkräfte entscheidend da-
hingehend verändert, dass es nicht mehr nur punktuell bei Staatskrisen eingesetzt wird, 
sondern dauerhaft in der Inneren Sicherheit tätig ist. Vor dem Amtsantritt Calderóns war 
das Militär zu keinem Zeitpunkt in vergleichbarer Truppenstärke oder über einen ver-
gleichbar langen Zeitraum eingesetzt worden, auch fanden Militäreinsätze oftmals in abge-
legenen Regionen auf dem Land gegen schlecht ausgerüstete guerrillas statt und waren 
nicht derart von Medien und Menschenrechtsorganisationen begleitet worden. In der mo-
mentanen Situation weitverbreiteter Korruption und ineffektiver ziviler Institutionen dage-
gen dehnt sich das Betätigungsfeld des Militärs kontinuierlich aus, was von den Zivilen mit 
der Argumentation begünstigt wird, das Militär sei die letzte verbliebene Institution, auf 
die man sich verlassen könne und die den gut ausgerüsteten und militärisch ausgebildeten 
Kriminellen gewachsen ist. Durch diese andauernde Präsenz und die nicht genau definier-
ten Ziele und Missionen im „Krieg gegen die Drogen“ löst sich das Militär dabei zuse-
hends von der von Shemella (2006) festgestellten Funktion als fire fighter und etabliert 
sich dauerhaft als einziger Garant für die Innere Sicherheit. Die Aufgabenfelder des Mili-
tärs sind nicht mehr auf Infrastrukturbau und gelegentliche Krisenbewältigung beschränkt, 
auch wird das Militär nicht mehr ergänzend zu den Polizeikräften eingesetzt, sondern er-
setzt etwa Polizeichefs durch Offiziere oder ganze Kommandanturen in Städten wie Ciu-
dad Juárez, Veracruz oder Monterrey durch Soldaten. In der Folge übt das Militär dauer-
haft die Funktionen des police officers nach Shemella aus: Verhaftungen, Straßensperren 
und Razzien werden seit dem Amtsantritt von Calderón zunehmend dem Militär überant-
wortet und ohne eine ausbleibende Reform der zivilen Strafverfolgungsbehörden wird sich 
dieser Trend einer uneingeschränkten „Verbrecherjagd“ auch weiter fortsetzen und die 
Polizeikräfte weiter schwächen. 
Das Militär hat diese „Notwendigkeit“ inzwischen akzeptiert und sieht sich, wie aus den 
Gesprächen mit den US-Behörden hervorgeht, als ultima ratio der Inneren Sicherheit; Ver-
teidigungsminister Galván erklärte dabei, dass auf die zivilen Institutionen der Strafverfol-
gung kein Verlass sei und er das Militär für die nächsten Jahre als einzige Alternative an-
sieht (NY Times 2011a). Aus dem Rollenverständnis in der Inneren Sicherheit, die zuneh-
104 
mend der Rolle einer „Ersatzpolizei“ gleicht, gehen wenig bis keine Ressourcen für die 
Etablierung ziviler Kontrolle hervor. Das Militär ist stattdessen während des „Krieges ge-
gen die Drogen“ zu einer dauerhaften Stütze des Staates geworden und wird dies bleiben, 
solange die zivilen Behörden ineffektiv bleiben. 
 
6.3.2 Rollenverständnis gegenüber Legislative und Judikative 
 
Aufgrund der besonderen Situation, dass es in Mexiko keinen zivilen Verteidigungsminis-
ter gibt, erhalten die zivilen Kontrollinstanzen eine kritische Bedeutung für die Kontrolle 
über das Militär. Nach Díez (2008) ist dabei neben der Judikative auch die Legislative ein 
entscheidendes Instrument der Beaufsichtigung (oversight) des Militärs, da etwa das Mili-
tärbudget oder institutionelle Reformen im Parlament ihren Ursprung nehmen (vgl. Díez 
2008: 113). Hinzu kommt die Tatsache, dass es in Mexiko nach wie vor keinen zivilen 
Ombudsmann gibt. 
Das Rollenverständnis der Streitkräfte gegenüber der Judikative zeigt sich in der völligen 
Abschottung des Militärs von ziviler Gerichtsbarkeit, die sich in der Amtszeit von 
Calderón nicht geändert hat. Die Militärgerichtsbarkeit oder fuero militar, die noch aus 
dem Jahr 1933 stammt, ist dabei stets durch das Militär verteidigt worden. Kyle und Reiter 
(2012) kommen in einer vergleichenden Studie zu dem Ergebnis, dass in Mexiko im Ge-
gensatz zu den anderen Staaten Lateinamerikas „kein messbarer Fortschritt“ bei der Etab-
lierung ziviler Jurisdiktion über das Militär feststellbar sei (Kyle/Reiter 2012).  
Der Oberste Gerichtshof (Suprema Corte de Justicia de la Nación; SCJN) entschied 2011, 
dass die bisherige Rechtsprechung geändert werden müsse, jedoch erklärte das Militär ei-
nen Tag nach der Entscheidung, dass diese keine Auswirkungen haben werde und man bis 
zur Umsetzung der Vorgaben in ein Gesetz die bisherige Rechtsprechung beibehalten wer-
de (vgl. Proceso 2011). Der Präsident des SCJN erklärte schließlich im November 2012, 
dass das Militär in Zukunft für den Schutz von knapp einhundert Richtern sorgen würde, 
da „ein Schutzengel nicht mehr ausreiche“ (Proceso 2012j; El Universal 2012d). In Anbe-
tracht dieses Schrittes muss klar die Frage gestellt werden, ob die Unabhängigkeit der 
Rechtsprechung in Bezug auf das Militär dadurch weiter gewährleistet ist (siehe hierzu 
ausführlich Kap. 7.3). Das Militär sieht sich gegenüber der zivilen Jurisdiktion dement-
sprechend als „unantastbar“ und inzwischen sogar als „Beschützer“ an. 
 
105 
Die Legislative ist in Bezug auf ihre Mitbestimmung bei Militärangelegenheiten in Mexiko 
auch unter Calderón schwach geblieben. Zu Zeiten des PRI war die parlamentarische Be-
aufsichtigung zugunsten einflussreicher politischer Posten aufgegeben worden und hat sich 
auch nach der Transition nicht etablieren können (Díez 2008: 122); Beförderungen wurden 
wie erwähnt in „mechanischer Manier“ und ohne Prüfung durch den Kongress vorgenom-
men. Generell ist außer bei Abgeordneten der linken Opposition um den PRD keine Initia-
tive zu institutionellem Wandel erkennbar und insgesamt stellt sich der Kongress als status 
quo agent dar, der oftmals in Einklang mit dem Militär Eingriffe in die militärische Sphäre 
verhindert.  
Der Politikwissenschaftler Jordi Díez, der Interviews mit Abgeordneten des Kongresses 
führte, fand dabei heraus, dass ein signifikanter Anteil der Abgeordneten entweder aus 
„mangelndem Interesse“, aufgrund ihrer „Rollenwahrnehmung gegenüber dem Militär“ 
oder schlichtweg „aus Angst“ eine erweiterte Beaufsichtigung des Militärs ablehnten (vgl. 
Díez 2008: 138). Ein Beispiel mag verdeutlichen, wie das Militär dabei Einfluss auf die 
Abgeordneten nimmt: Wie erwähnt verknüpften die USA ihre Militärhilfe im Zuge der 
Merída-Initiative mit Auflagen zur Einhaltung der Menschenrechte; insgesamt 15 Prozent 
der Finanzierung sollten dabei nur unter der Bedingung ausgezahlt werden, dass zivile Ge-
richtshöfe und Ermittler über Aktionen des Militärs und der Polizei entscheiden. Als die 
USA im Jahr 2010 angesichts der steigenden Zahl von Menschenrechtsverletzungen droh-
ten, diese zusätzliche Finanzierung von ca. 26 Mio. Dollar nicht auszuzahlen, forderte der 
Verteidigungsminister den mexikanischen Kongress dazu auf, die Initiative abzubrechen: 
Die geringe Zusatzhilfe der USA sei es nicht wert, im Austausch dafür eine Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten Mexikos zuzulassen (Bricker 2011: 7; NY Times 2010: 
A7). Die Abgeordneten sprachen sich daraufhin für das Ende der Initiative aus, da man 
nicht „die Souveränität des Landes für ein Linsengericht hergeben“ wolle (La Jornada 
2010; Übersetzung P.H.). Es zeigt sich deutlich, dass das Militär gegenüber dem Kongress 
eine autonome Rolle einnimmt und, falls notwendig, die Beibehaltung des Status quo ge-
genüber der Legislative forcieren kann. 
Die offene Lobbyarbeit des Militärs im Kongress wie auch die Verteidigung der Militärge-
richtsbarkeit machen deutlich, dass die Streitkräfte gegenüber Legislative und Judikative 
lange Zeit eine unantastbare Position einnahmen, die sie auch während der Amtszeit von 
Felipe Calderón verteidigen konnten. Beim Vorstoß des Obersten Gerichtshof wurde klar 
geäußert, dass dies für das Militär vorerst irrelevant sei; der Kongress hingegen ist traditio-
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nell kaum in Militärangelegenheiten involviert und das Militär verfügt über die Möglich-
keit, die Entscheidungen des Parlaments zu beeinflussen. 
Erneut wird deutlich, dass das Militär bei Eingriffen in seine Autonomie geschlossen rea-
giert und in der Folge institutionellen Wandel abwehren kann. Die Ressourcen für die Zivi-
len sind dementsprechend wenige bis keine: Das Militär akzeptiert neben dem Präsidenten 
keine zivile Autorität, die ihre institutionelle Autonomie beeinflusst. 
 
6.3.3 Rollenverständnis gegenüber dem Amt des Präsidenten 
 
Wie gezeigt ist der Einfluss von Legislative und Judikative bei Militärangelegenheiten und 
grundlegenden Sicherheitsfragen in Mexiko marginal. Aus der Zeit der autoritären Herr-
schaft hat sich in Angelegenheiten der Sicherheit eine hohe Machtkonzentration in der 
Exekutive tradiert; durch den sogenannten presidencialismo waren die Streitkräfte dabei in 
erster Linie zur Treue gegenüber dem Amt des Präsidenten verpflichtet (Díez 2008: 118; 
vgl. auch Kap. 4.1). Die Streitkräfte übertrugen dabei ihre Loyalität von der Staatspartei 
PRI ohne erkennbare Widerstände auf die demokratischen Bedingungen seit dem Jahr 
2000, was auf die Prämisse der zivilen Suprematie (in Gestalt des Präsidenten) zurückzu-
führen ist. Roderic Camp fasste dies 2005 wie folgt: 
„Mexiko gehört zu den Staaten in der Dritten Welt mit dem höchsten Grad an militärischer Diszip-
lin. Die Ausbildung an den Militärschulen und –akademien hat die Ausformung eines homogenen, 
gehorsamen Offizierskorps befördert, der einen extremen Sinn für Loyalität gegenüber den zivilen 
Autoritäten, vor allem gegenüber dem Präsidenten, teilt.“ (Camp 2005: 10; Übersetzung P.H.). 
Zentral ist hierbei das Rollenverständnis des Militärs gegenüber dem Präsidenten in seiner 
Rolle als oberstem Befehlshaber der Streitkräfte. Verfassungsgemäß ist der Präsident in 
Mexiko wie erwähnt der einzige Fünf-Sterne-General; Calderón trat dabei als erster Staats-
chef seit der Machtübergabe an die Zivilen in der Uniform des Obersten Befehlshabers der 
Armee auf (Lizárraga/Castellanos 2010: 18). Unmittelbar nach seiner Amtseinführung 
durch die Präsidentengarde leitete der Präsident eine Zeremonie, bei der die Chefs der Ar-
mee ihm als Obersten Befehlshaber die Treue schworen (AP 2006). Während seiner ge-
samten Amtszeit betonte Calderón unentwegt die Rolle des Militärs als Stütze der inneren 
Sicherheit, im Gegenzug ist das Militär zu keinem Zeitpunkt zu einer Gefahr für den Präsi-
denten geworden. Der scheidende Verteidigungsminister Galván gab Berichten zufolge 
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auch seinen Nachfolgern diese lange tradierte Suprematie des Präsidenten mit auf den 
Weg: Bei einem nicht-öffentlichen Treffen mit 24 Divisionsgenerälen, die als seine poten-
tielle Nachfolger gehandelt wurden, wies Galván auf das Vorrecht des Präsidenten hin, den 
Verteidigungsminister selbst auszuwählen und das es von Seiten des Militärs keine Beein-
flussung geben könne (Reforma 2012). Bei seiner letzten öffentlichen Ansprache betonte 
er zudem, dass Calderón mit seiner Strategie „die richtige Entscheidung“ getroffen habe.  
Auch der Lateinamerikaforscher Peter Smith, der die zivile Kontrolle in Mexiko 2005 noch 
als „umfassend“ bezeichnete, relativierte auf Nachfrage seinen Befund: Man müsse fragen, 
was „zivil“ in diesem Fall bedeute und welche Zivilen das Militär kontrollieren; diese Rol-
le übe de facto nur der Präsident aus. Letztlich sei es eine Frage der Definition, ob man 
deshalb von „ziviler“ Kontrolle sprechen könne.48 
Für die Analyse lässt sich festhalten, dass das Rollenverständnis des Militärs gegenüber 
der Exekutive weiterhin die starke Rolle spielt, die es zur Zeit des PRI gespielt hat. Es ist 
keine Aufkündigung der special relationship zwischen dem Präsidenten und Streitkräften 
zu erkennen, da beide Akteure davon profitieren: Einerseits stärkt das Militär durch ein 
besonderes Treueverhältnis den Präsidenten, im Gegenzug schützt der Präsident es vor 
Kritik und Eingriffen in seine Autonomie durch andere zivile Institutionen. Durch den 
„Krieg gegen die Drogen“ hat sich dieses Verhältnis eher gestärkt denn geschwächt.  
Im Umkehrschluss bedeutet das auf gegenseitige Abhängigkeit beruhende Verhältnis von 
Militär und Präsident, dass institutioneller Wandel vom Präsidenten nicht zu erwarten ist, 
solange er durch den Militäreinsatz im Inneren auf das Militär angewiesen bleibt. De facto 
stellt diese unter Calderón fortgeführte und durch den „Krieg gegen die Drogen“ verstärkte 
gegenseitige Abhängigkeit dem Militär ein hohes Maß an Ressourcen zur Verfügung, den 
Status quo beizubehalten und ihre Vorrechte sogar noch auszudehnen; es wird angenom-
men, dass dem Präsidenten als potentiell mächtigstem change agent dadurch letztlich we-
nige bis keine Ressourcen zur Verfügung stehen. In der Folge wird deshalb die Frage zu 
erörtern sein, ob Präsident Calderón sich während seiner Amtszeit als status quo agent 
verhalten hat.  
 
 
                                                 
48
 Persönliche Korrespondenz via E-Mail vom 14. November 2012 (Smith 2012b). 
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6.4 Zusammenfassung und Zwischenfazit 
 
Die Kontextfaktoren für eine Forcierung ziviler Kontrolle stellen sich in Mexiko im Unter-
suchungszeitraum insgesamt als sehr ungünstig dar. Die untersuchten makrostrukturellen 
Faktoren offerieren dabei insgesamt wenige bis keine Ressourcen; der von den USA ge-
führte war on drugs und ihr Druck auf Mexiko, das Militär zur Drogenbekämpfung einzu-
setzen, stellt in Verbindung mit der Militärhilfe wenig bis keine Ressourcen für institutio-
nellen Wandel zur Verfügung, vielmehr ist das Gegenteil der Fall. Allerdings kann konsta-
tiert werden, dass die Verknüpfung von Militärhilfe mit Menschenrechten den Zivilen zu-
mindest theoretisch einige Ressourcen für einen Eingriff in die institutionelle Autonomie 
des Militärs zur Verfügung stellt. Die interne Bedrohungslage mag im Falle Mexikos zwar 
weniger ausgeprägt sein als etwa in Kolumbien, jedoch wurde das Militär in allen inner-
staatlichen Konflikten seit 2006 eingesetzt, wobei der „Krieg gegen die Drogen“ dazu bei-
getragen hat, die Rolle der Streitkräfte in der Inneren Sicherheit noch auszuweiten. Dem-
entsprechend ergeben sich aus der internen Bedrohungslage und der externen Beeinflus-
sung nur wenige Ressourcen. Bei der Analyse der Einstellung zur Demokratie ergibt sich, 
dass beinahe die Hälfte der Bevölkerung inzwischen ein Militärregime nicht mehr ableh-
nen würde; die Zustimmungswerte für die Demokratie sind in allen Belangen seit 2006 
rückläufig. Entsprechend ergeben sich aus dieser Variable ebenfalls keine bis wenige Res-
sourcen für die Zivilen. 
Hingegen kann die ausgeprägte institutionelle Konkurrenz zwischen SEDENA und SE-
MAR sowie zwischen den regulären Streitkräften und der Präsidentengarde EMP eine ro-
bustere Strategiewahl der Zivilen bewirken, da sich das Militär als wenig kohärent dar-
stellt. Diese Variable bietet eher viele Ressourcen und hat damit am meisten Potential für 
zivile change agents, um durch die robuste Strategie der Gegenmachtbildung das Militär 
zu disziplinieren. Hingegen ist die institutionelle Konkurrenz zu den zivilen Polizeikräften 
ein dauerhafter Anlass, von Eingriffen in die militärische Autonomie oder ihre Rolle in der 
Inneren Sicherheit abzusehen und bietet deswegen keine Ressourcen. 
Die Tatsache, dass sich das Militär seiner derzeit unersetzbaren Rolle in der Inneren Si-
cherheit bewusst ist und sie diese durch die Übernahme von Polizeiaufgaben zu einer Art 
„Ersatzpolizei“ ausdehnen konnte, führt bei den ideellen Faktoren ebenfalls zu wenigen 
Ressourcen für die Zivilen. Ebenso steht es um das Rollenverständnis gegenüber Legislati-
ve und Judikative, gegenüber denen sich das Militär seit jeher nicht verantwortlich sieht. 
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Die potentiell stärkste Variable ist das tradierte besondere Verhältnis zum Präsidenten, das 
auch unter Calderón Bestand hatte und dem Militär eine beinahe bedingungslose Treue 
auferlegt; durch den fortbestehenden zivil-militärischen „Pakt“ ist dem Präsidenten aller-
dings ein Abweichen vom Status quo so gut wie unmöglich. 
 
Tabelle 6: Kontextfaktoren und resultierende Ressourcen für institutionellen Wandel 
Kontextfaktoren Dimension Ressourcen 
Makrostrukturelle 
Faktoren 
Interne Konflikte und Bedrohungslage wenige bis keine 
 Einfluss der USA und war on drugs eher wenige 
 Einstellung gegenüber der Demokratie wenige bis keine 
   
Institutionelle 
Faktoren 
Konkurrenz zwischen Militär und zivilen  
Institutionen der Sicherheit 
wenige bis keine 
 Konkurrenz zwischen den Institutionen des 
Militärs 
eher viele 
   
Ideelle Faktoren Rollenverständnis in der Inneren Sicherheit wenige bis keine 
 Rollenverständnis gegenüber Legislative und 
Judikative 
wenige bis keine 
 Rollenverständnis gegenüber dem Präsidenten wenige bis keine 
  
Durch das multidimensionale Konzept der zivilen Kontrolle wird deutlich, dass das Militär 
die Grenzen des „Paktes“ eindeutig bei seiner institutionellen Autonomie und zunehmend 
auch in der Inneren Sicherheit gezogen hat und es in den für die Zivilen wichtigsten Sphä-
ren der Politischen Rekrutierung und der Public Policy weiter keine Ausdehnung gesucht 
hat. Dementsprechend muss die Frage gestellt werden, ob der Präsident während des 
„Krieges gegen die Drogen“ als status quo agent gegenüber dem Militär aufgetreten ist, 
um sich durch den Schutz ihrer institutionellen Autonomie den Rückhalt einer sehr positiv 
angesehenen Institution in sehr widrigen Begleitumständen zu sichern.  
Für die weitere Analyse wird anhand der von den Zivilen während der Präsidentschaft 
Calderón eingesetzten Kontrollstrategien untersucht, ob aufgrund der ungünstigen Kon-
textfaktoren erwartungsgemäß eher schwache Strategien eingesetzt wurden und inwiefern 




7. Kontrollstrategien der zivilen Akteure 
 
Nach der Analyse der Kontextfaktoren für die Durchsetzung ziviler Kontrolle wird im Fol-
genden anhand von empirischen Fällen aus der Regierungszeit von Felipe Calderón die 
Strategiewahl der Zivilen betrachtet. Gemäß den bisherigen Erkenntnissen wird erwartet, 
dass anhand der geringen Ressourcen zivilen Handelns mit höherer Wahrscheinlichkeit 
wenig robuste Mechanismen eingesetzt wurden und schwächere Strategien zum Zug ka-
men, um institutionellen Wandel bei den Streitkräften zu fördern.  
 
7.1 Zugang zu Informationen über Militäreinsätze 
 
Im Jahr 2007 erfuhr die mexikanische Verfassung eine Reform bezüglich des Rechts auf 
Information. In Artikel 6, Absatz I ist seitdem festgeschrieben, dass „jede Information im 
Besitz einer Behörde, eines Bundesstaates oder eines Bundesorganes“ öffentlich gemacht 
werden und nach dem Gesetz zur Informationsfreiheit jedem Bürger zur Verfügung gestellt 
werden muss (Cámara de Diputados 2012: Art. 6; Übersetzung P.H.). Dieses Grundrecht 
auf Information kann seitdem über das Bundesinstitut für Informationszugang und Daten-
schutz (Instituto Federal de Acceso a la Información y Protección de Datos; IFAI) von 
jedem Bürger eingefordert werden und hat sich mit zunehmendem öffentlichen Interesse 
an der Strategie im „Krieg gegen die Drogen“ auch als zivilgesellschaftliches Instrument 
zur Überwachung der Streitkräfte erwiesen. 
Die Informationspolitik der Streitkräfte im Kontext mehrerer gleichzeitig ablaufender Mili-
täroperationen ist nach wie vor von einem hohen Maß an Geheimhaltung geprägt, die von 
den zivilen Autoritäten oftmals geduldet wird. Die Verfassung sieht dabei vor, dass es in 
„Friedenszeiten“ keiner militärischen Autorität erlaubt ist, „außerhalb der Kastelle, Fes-
tungen und Magazine Befehle zu erteilen oder generell Truppen in bewohnten Gebieten zu 
stationieren oder zu befehligen“; in nicht näher definierten „Ausnahmesituationen“ darf ein 
Militäreinsatz dabei nur auf Anforderung oder mit Einwilligung des Gouverneurs des je-
weiligen Bundesstaates geschehen (Cámara de Diputados 2011: Art. 29 u. 129). 
Aufgrund einer Bürgeranfrage forderte der IFAI zu Beginn des Jahres 2012 das Verteidi-




 Im Mai erklärte die SEDENA die „Inexistenz“ derartiger Dokumente; im 
Oktober 2012 wurde schließlich erklärt, dass trotz einer „ausführlichen Suche“ in den Ar-
chiven die angeforderten Dokumente nicht zur Verfügung stünden (SEDENA 2012c: 2, 
2012d: 8). Das Ministerium erklärte lediglich, dass die Entsendung von Truppen im Zuge 
des „Krieges gegen die Drogen“ stets nur auf Bitte der zivilen Behörden stattgefunden ha-
be, konnte dies aber nicht nachweisen. Das Militär sei lediglich „Mithelfer“ (coadyuvante) 
der zivilen Behörden des Bundes, der Staaten oder der Gemeinden und handle nur bei einer 
Petition dieser Behörden (ebd.). Wie der damalige Gouverneur von Michoacán jüngst er-
klärte, hatte seine Regierung im Jahr 2006 jedoch weder Militär angefordert noch dem Ein-
satz zugestimmt (Proceso 2012e: 21). De facto hatte bis ins Jahr 2008 keine der Behörden 
in den von Militäreinsätzen betroffenen Bundesstaaten Nuevo León, Tamaulipas, Coahuila, 
Sinaloa, Baja California und Zacatecas einen Antrag auf Militärunterstützung gestellt (Pro-
ceso 2012e: 21). Es wurde zudem keiner der betroffenen Gouverneure vom Verteidi-
gungsministerium angefragt, bevor Truppen in den Bundesstaat gesandt wurden.  
Hierbei zeigt sich, dass einerseits die zivilen Autoritäten, die mitverantwortlich für die Mi-
litäreinsätze sind, schwache Strategien der Duldung einsetzen und die offensichtlich ver-
fassungswidrigen Militäreinsätze nicht weiter aufklären, was mit ihrer Abhängigkeit vom 
Militär im „Krieg gegen die Drogen“ erklärt werden kann. Andererseits forciert die Zivil-
gesellschaft mittels des Grundrechts auf Information und des Instituts für Informationsfrei-
heit zumindest in Ansätzen eine Strategie der Überwachung, was einer robusten Strategie 
gleichkommt. Durch die Festschreibung des Rechts auf Information in der Verfassung hat 
sich dadurch eine Möglichkeit für die Zivilen ergeben, in die bisher streng geheim gehalte-
nen Strategien des Militärs Einsicht zu fordern. Es muss jedoch auch klar konstatiert wer-
den, dass die Geheimhaltung des Militärs sich nicht nennenswert verändert hat; die SE-
DENA verweigerte zuletzt nachweislich acht Wochen vor dem Ende des Beobachtungs-
zeitraumes Auskunft über Aktionen im „Krieg gegen die Drogen“ (Rodríguez García 
2012). Trotzdem könnte die konsequente Nutzung ziviler Kontrollinstitutionen der robus-
ten Überwachung gleichkommen, sollte das Militär auf zunehmenden Druck mit einer of-
feneren Politik reagieren. 
                                                 
49
 Angefordert wurden Auskünfte über insgesamt zehn Militäraktionen im Kontext des Kampfes gegen die 
Drogen seit 1960: (1) Plan Canador (1966), (2) Tarea Cóndor (1977), (3) Tarea Marte (1987), (4) Tarea 
Azteca (1996), (5) Operación Guardián (1998), (6) Directiva Azteca XXI (2000), (7) Plan General contra el 
Narcotráfico Milenio (2001), (8) Plan Estratégico de Combate al Narcotráfico (2004), (9) Directiva para el 
Combate Integral al Narcotráfico (2007 bis 2012) und (10) die derzeitige Strategie von Felipe Calderón (vgl. 
Rodríguez García 2012). 
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7.2 Erhöhung des Militärbudgets 
 
Während der Präsidentschaft von Felipe Calderón ist das Budget für das Militär um insge-
samt 110 Prozent gestiegen, wobei ein Großteil vor allem für die Löhne und Pensionen von 
Militärangehörigen verwendet wurde. Bei den Feierlichkeiten anlässlich des „Tages der 
Streitkräfte“ erklärte Calderón im Februar 2011, dass alle Löhne dabei mehr als verdoppelt 
wurden. Zudem wurden die Bezüge für Militärs im Ruhestand erhöht, die Witwen von 
getöteten Soldaten erhalten seitdem eine lebenslange Rente und es wurde ein Förderpro-
gramm für Kinder von Militärs etabliert, das ihre Hochschulbildung vollständig übernimmt 
(LAHT 2011). In seiner letzten Rede zur Lage der Nation erklärte Calderón zudem, er habe 
durch die Erhöhung des Soldes die Desertionen senken können: Der Sold der Armee sei 
während seiner Amtszeit um 117 Prozent, für Marineangehörige sogar um 122 Prozent 
angestiegen. Die Zahl der Desertionen in beiden Teilgliedern sei von 107.000 unter Fox 
auf 43.000 in seiner Amtszeit zurückgegangen (zit. nach Proceso 2012d).  
Es gibt dabei Anhaltspunkte dafür, dass die SEDENA zuvor direkten Druck auf den Kon-
gress und den Präsidenten ausgeübt hat, um ein höheres Budget zu erhalten, wobei die Er-
höhung der Löhne und der Pensionen für Militärs im Vordergrund standen: Der Divisions-
general Fermín Rivas García, zugleich Direktor des Institutes für Soziale Sicherheit der 
Streitkräfte (Instituto de Seguridad Social para las Fuerzas Armadas Mexicanas; ISS-
FAM) forderte im Mai 2007 den Kongress auf, einer geplanten Gesetzesänderung zur Er-
höhung der Zuwendungen zuzustimmen (Reforma 2007). In einem internen Dokument aus 
dem Jahr 2008 wurde zudem festgeschrieben, dass der Ankauf und die Produktion von 
Waffen Aufgabe der Generaldirektion der Militärindustrie sei. Die vorher nur informelle 
Autonomie des Militärs beim Ankauf von Waffen wurde damit offiziell als Aufgabe der 
Streitkräfte festgeschrieben (SEDENA 2008: Art. 66, Sektion VI). Im August 2012 forder-
te schließlich der Staatssekretär der SEDENA, Carlos Demetrio Gaytán Ochoa, eine erneu-
te Erhöhung des Militärbudgets und mehr Soldaten, um die „Sicherheitsaufgaben“ von 
Armee und Luftwaffe erfüllen zu können. Seine Intervention sei in diesem Zusammenhang 
„notwendig“, da „in mehreren Teilen des Landes die Polizei nicht in der Lage ist, die ent-
sprechende Antwort auf die Kriminalität zu geben.“ (Gaytán, zit. nach El Universal 
2012b). Gaytán galt zu diesem Zeitpunkt als einer der aussichtsreichsten Anwärter auf die 
Nachfolge des scheidenden Verteidigungsministers Galván (Proceso 2012b, 2012a). 
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Bei allen Maßnahmen wie der Erhöhung des Militärbudgets und des Soldes für Marine und 
Armee ist entscheidend, dass diese staatlichen Mittel nicht in die zivile Polizei investiert 
wurden. Vonseiten des Militärs ist dabei wiederholt die Aufforderung an Exekutive und 
Legislative ergangen, ihr Budget deutlich anzuheben, was von den Zivilen auch umgesetzt 
wurde. Die Regierung Calderón setzte somit häufiger als die Vorgängerregierungen die 
schwache Strategie der Beschwichtigung ein, um sich mit einer deutlichen Erhöhung der 
Zuwendung die Unterstützung durch das Militär zu sichern. Hierzu hat nicht unwesentlich 
das Rollenverständnis des Militärs als Hüter der Inneren Sicherheit beigetragen. Die An-
wendung robuster Strategien wurde dadurch wie erwartet verhindert und durch gesteigerte 
finanzielle Zuwendungen kompensiert. 
 
7.3 Einweihung eines Denkmals für Soldaten  
 
Zehn Tage vor Ende seiner Amtszeit weihte Calderón ein Denkmal für diejenigen Soldaten 
ein, die im „Krieg gegen die Drogen“ getötet wurden. Eigens dafür wurde auf dem inmit-
ten der Hauptstadt gelegenen „Marsfeld“ des Militärs ein eigener Platz reserviert, der den 
Namen „Platz des Dienstes am Vaterland“ (Plaza al Servicio de la Patria) erhielt. Darauf 
wurde ein aus weißem Marmor gefertigtes Denkmal mit den Namen der „Gefallenen“ der 
Militäraktionen errichtet (La Prensa 2012). 
In seiner Rede verglich Calderón die Soldaten von Marine und Armee mit den wichtigsten 
Persönlichkeiten der Mexikanischen Revolution und erklärte sie zu „Helden der Gegen-
wart“ (héroes contemporáneos). Angesichts der „ansteigenden Kriminalität“ sei es dabei 
ein „kategorischer Imperativ“ für die Streitkräfte, die „Freiheit, Integrität und Sicherheit 
der Bürger“ zu verteidigen (Proceso 2012l). An die anwesenden Minister der Verteidigung 
und der Marine gerichtet sagte er: 
„Dank Ihnen und Ihrer Mäßigung, Ihrem Mut, Ihrem Ehrgefühl und Ihrem Opfer konnte der mexi-
kanische Staat seine Bedrohungen bewältigen, im Besonderen eine Kriminalität, die in den letzten 
Jahrzehnten zur größten Bedrohung für die demokratischen Freiheiten und ihre Institutionen gewor-
den ist“ (Calderón, zit. nach La Prensa 2012; Übersetzung P.H.). 
Die hierbei von Präsident Calderón eingesetzte Strategie entspricht der wenig robusten 
Strategie der Anerkennung, die dem Status quo dienlich ist und institutionellen Wandel vor 
allem bei den Vorrechten in der Inneren Sicherheit verhindert. Die während der gesamten 
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Amtszeit unentwegte Betonung der Rolle des Militärs in der Inneren Sicherheit sowie die 
Verknüpfung dieser Rolle mit dem „Schutz der demokratischen Institutionen“ zeigt dabei, 
wie sehr sich der mexikanische Staat inzwischen in Abhängigkeit vom Militär wähnt. Ent-
sprechend wird durch Gesten wie öffentliches Lob und symbolische Wertschätzung für 
beide Zweige der Streitkräfte etwa in Form des Denkmales und öffentlich zelebrierten 
Auszeichnungen versucht, das Militär von allzu strenger Kritik an der Strategie und an den 
demokratischen Entscheidungsträgern abzuhalten. Die anschließende Rede des Verteidi-
gungsministers gestaltete sich dementsprechend: Die Soldaten der Armee stürben „bei der 
Verteidigung des Rechtsstaates“ und hätten sich damit „zurecht einen Platz im kollektiven 
Gedächtnis der Nation“ verdient (La Prensa 2012). 
 
7.4 Gesetz zur Militärgerichtsbarkeit 
 
Die Militärgerichtsbarkeit ist in Mexiko wie gezeigt seit der Anfangszeit des PRI nicht 
reformiert worden und wurde immer wieder von Analysten als eines der Haupthindernisse 
zur Etablierung ziviler Kontrolle wahrgenommen. Kristin Bricker vom Centre for Interna-
tional Governance Innovation bezeichnete die Rechtsprechung über Militärangehörige 
dabei als „in völliger Ferne von internationalen Standards“ (Bricker 2011: 6). Der erste 
große Militäreinsatz unter Calderón, Operation „Conjunto Michoacán“ im gleichnamigen 
Bundesstaat, wurde bereits nach einem halben Jahr von Menschenrechtsorganisationen 
kritisiert: Seit der Ankunft des Militärs im Dezember 2006 waren bis Mai 2007 bereits 52 
Fälle von Menschenrechtsverletzungen gemeldet worden, die Mordrate war zudem nicht 
gesunken (La Jornada 2007). Die SEDENA erklärte hierzu 2011 in einer Presseerklärung, 
dass diese Anschuldigungen von Mitgliedern des Organisierten Verbrechens gemacht wür-
den, um „die Streitkräfte zu diskreditieren und dadurch ihre Operationsfähigkeit einzu-
schränken.“ (SEDENA, zit. nach El Universal 2012a; Übersetzung P.H.). Trotz insgesamt 
mehr als 5.000 Untersuchungsverfahren wurden von 2007 bis 2011 nur 38 Soldaten zu 
meist geringen Strafen verurteilt (LA Times 2012). 
Der Interamerikanische Gerichtshof für Menschenrechte (Corte Interamericana de De-
rechos Humanos; CIDH) hatte Mexiko seit 2009 in insgesamt vier Erlässen aufgefordert, 
Menschenrechtsverletzungen nicht mehr vor Militärgerichten, sondern unter ziviler Juris-
diktion zu verhandeln. In der Folge entschied der SCJN im Juli 2011, dass die Erlässe des 
CIDH bindend seien und von der mexikanischen Justiz umgesetzt werden müssen (SCJN 
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2011). Der Marineminister Saynez erklärte am nächsten Tag, dass diese Entscheidung kei-
nerlei Auswirkungen auf die Strategie haben werde, bevor nicht ein entsprechend ange-
passtes Gesetz rechtskräftig werde (Proceso 2011). 
Präsident Calderón brachte schließlich 2011 einen Änderungsvorschlag der Militärgesetz-
gebung in den Kongress ein, der allerdings auf scharfe Kritik internationaler Beobachter 
stieß. Die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch (HRW) stellte im April 2012 
in einem offenen Brief an den mexikanischen Kongress fest, dass die Vorgaben des CIDH 
durch das Gesetz nur teilweise umgesetzt würden: Nach Calderóns Gesetzentwurf sollten 
lediglich die Strafbestände des sogenannten „Verschwindenlassens“ sowie Folter und Ver-
gewaltigung im Zuge von Militäreinsätzen an zivile Gerichte übergeben werden, während 
extralegale Tötungen weiter der Militärgerichtsbarkeit unterliegen würden (HRW 2012). 
Im August 2012 schließlich erklärte der Oberste Gerichtshof die zentrale Passage des von 
Calderón eingebrachten Gesetzes für verfassungswidrig und dass in Zukunft jegliche Ver-
brechen mit ziviler Beteiligung auch vor zivilen Gerichten verhandelt werden müssen 
(Gomez Licon 2012).
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 Eine Neuauflage des Gesetzes wurde angemahnt, jedoch während 
der verbleibenden Amtszeit von Calderón nicht mehr umgesetzt.  
In Bezug auf die Militärgerichtsbarkeit sind von den Zivilen erneut schwache Strategien 
angewandt worden: Die Regierung Calderón versuchte durch ein unvollständiges und vom 
Obersten Gerichtshof als verfassungswidrig eingestuftes Gesetz, die wesentlichen Vorrech-
te der Militärgerichtsbarkeit zu schützen und entsprechend die schwache Strategie der 
Duldung anzuwenden, um den Status quo beizubehalten. Dies kann einerseits auf die Ko-
härenz des Militärs bei Eingriffen in seine Autonomie zurückgeführt werden, die sich in 
Äußerungen beider Zweige der Streitkräfte zur Militärgerichtsbarkeit und zu Menschen-
rechtsverletzungen zeigt, zum anderen auf die besondere Beziehung zwischen Präsident 
und Militär, die Eingriffe in die Militärorganisation seitens der Exekutive verhindert. 
 
7.5 Operation „Veracruz Seguro“ 
 
Die Operation „Veracruz Seguro“, die seit Dezember 2011 im gleichnamigen Bundesstaat 
stattfindet, wurde von den zivilen Autoritäten wie der Marine gleichermaßen als erfolg-
reichste Operation während des „Krieges gegen die Drogen“ aufgefasst. In den Monaten 
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 Der für Mexiko zuständige HRW-Beobachter Nik Steinberg bezeichnete die Entscheidung als „wichtigsten 
Schritt“ zur Beendigung der Militärgerichtsbarkeit (vgl. Gomez Licon 2012). 
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nach der Stationierung von Marinesoldaten im November 2011 fand dabei eine ganze Rei-
he von Maßnahmen statt, um dies medial entsprechend darzustellen. 
In Veracruz ereigneten sich im September und Oktober 2011 mehrere Massaker mit über 
70 Toten, nachdem eine paramilitärische Gruppe mit dem Namen Matazetas („Zetas-
Töter“) angekündigt hatte, den Bundesstaat vom Einfluss des vorherrschenden kriminellen 
Organisation Los Zetas zu „befreien“ (vgl. HIIK 2012: 59f.). Bis zum Jahresende fanden 
pro Tag mindestens zehn Morde statt, bis im Dezember 2011 schließlich die Marine mit 
5.000 Soldaten einrückte. Die gesamte Polizei der Hafenstadt Veracruz wurde entlassen 
und das Militär mit Aufgaben der Sicherheit betraut (The Guardian 2011). In der Folge 
wurde verkündet, dass durch „Veracruz Seguro“ die Mordraten gesenkt worden seien und 
die Marine die Sicherheit des Bundesstaates wiederhergestellt habe. Ein Jahr nach dem 
Beginn der Operation verlieh der Gouverneur von Veracruz, Javier Duarte de Ochoa, dem 
Marineminister in einer öffentlichen Zeremonie vor dem Kongress einen Tapferkeitsorden 
und dankte ihm für seine Verdienste im „Krieg gegen die Drogen“ (La Jornada 2012a). Für 
die Hinterbliebenen von verletzten oder getöteten Marinesoldaten der Operation wurde 
zudem eine zusätzliche finanzielle Entschädigung bewilligt (López-González 2012). 
Veracruz sei dabei „ein deutliches Beispiel dafür, dass man mit vereinten Kräften das 
Wohlergehen des Volkes retten könne“ (Duarte, zit. nach La Jornada 2012a; Übersetzung 
P.H.). 
Die angewandten Strategien der Zivilen, zum einen Anerkennung durch öffentlichen Dank 
und zum anderen Beschwichtigung durch zusätzliche finanzielle Zuwendungen für Mari-
neangehörige, sind dabei im breiteren Kontext der Militäroperationen in Mexiko zu be-
trachten. So wurde anhand von Daten des INEGI nachgewiesen, dass von 2006 bis 2010 in 
den Gebieten mit hoher Militärpräsenz die Mordraten nach der Stationierung von Truppen 
signifikant angestiegen sind (vgl. J. Moreno 2011).
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 In Ciudad Juárez stieg die Zahl der 
Morde von knapp 200 auf zeitweise über 450 pro Monat, nachdem die Armee im April 
2008 dort stationiert worden war. In der Folge war vielerorts die Forderung erhoben wor-
den, das Militär nicht mehr mit Aufgaben der Inneren Sicherheit zu betrauen. Die öffentli-
che Darstellung der Operation „Veracruz Seguro“ als Erfolg kann dabei als Versuch ge-
wertet werden, das Ansehen der Streitkräfte sowie der zivilen Behörden zu bessern. Der 
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 Damit soll keine Kausalität unterstellt werden; relevant ist in diesem Zusammenhang vielmehr, dass sich 
das Ansehen der Armee bei Menschenrechtsorganisationen und in Teilen der Presse angesichts der trotz 
hoher Militärpräsenz gesteigerten Mordraten verschlechtert hat und zudem die Strategie der Regierung offen 
hinterfragt wurde. 
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mexikanische Politikwissenschaftler López-Gonzalez schätzte auf Nachfrage des Autors 
die Medienwirksamkeit der Operation als sehr hoch ein und bestätigte in einer E-Mail die 
positive Auswirkung für das Image von Regierung und Marine (López-González 2012). 
Für die Analyse gestaltet sich der Aspekt entscheidend, dass die Marine im Zuge der Ope-
ration „Veracruz Seguro“ eine besondere Wertschätzung durch die Zivilen erfahren hat, 
nachdem sie bereits bei der Tötung und Verhaftung von hochrangigen Kriminellen mehr 
Erfolge vorweisen konnte als die SEDENA. Die aufgezeigte Konkurrenzsituation zur Ar-
mee durch die scheinbar „erfolgreicher“ operierende SEMAR kann dabei durch gezielte 
Förderung mit Strategien wie Anerkennung und Beschwichtigung der robusten Strategie 
der Gegenmachtbildung gleichkommen, bei der ein Zweig der Streitkräfte bevorzugt wird. 
Anhaltspunkte für diese These finden sich auch in der letzten Rede zur Lage der Nation, 
bei der Calderón erwähnte, dass „99,1 Prozent der Armee und 95 Prozent der Marinesolda-
ten“ zur Einhaltung der Menschenrechte in der Lage seien (Calderón, zit. nach Proceso 
2012d). Es kann allerdings nicht nachgewiesen werden, dass Calderón dabei die Unter-
scheidung zwischen den beiden Teilen der Streitkräfte bewusst hervorhob, um Anpas-




8. Auswirkungen auf die Teilbereiche der zivilen Kontrolle 
 
Die von den Zivilen eingesetzten Strategien zur Ausweitung ziviler Kontrolle und der 
„Durchbrechung“ institutioneller Vorrechte gestalteten sich aufgrund der insgesamt un-
günstigen Kontextfaktoren erwartungsgemäß allesamt als schwach. Es wurden jedoch An-
zeichen dafür festgestellt, dass mittels der schwachen Strategien Anerkennung und Be-
schwichtigung die institutionelle Konkurrenz zwischen Armee und Marine einerseits, so-
wie zwischen Präsidentengarde und der regulären Armee andererseits befördert wurde. Für 
die Teilbereiche der zivilen Kontrolle ergibt sich folglich keine Veränderung hin zu mehr 
ziviler Kontrolle und – wie angenommen – beförderte die Anwendung schwacher Strate-
gien vielmehr den Fortbestand des Status quo; der Einfluss des Militärs in einzelnen Di-
mensionen wurde sogar noch ausgedehnt.  
Die Teilbereiche der Politischen Rekrutierung (A) und der Äußeren Sicherheit (D) erfuh-
ren dabei wie unter den Vorgängerregierungen keinen institutionellen Wandel. Die militä-
rische Kontrolle über zwei Ministerien und das damit verbundene Vorrecht der doppelten 
Repräsentation von Militärangehörigen im Kabinett wurden nicht reformiert und entspre-
chend unterliegt die Politische Rekrutierung weiterhin einer geteilten Souveränität. Die 
Äußere Sicherheit, die – wie gezeigt werden konnte – zwar einen nachweisbaren Einfluss 
des Militärs aufweist, jedoch in Mexiko aufgrund des mehr „theoretischen“ Falles der 
Landesverteidigung ein eher zweitrangiges Feld der zivil-militärischen Beziehungen dar-
stellt, erfuhr ebenfalls keine Veränderung bei der geteilten Souveränität. 
Im Bereich der Public Policy (B) wurde hingegen eine Ausweitung des militärischen Ein-
flusses festgestellt. Während vormals die Bereiche abseits der militärischen Sphäre von 
den Streitkräften unangetastet blieben, konnte im Kontext des „Krieges gegen die Drogen“ 
nachgewiesen werden, dass das Militär Einfluss auf das staatliche Budget genommen hat 
und einerseits öffentlich eine Erhöhung des Budgets gefordert hat, andererseits mehrfach 
im Kongress dahingehende Lobbyarbeit betrieben hat. Für das Fortbestehen des zivil-
militärischen „Paktes“, der den Teilbereich zuvor klar als von Zivilen dominiert vorsah, hat 
dies signifikante Konsequenzen. 
Bei den Teilbereichen der Inneren Sicherheit (C) sowie der Militärorganisation (E) haben 
sich während des Beobachtungszeitraums keine Versuche zur „Durchbrechung“, sondern 
im Gegenteil eine Stärkung der institutionellen Vorrechte des Militärs gezeigt. Entschei-
dend ist dabei der Rollenwandel des Militärs in der Inneren Sicherheit: Durch den ausge-
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dehnten Militäreinsatz im Inneren und die schwachen zivilen Sicherheitsorgane konnte das 
Militär sich in einigen Regionen zu einer „Ersatzpolizei“ etablieren und sowohl hochrangi-
ge Posten des Sicherheitssektors in mehr als der Hälfte der Bundesstaaten als auch die Po-
lizeifunktionen in einzelnen Städten und Regionen übernehmen. Dabei wurde diese Rol-
lenausweitung von den Zivilen zum einen nicht eingeschränkt, zum anderen aktiv als 
„Notwendigkeit“ im „Krieg gegen die Drogen“ befördert, wodurch die geteilte Souveräni-
tät in der Inneren Sicherheit weiter besteht, der Grad der zivilen Kontrolle jedoch signifi-
kant gesunken ist: De facto ist das Militär in der Durchführung von Militäroperationen in 
hohem Maße autonom geworden und die Kontrollmechanismen der Zivilen haben sich bei 
den Militäroperationen als schwach erwiesen. Ebenso verhält es sich mit der Militärorga-
nisation, bei der die Vorrechte wie die Militärgerichtsbarkeit nicht abgeschafft, sondern im 
Gegenteil durch Strategien der Duldung wie der Einbringung von unvollständigen Geset-
zen beibehalten wurden. Des Weiteren wurde durch Maßnahmen der Exekutive und aktive 
Einflussnahme einzelner Generäle auf den Kongress das Militärbudget deutlich angehoben 
und mittels weiterer Zuwendungen im Sinne der Beschwichtigung gestärkt. Für beide Teil-
bereiche ließ sich jedoch die gezielte Bevorzugung einzelner Militärzweige feststellen, die 
zumindest ansatzweise auf eine Strategie der Gegenmachtbildung hindeutet, die allerdings 
wiederum durch die schwachen Strategien Anerkennung und Beschwichtigung ausgeübt 
wurde. 
Tabelle 7: Kontrollstrategien der Zivilen und Auswirkung auf Teilbereiche 
Maßnahme Strategie Robustheit Betroffene Teilbereiche 
    
Zugang zu Informationen  
über Militäreinsätze 
Duldung schwach 
(C) Innere Sicherheit 
(E) Militärorganisation 
Erhöhung des Militärbudgets Beschwichtigung 
schwach (B) Public Policy 
(E) Militärorganisation 
Einweihung eines Denkmals Anerkennung schwach 
(C) Innere Sicherheit 
(E) Militärorganisation 
Gesetz zur Militärgerichtsbarkeit Duldung schwach (E) Militärorganisation 







(C) Innere Sicherheit 
(E) Militärorganisation 
 
Ein dominanter Einflussfaktor war dabei die makrostrukturelle Variable der Perzeption 
einer Bedrohungslage für den Staat durch das Organisierte Verbrechen, die sich aus der die 
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gesamte Region betreffenden Strategie der USA ableitet, einen „Krieg“ in den Transit- und 
Herstellungsländern von Drogen zu führen und damit auch ausgedehnte Militäreinsätze 
begünstigt. Dies hat sich zudem entscheidend auf die ideelle Variable des Rollenverständ-
nisses der Streitkräfte in der Inneren Sicherheit ausgewirkt, die sich seit den 1990er Jahren 
und vor allem seit der zunehmenden Eskalation des Konfliktes mit dem Organisierten Ver-
brechen verstärkt hat. Die potentiell einflussreichste institutionelle Variable der Konkur-
renz zwischen insgesamt drei Teilgliedern der Streitkräfte konnte dabei nur in geringem 
Maße von den Zivilen genutzt werden, jedoch birgt diese Konstellation für zukünftige Be-
strebungen zur Ausweitung ziviler Kontrolle am meisten Ressourcen. Die Schwäche der 
zivilen Institutionen der Sicherheit lässt kaum Möglichkeiten zur Ausweitung ziviler Kon-
trolle zu und solange eine grundlegende Reform des zivilen Sicherheitsapparates ausbleibt, 
stellt das Militär dementsprechend die ultima ratio in der Inneren Sicherheit dar. 
Abbildung 11: Zivile Kontrolle in Mexiko, Ende 2012 
 
Zusammenfassend kann postuliert werden, dass die insgesamt für zivile Kontrolle ungüns-
tigen Kontextfaktoren, von denen nur die aus der Zeit des PRI tradierte institutionelle 
Konkurrenz Ressourcen für gezielten institutionellen Wandel zur Verfügung stellt, erwar-
tungsgemäß zu schwachen Strategien der Zivilen geführt haben. Dabei kam es mehrfach 
zur Intervention des Militärs auf die Verteilung des staatlichen Budgets, was für den Teil-
bereich Public Policy die vorherige Dominanz der Zivilen unterminiert und eine geteilte 
Souveränität bedingt hat. Ebenso ist eine Ausweitung des militärischen Einflusses in der 
Inneren Sicherheit und in militärischen Angelegenheiten zu konstatieren, die jedoch die 
zuvor bestehende geteilte Souveränität bei der Inneren Sicherheit (noch) nicht durch eine 
völlige Dominanz der Streitkräfte abgelöst hat. Dabei erweist sich die ideelle Variable des 
besonderen Verhältnisses zwischen Militär und Exekutive als starke Konstante, die zwar 
den Bereich der Politischen Rekrutierung, jedoch nicht die Public Policy von einer Aus-
Innere Sicherheit  
C 
geteilte Souveränität 
Public Policy  
B 
geteilte Souveränität 
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dehnung des militärischen Einflusses bewahrt hat. Mit dem „Krieg gegen die Drogen“ ist 
die Balance des zivil-militärischen „Paktes“ somit klar aus dem Gleichgewicht geraten, 
sollte das Militär weiter seine Rolle dauerhaft als Ersatz der Polizeikräfte in der Inneren 
Sicherheit sehen, seinen neuerlichen Einfluss auf das staatliche Budget beibehalten und 




9  Fazit und Ausblick 
 
Im letzten Kapitel werden die Erkenntnisse des empirischen Teils und daraus folgende 
Rückschlüsse auf die verwendete Theorie der zivilen Kontrolle zusammengefasst. Den 
Abschluss bildet ein Ausblick in Bezug auf die weitere Forschung sowie das Fallbeispiel. 
 
9.1 Theoretische Erkenntnisse 
 
Die Fragestellung für den theoretischen Teil lautete 
 
Wie muss ein Konzept der zivil-militärischen Beziehungen gestaltet sein, das Veränderungen  
der zivilen Kontrolle „messbar“ macht? 
 
Die Analyse zur Theoriebildung der zivilen Kontrolle in jungen Demokratien zeigte bishe-
rige Modelle und ihre Schwächen auf sowie einen allgemeinen Konsens darüber, dass sich 
Militärs in jungen Demokratien oftmals institutionelle Vorrechte sichern konnten und die 
zivilen Autoritäten an einer Durchbrechung dieser Vorrechte interessiert sind. Die existie-
renden Modelle ließen jedoch weder Aussagen darüber zu, welche Strategien zur Durch-
brechung wann Zivile zur Durchbrechung einsetzen noch darüber, welche Faktoren die 
Strategiewahl der Zivilen positiv oder negativ beeinflussen können. Des Weiteren wurde 
deutlich, dass in der Forschung inzwischen zwar allgemein Konsens darüber besteht, dass 
sich zivile Kontrolle als Kontinuum der Machtverteilung zwischen den Zivilen und dem 
Militär darstellt, jedoch dies bisher – bis auf Ansätze – nicht operationalisierbar gemacht 
wurde. Zudem wurde die Mehrdimensionalität ziviler Kontrolle nach unterschiedlichen 
Entscheidungsebenen zwar anerkannt, ein Konsens darüber, welche Teilbereiche zivile 
Kontrolle umfasst, jedoch nicht ausgearbeitet. Die Anwendung des Modells von Croissant 
u. a. (2011) ließ klare Aussagen über die zivile Kontrolle wie auch ihre Kontextfaktoren 




9.1.1 Zivile Kontrolle 
 
Durch das gewählte Forschungsdesign eines mehrdimensionalen Verständnisses von zivi-
ler Kontrolle nach Croissant u. a. (2010) konnten solide Aussagen darüber getroffen wer-
den, welche Bereiche der zivil-militärischen Beziehungen aufgrund von Pfadabhängigkei-
ten von militärischem Einfluss geprägt sind. Zudem ermöglichte die Auffassung von zivi-
ler Kontrolle als Kontinuum zwischen Dominanz der Zivilen, geteilter Autorität und Do-
minanz des Militärs in den einzelnen Teilbereichen eine aussagekräftige Gradierung des 
Einflusses der Streitkräfte. Darauf aufbauend konnte ermittelt werden, wie sich die zivile 
Kontrolle zu einem bestimmten Zeitpunkt darstellte und sich über den Beobachtungszeit-
raum verändert hat. Für das Fallbeispiel konnte somit anschaulich gemacht werden, dass 
im Bereich (A) Politische Rekrutierung eine relative Dominanz der Zivilen tradiert ist, die 
zwar durch die Repräsentation zweier Militärs im Kabinett abgeschwächt wird, jedoch zu 
keinem Zeitpunkt eine contestation im Sinne einer forcierten Rollenausweitung vonseiten 
des Militärs erfahren hat. Hingegen konnte die Dominanz des Militärs im Bereich (E) Mili-
tärorganisation nachgewiesen werden, was dem in der Forschung allgemein akzeptierten 
Bild eines zivil-militärischen „Paktes“ mit klar verteilten Einflussbereichen in Mexiko ent-
spricht. Die Bereiche (C) Innere Sicherheit und (D) Äußere Sicherheit unterlagen stets ei-
ner geteilten Souveränität, wobei jedoch wie gezeigt durch die fortschreitende Intensivie-
rung des „Krieges gegen die Drogen“ eine Ausdehnung des militärischen Einflusses in der 
Inneren Sicherheit stattgefunden hat. Für den Bereich (B) Public Policy konnte anhand des 
Modells gezeigt werden, dass das Militär in Abwesenheit eines durchsetzungsfähigen 
Kongresses und eines Präsidenten, der vielmehr als status quo agent denn als change agent 
agierte, seinen Einfluss auf diesen vorher zivil dominierten Bereich ausdehnen konnte.    
 
9.1.2 Kontextfaktoren zur Etablierung ziviler Kontrolle 
 
Um eine Veränderung des Grades ziviler Kontrolle bestimmen zu können, konnten anhand 
der Theorie von Croissant u. a. (2011) zum einen die Pfadabhängigkeiten ziviler Kontrolle 
festgestellt werden, die in Mexiko bis in die Anfangsphase des autoritären Regimes zu-
rückreichen, des Weiteren wurde gemäß der Theorie von der Prämisse ausgegangen, dass 
zivile change agents notwendig sind, um die Pfadabhängigkeiten zu durchbrechen. Dabei 
offerierte der Ansatz ein Set von Strategien unterschiedlicher Robustheit, die von makro-
strukturellen, institutionellen und ideellen Kontextfaktoren begünstigt oder negativ beein-
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flusst werden. Die untersuchten Variablen innerhalb des makrostrukturellen, institutionel-
len und ideellen Kontextes führten zu drei zentralen Erkenntnissen:  
(1) Auch fernab von essentiellen inneren oder äußeren Bedrohungen für das Staatswesen 
können sich der regionale Kontext und Konflikte im Inneren als entscheidende Variablen 
gestalten, die sich negativ auf die Etablierung ziviler Kontrolle auswirken.  
(2) Eine geringe institutionelle Kohäsion und eine daraus resultierende Konkurrenzsituati-
on bei den Streitkräften bietet zwar Ressourcen für zivile change agents, die jedoch durch 
einen schwachen zivilen Sicherheitssektor relativiert werden können. 
(3) Eine Veränderung des Rollenverständnis der Streitkräfte gestaltet sich als sehr einfluss-
reiche Variable, wobei einerseits das Rollenverständnis gegenüber den Verfassungsorga-
nen, andererseits ein Wandel des Rollenverständnis in der Inneren Sicherheit von der Mak-
rorolle des fire fighter zur Rolle des police officer signifikante Auswirkungen auf das „le-
gitime und akzeptierte Verhalten“ auslösen kann. 
Die Analyse der von den Zivilen eingesetzten Strategien bestätigte dabei die Grundannah-
me, dass für institutionellen Wandel ungünstige Kontextfaktoren in der Folge lediglich die 
Anwendung schwacher Strategien erlauben. Dabei ermöglichte das gewählte Konzept klare 
Aussagen darüber, dass sich die Exekutive während des Beobachtungszeitraumes mehr als 
status quo agent denn als change agent verhielt und die Initiative zu institutionellem Wan-
del von der Zivilgesellschaft und den durch sie aktivierten Kontrollinstitutionen wie dem 
Obersten Gerichtshof und dem Bundesinstitut für Informationszugang und Datenschutz 
ausging. Somit kann trotz einer dahingehend schwachen Exekutive und einer Legislative 
mit wenigen Kompetenzen hinsichtlich der Militärpolitik bei den zivil-militärischen Be-
ziehungen ein Wandel ermöglicht werden, sofern ein starker gesellschaftlicher Wille zur 





9.2 Empirische Erkenntnisse 
 
Die Fragestellung für den empirischen Teil lautete: 
 
Wie haben sich die zivil-militärischen Beziehungen in Mexiko bis zur Amtszeit von Präsident Felipe 
Calderón dargestellt und wie hat sich die zivile Kontrolle seitdem verändert? 
Im Rahmen der empirischen Untersuchung konnte klar gezeigt werden, dass institutionelle 
Vorrechte des Militärs auch nach der Transition die zivile Kontrolle in Mexiko einschrän-
ken. Der von Felipe Calderón ausgerufene „Krieg gegen die Drogen“ und die sich stets 
verstärkende Einbindung der Streitkräfte in Aufgaben der Inneren Sicherheit haben dabei 
einen vorher latenten Konflikt eskalieren lassen und offenkundig gemacht, wie schwach 
der mexikanische Staat angesichts weitverbreiteter Korruption und Ineffektivität im zivilen 
Sicherheitssektor ist. Das Militär wurde in der Folge aufgrund seiner hohen Reputation und 
der gestiegenen Kampfkraft des Organisierten Verbrechens als dauerhafter Machtfaktor in 
der Inneren Sicherheit etabliert. Dabei lässt der beinahe unbeeinträchtigte Fluss illegaler 
Drogen in die USA, die daraus resultierenden enormen Geldmittel für die kriminellen Or-
ganisationen sowie die in der ganzen Region forcierte militärische Herangehensweise in 
absehbarer Zeit keine Entschärfung der Situation erwarten. Eine grundlegende Reform des 
Sicherheitssektors ist in Mexiko ebenso unerlässlich wie eine Initiative der Politik zum 
Schutz der Bevölkerung, die über bloße Militärpräsenz hinausgeht.  
 
Wie gezeigt stellt sich die zivile Kontrolle in Mexiko als wenig umfassend dar, die Analy-
se hat jedoch ebenfalls verdeutlicht, dass sich die Strategien der Zivilen zur Ausweitung 
ziviler Kontrolle durchweg als schwach erwiesen. Insofern stellt die Ausgestaltung der 
zivil-militärischen Beziehungen eine schwere Hypothek für jede nachfolgende Regierung 
dar, da weitere Pfadabhängigkeiten durch den „Krieg gegen die Drogen“ generiert wurden, 
die sich für eine Ausweitung des militärischen Einflusses vorteilhaft gestalten. Die damit 
verbundenen schwachen Strategien der Anerkennung, Duldung und Beschwichtigung ha-
ben in Verbindung mit dem beinahe unverändert hohen Ansehen der Streitkräfte in der 
Bevölkerung den Weg bereitet für ein weiterhin ausgedehntes Engagement der Streitkräfte 
und eine zunehmende Mitbestimmung in der Inneren Sicherheit wie auch Tendenzen zur 
Einflussnahme auf das Staatsbudget.  
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Durch den „Krieg gegen die Drogen“ hat sich das traditionelle Abhängigkeitsverhältnis 
zwischen Präsidenten und Militär somit verstärkt. Während das Militär einerseits seine 
traditionelle Unterordnung gegenüber dem Präsidenten bedingungslos fortgeführt hat, ist 
andererseits auf den Ebenen unterhalb der Exekutive eine Machtverschiebung zu konstatie-
ren: Das Militär hat während der Amtszeit von Felipe Calderón die teilweise oder vollstän-
dige Kontrolle über zivile Institutionen wie die Polizei übernommen und ohne Kontrolle 
durch den Kongress agiert. In Bezug auf die Drogenkriminalität hat der Staat dabei selbst 
den Krieg erklärt und das Militär mit der Absicht eingesetzt, schnelle Erfolge zu erzielen 
und diese politisch zu nutzen. Jedoch hat sich seitdem eine Spirale in Gang gesetzt, die wie 
das Beispiel Veracruz zeigt, die Abhängigkeit stets weiter steigert. Statt eine grundlegende 
Reform der Polizei und des Justizwesens zu forcieren, wurde und wird der Drogen-
schmuggel als militärisches zu lösendes Problem definiert und entsprechend angegangen. 
Dies passiert einerseits zulasten der Demokratie und andererseits unter weitverbreiteter 
Missachtung der Menschenrechte. Das Militär sitzt insofern an den „Nahtstellen“ der De-
mokratisierung: Alle identifizierten Probleme Mexikos wie der schwache Rechtsstaat und 
vor allem die öffentliche Sicherheit sind schleichend zu Verantwortungsbereichen einer 
durchweg undemokratischen Institution geworden. Dies kann die mit der Abwahl des PRI 
im Jahr 2000 eingeleitete Demokratisierung nicht unterstützen und sie teilweise sogar revi-




Für die weitere Forschung sind vor allem zwei Aspekte von entscheidender Bedeutung: Da 
sich in Mexiko die Exekutive als status quo agent dargestellt hat und Legislative wie Judi-
kative kaum Einflussmöglichkeiten auf institutionellen Wandel bei den Streitkräften besit-
zen, sollten zum einen der Einfluss zivilgesellschaftlichen Engagements in Form verschie-
dener mexikanischer NGOs sowie der inzwischen zahlenmäßig stark angewachsenen Frie-
densbewegung untersucht werden. Zum anderen sollte der Einfluss von internationalen 
NGOs wie Menschenrechtsorganisationen und des Interamerikanischen Gerichtshofes un-
tersucht werden, die jeweils potentiell starke Impulse für eine „Durchbrechung“ der mexi-
kanischen Streitkräfte in Bezug auf die Militärgerichtsbarkeit und die Entmilitarisierung 
der Inneren Sicherheit geben. 
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Im Kontext der innerstaatlichen Konflikte in Lateinamerika zeigt das Beispiel Mexiko 
deutlich, wie ein anscheinend kontrolliertes Militär durch neue Missionen im „Krieg gegen 
die Drogen“ mehr Autonomie erlangen konnte und die nachhaltige Transition zur Demo-
kratie auf absehbare Zeit erschwert. Für die Staaten der Region, die sich in der Phase der 
Konsolidierung ihrer Demokratie befinden, zeigt das Beispiel Mexiko, wie das „zur Seite 
getretene“ Militär durch den „Krieg gegen die Drogen“ politischen Einfluss zurückerhalten 
kann. 
Es sind daher essentielle Veränderungen in den zivil-militärischen Beziehungen vonnöten, 
um die zivile Suprematie in Zukunft zu gewährleisten. Ein unerlässlicher erster Schritt 
wäre dabei die Etablierung von zivilen Kontrollinstanzen über das Militär: Nach Art des 
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages könnte eine zivile Kontrollinstanz in enger 
Zusammenarbeit mit dem Parlament den Reformdruck auf das Militär erhöhen. Dieser Pos-
ten ist speziell für die parlamentarische Kontrolle über das Militär geschaffen und berichtet 
in einem jährlich erscheinenden Wehrbericht über Entwicklungen in der Armee. Nach dem 
deutschen Wehrstrafgesetz ist es dabei jedem einzelnen Soldaten erlaubt, sich direkt an den 
Wehrbeauftragten zu wenden, ohne dafür den üblichen Dienstweg gehen zu müssen. Auch 
darf ein Soldat für eine derartige Konsultation weder dienstlich gemaßregelt noch benach-
teiligt werden (BMJ 2012). Ein derartiges Amt könnte ein erster Schritt zu einer verstärk-
ten zivilen Kontrolle auch in Mexiko sein, die sich angesichts der steigenden Zahl von 
Menschenrechtsverletzungen als Herausforderung nicht nur für die Politik, sondern für die 
Gesellschaft als Ganzes erweist. 
Für die Gestaltung der zukünftigen zivil-militärischen Beziehungen könnte sich zudem die 
Rückkehr des PRI an die Macht als entscheidender Richtungswechsel erweisen, der auch 
aufgrund des Versprechens einer grundlegenden Reform der Strategie gegen die Kriminali-
tät die Wahlen im Jahr 2012 gewann. Die Begleitumstände der Amtseinführung von 
Calderóns Nachfolger Enrique Peña Nieto im Dezember 2012 lassen indes für die Zukunft 
keine Veränderung der zivilen Kontrolle erwarten: Erneut war es die Präsidentengarde, die 
sich vor dem Parlament Straßenschlachten mit Demonstranten lieferte und die Amtseinfüh-
rung absicherte (Rueda 2012). Für die Fortsetzung des „Krieges gegen die Drogen“ soll der 
Einsatz des Militärs weiter der entscheidende Stützpfeiler bleiben: Wenige Tage nach sei-
ner Wahl verkündete Pena den Aufbau einer bundesweiten Gendarmerie, die als „eine mi-
litarisierte Truppe unter ziviler Kontrolle“ (A. Serrano 2012) den 50.000 Soldaten assistie-
ren soll. Die weiterhin beinahe durchweg militärische Antwort auf die ideologischen und 
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sozioökonomischen Probleme des Landes sowie auf die überregionale Herausforderung 
des Drogenhandels kann dabei dazu führen, dass demokratische Prozesse vernachlässigt 
werden und sich eine politische Kultur der Repression tradiert. Unter diesem Aspekt mag 
ein modus vivendi mit den kriminellen Organisationen, bei denen die Gewalt von Seiten 
der Kriminellen gesenkt und Verhandlungen mit dem Staat geführt werden würden, lang-
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